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38. Sitzung 

Bonn, den 13. März 1970 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.02 Uhr 

Vizepräsident Frau Funcke: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die heutige Tagesordnung ergänzt werden um die 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft über die von der 
Bundesregierung beschlossenen Verordnun-
gen zur Änderung des Deutschen Teil-Zoll-
rifs 
— Drucksachen VI/ 461, VI/ 476, VI/ 475, VI/ 512 — 

Das Haus ist damit einverstanden? — Es ist so be-
schlossen. 

1 Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht auf-
genommen: 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr hat am 
10. März 1970 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Miltner, 
Dr. Jobst, Dr. Ritz, Lemmrich und Genossen betr. Straßenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung — Drucksache VI/ 433 — beantwortet. 
Sein Schreiben wird als Drucksache VI/ 505 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär des Bundesministers der 
Finanzen hat am 9. März 1970 die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Fellermaier, Peters (Poppenbüll), Saxowski, Hirsch, Dr. 
Müller (München), Helms, Dr. Haack, Zebisch und Genossen 
betr. Bekämpfung betrügerischer Praktiken bei der Ein- und Aus-
fuhr von Agrarerzeugnissen im Bereich der EWG — Drucksache 
VI/ 439 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache VI/ 516 
verteilt. 

Zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter 
Stoltenberg idas Wort. 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Namens der Fraktion 
der  CDU/CSU beantrage ich, unseren Antrag betr. 
Konjunkturpolitik der Bundesregierung auf die Ta-
gesordnung zu setzen und die Dringlichkeit zu be-
jahen. Zur Begründung darf ich folgendes sagen. 

Vor über drei Wochen, am 17. und 19. Februar, 
hat dieses Hohe Haus bei der Behandlung des Jah-
reswirtschaftsberichts und der ersten Lesung des 
Bundeshaushalts zum letztenmal die Fragen der 
Wirtschafts- und Konjunkturpolitik erörtert. Seit-
dem hat es in  der Öffentlichkeit außerhalb des Par-
laments eine sich steigernde öffentliche und durch-
aus widerspruchsvolle Debatte über diese Themen 
gegeben, eine Debatte, geführt von Mitgliedern der 
Bundesregierung, mit teilweise entgegengesetzten 
Aussagen und Wertungen über die Erfordernisse  

einer Stabilitätspolitik. Dadurch ist eine zuneh

-

mende Unklarheit über die Absichten der Regierung 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

und eine °erkennbare Sorge in der Bevölkerung 
über die wirtschaftliche Entwicklung und die Preise 
entstanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch Mitglieder der Bundesregierung haben eine 
weitere politische Behandlung, die in diesem Hause 
erfolgen sollte, für notwendig gehalten. Ich verweise 
etwa auf die dramatische Rede des Bundesministers 
Professor Schiller am 26. Februar vor dem Deutschen 
Industrie- und Handelstag. Er hat damals gesagt, 
daß durch Nachdenken allein der akute Brand noch 
nicht gelöscht werden könne. 

(Lachen und Zurufe von  der  SPD.) 

Er hat gesagt, daß das  Handeln nach der Maxime 
des kartesianischen Zweifels einen Feuerbrand we-
der in Rom noch in Bonn unter Kontrolle bringen 
könne, und er hat erklärt, daß wir mit dem Stabili-
täts- und Wachstumsgesetz eine durchaus gesunde 
„Löschordnung" besäßen. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Dr. Barzel: Hört! Hört!) 

Wenn es aber nach Meinung des Bundeswirt-
schaftsministers um das Stabilitäts- und Wachstums-
gesetz geht, dann ist dieses Haus gefragt und dann 
muß es auch das Für und Wider der Maßnahmen 
der Regierung erörtern. 

(Beifall bei der  CDU/CSU. — Demonstrative 
Bravo-Rufe von der SPD.) 

Andererseits gibt es trotz dieser Ankündigungen 
bis heute keine Vorlagen der.  Regierung, 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

die eine Behandlung hier im Deutschen Bundestag 
auslösen würden. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Es gibt keine Begründungen und Initiativen für das, 
was wir in der Öffentlichkeit an unterschiedlichen 
Auffassungen gehört haben. Statt dessen hat die 
Regierung die Verantwortung ganz in den außer-
parlamentarischen Raum verlagert; sie hat sie der 
Deutschen Bundesbank aufgebürdet, die ja in ihren 
Entscheidungen nicht 'der Wertung und Bestätigung 
durch dieses Hohe Haus bedarf. 
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Dr. Stoltenberg 
Deshalb wünschen wir, nachdem die Bundesregie-

rung gestern an die Presse gegangen ist und ihre 
Erklärung nicht vor diesem Haus vertreten hat, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

heute im Deutschen Bundestag eine Antwort der 
 Bundesregierung über Stabilität, Preise und Wirt-

schaftszukunft auf jene drängenden Fragen zu hören, 
die nicht nur uns, sondern insgesamt ,die Bürger die-
ses Landes bewegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. 	Abg. 
Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Das sind die Fragen — um nur einige zu nen-
nen —: Welche neuen Einsichten hat die Bundes-
regierung über den voraussichtlichen Konjunktur-
verlauf des Jahres 1970, den Umfang der zu erwar-
tenden Preissteigerungen und das Wirtschaftswachs-
tum dieses Jahres gegenüber den doch offenbar ver-
alteten, nicht mehr zutreffenden Angaben des Jah-
reswirtschaftsberichts gewonnen? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Welche Entscheidungen plant die Bundesregierung 
nun konkret auf Grund der Ankündigung des Bun-
deswirtschaftsministers, um ihre Verantwortung 
nach dem Stabilitätsgesetz wirkungsvoller als bisher 
wahrzunehmen und die Bundesbank zu unterstüt-
zen? Und wann ist nach den erstaunlichen Wider-
sprüchen der letzten Wochen nun mit der Finanzie-
rung ,der Konjunkturausgleichsrücklage aus Steuer-
mitteln 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und mit weiteren konkreten Vorschlägen der Bun-
desregierung zur Haushaltspolitik im Interesse der 
Stabilisierung zu rechnen? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Eine solche Debatte über diese Fragen ist nach 
unserer Überzeugung hier und heute notwendig 
— über den begrenzten Rahmen der Fragestunde 
und der Aktuellen Stunde hinaus. Deshalb glauben 
wir, daß eine solche Diskussion auch nicht der 
Beunruhigung dient, wie offenbar die Regierung 
meint, wenn ich ihre gestrigen Äußerungen richtig 
verstehe, sondern daß sie der Klärung dient. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr richtig!) 

Und Klarheit, Transparenz, Durchsichtigkeit der 
Absichten und Ziele 

(Zuruf von der CDU/CSU: 
Mehr Demokratie!) 

ist die Voraussetzung für Beruhigung, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

die Voraussetzung für Sicherheit in den künftigen 
Entscheidungen der autonomen Wirtschaftspartner. 

(Zuruf des Abg. Wehner.) 

Deshalb bitten wir Sie, Herr Kollege Wehner, die 
Dringlichkeit zu bejahen und hier eine offene, zeit-
lich nicht begrenzte Debatte mit Für und Wider zu 
ermöglichen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, es ist beantragt, den Antrag der Ab-
geordneten Dr. Müller-Hermann, Dr. Stoltenberg 
und der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache 
VI/ 511 — auf die Tagesordnung zu setzen. — Das 
Wort dazu? — Bitte schön, Herr Kollege Lenders! 

Lenders (SPD) : Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Nicht nur im Namen von 
fünf Mitgliedern dieses Hauses — wie es die Ge-
schäftsordnung verlangt —, sondern im Namen der 
beiden Koalitionsfraktionen der FDP und SPD 
widerspreche ich unter Bezugnahme auf § 26 der 
Geschäftsordnung 

(Beifall bei den Regierungsparteien — 
Widerspruch bei der CDU/CSU. — Abg. 

Dr. Barzel: Mehr Demokratie!) 

der Aufsetzung dieses Antrages der CDU/CSU auf 
die heutige Tagesordnung. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungspar-
teien — Unruhe bei der CDU/CSU. — 

Abg. Dr. Barzel: Mehr Demokratie!) 

— Sie beruhigen sich noch! 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Mehr Demo

-

kratie! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
 CSU. — Gegenruf des Abg. Wehner: Was 

haben Sie denn gefrühstückt?) 

Meine Damen und Herren, für diese Ablehnung 
sind folgende Gründe maßgebend, und dabei, Herr 
Kollege Stoltenberg, geht es ja gar nicht um Ihre ( 
Zitatensammlung, sondern es geht um den Antrag, 
um den Inhalt des Antrages, über den wir heute hier 
Ihrer Meinung nach debattieren sollen. Da muß ich 
sagen, denn das ist einer unserer Gründe: der vor-
liegende Antrag hat doch keinerlei Substanz! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. Wider

-

spruch und Unruhe bei der CDU/CSU.) 

Die Opposition fordert erneut — wie wir das 
ja schon bei der Debatte zum Jahreswirtschaftsbe-
richt erlebt haben, 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Obermeister!) 

Herr Müller-Hermann — Maßnahmen in unbestimm-
ter. Weise ohne die geringste Konkretisierung. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wir sind der Meinung, ein solcher Antrag muß zu-
nächst einmal als Eingeständnis der Opposition ge-
wertet werden, daß sie selbst zu dem gemeinsamen 
Stabilitätsprogramm von Bundesregierung und Bun-
desbank keine Alternative besitzt. 

(Beifall bei den  'Regierungsparteien. — 
Lachen und Widerspruch bei der CDU/CSU. 
— Abg. Stücklen: Wo ist das Programm?) 

Ich finde, es ist für die konjunkturpolitische Dis-
kussion in der Bundesrepublik sicherlich nützlich, 
daß Sie mit Ihrem Antrag den Beweis, daß Sie kein 
eigenes Konzept haben, noch einmal antreten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Lenders 

Aber gerade aus diesem Grunde lehnen wir es ab, 
die heutige Tagesordnung mit Ihrem Antrag zu be-
lasten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Angst vor dem 
Parlament! — Abg. Dr. Barzel: Demokratie 
ist Diskussion, und Sie verweigern das!) 

Ihr Versuch, meine Damen und Herren der Op-
position — das ist ein weiterer Grund —, sich jetzt 
in die konjunkturpolitische Debatte einzuschalten, 
kommt ausgesprochen zu spät. 

(Beifall bei ,den Regierungsparteien. — 
Lachen und Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Die Koalitionsfraktionen sind der Auffassung, daß 
Bundesregierung und Bundesbank gemeinsam die 
Maßnahmen ergriffen haben, die die gegenwärtige 
überhitzte Konjunkturlage erfordert. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 
haben mit diesem Antrag zur Konjunkturpolitik, 
den Sie jetzt vorlegen — und das trifft im übrigen 
auch für Ihre Fragen zu, die Sie zur Fragestunde 
gestellt haben —, nicht nur nichts zu bieten, Sie 
hinken auch ganz eindeutig hinter den sich gegen-
seitig erganzenden konjunkturpolitischen Maßnah-
men von Bundesregierung und Bundesbank her. 

Es gibt noch einen Grund, weshalb wir Ihren An-
trag als gegenstandslos betrachten. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

So wie er formuliert ist, unterstellen Sie doch in  die- 
 sem Antrag der Bundesregierung, sie habe das Sta-
bilitätsgesetz bisher nicht angewendet, 

(lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

und diese Unterstellung, meine Damen und Her-
ren, ist schlicht falsch. Sowohl die Aufwertung als 
auch der antizyklische Haushaltsvollzug — das wis-
sen Sie sehr genau, meine Damen und Herren von 
der Opposition — basieren auf dem Stabilitätsge-
setz. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der CDU/CSU.) 

Diese Maßnahmen der Bundesregierung wurden im 
Bereich der Geld- und Kreditpolitik durch die für 
diesen Bereich zuständige Institution ergänzt. 

Für uns, meine Damen und Herren, für die Ko-
alitionsfraktionen drängt sich daher auf Grund 
Ihres Antrags die  Frage auf, welchen Sinn und wel-
chen Zweck Sie damit verfolgen. 

(Abg. Rösing: Helfen!) 

Ich meine, darauf kann es für jeden Einsichtigen nur 
folgende Antwort geben. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Wir wollen eine 
Debatte!) 

— Nein, Sie täuschen konjunkturpolitische Aktivität 
vor, um Ihre Konzeptionslosigkeit zu überdecken. 
Das ist der eigentliche Grund. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der CDU/CSU.) 

Nur, meine Damen und Herren — das ist das, was 
wir bedauern —, der Effekt solcher Manöver ist 
leider der, daß sie erneut Unruhe in die Wirtschaft 
hineintragen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Unsere Meinung — meine Damen und Herren, hören 
Sie mal gut zu! —, die Meinung der Koalitionsfrak-
tionen ist folgende. — Wenn Sie nachher mit uns 
diskutieren wollen, müssen Sie sich unsere Meinung 
ja einmal anhören. — Unsere Meinung ist: die Ent-
scheidungen von Bundesregierung und Bundesbank 
sind gefallen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Zur Geschäfts

-

ordnung!) 

und sie sind der konjunkturpolitischen Lage ange-
messen. 

(Abg. Wehner: Umfunktionierte APO!) 

Meine Damen und Herren, daran müßten doch auch 
Sie interessiert sein: Die Wirtschaft muß jetzt die 
Möglichkeit haben, sich auf diese neuen Daten ein-
zustellen. 

Au diesen Gründern, meine Damen und Herren, 
können Sie von den Koalitionsfraktionen nicht ver-
langen und nicht erwarten, daß sie der Beratung 
Ihres Antrags zustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, über diesen Antrag muß mit Mehrheit 
abgestimmt werden. Es genügt nicht der Wider-
spruch von fünf Kollegen, da — und das möchte ich 
wörtlich zitieren — in einer Ergänzung zur Ge-
schäftsordnung festgelegt worden ist: 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat vom 
26. April 1955 kann, wenn Einmütigkeit über die 
Aufsetzung eines Punktes auf die Tagesordnung 
im Ältestenrat nicht erzielt wird, jedes Mitglied 
vor Aufruf des Punktes 1 der gedruckten Tages-
ordnung Aufsetzung auf die Tagesordnung be-
antragen. In diesem Falle findet § 26 Abs. 3 

— das bezieht sich auf den Widerspruch von fünf 
Mitgliedern — 

keine Anwendung, sondern über den Antrag 
wird durch Mehrheitsbeschluß entschieden. 

Ich bitte daher diejenigen, die dem Antrag zu-
stimmen, um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Minderheit!) 

Meine Herren und Damen, im Präsidium herrscht 
keine Einmütigkeit. Wir müssen auszählen. 

Ich gebe das Ergebnis bekannt. Abgegeben wur-
den 402 Stimmen. Mit Ja haben sich 174, mit Nein 
228 Abgeordnete entschieden; keine Enthaltung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Damit ist der Antrag abgelehnt. 

(Unruhe.) 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Ich bitte um Ruhe. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Meine Damen und Herren, ich bitte die Diskussion 
über das Ergebnis draußen zu führen, damit wir 
in Ruhe in der Behandlung der Tagesordnung fort-
fahren können. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksachen VI/ 480, VI/ 501 — 

Auf Drucksache VI/ 501 liegt eine Dringliche Münd-
liche Frage aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft vor. Zum gleichen Fragen

-

komplex liegen drei Fragen vor, die normal einge-
reicht worden sind. 
Ich rufe zunächst die Frage 56 des Herrn Ab-

geordneten Dr. Müller-Hermann auf: 
Was versteht die Bundesregierung unter der Ankündigung, die 

Bundeswirtschaftsminister Schiller im Zusammenhang mit der 
Konjunkturlage anläßlich der Eröffnung der Frankfurter Früh-
jahrsmesse am 22. Februar 1970 mit den Worten traf „Die Situa-
tion ist da."? 

Herr Bundesminister für Wirtschaft, bitte schön! 
(Abg. Dr. Müller-Hermann: Kommt nicht 

erst die Dringliche Mündliche Frage?) 

'Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Frau 
Präsidentin, darf ich eine Frage an Sie richten: Sollte 
ich nicht zuerst die Dringliche Mündliche Frage 
beantworten? 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesmi-
nister, es entspricht der Übung, daß bei Vorliegen 
von Dringlichen Mündlichen Fragen die Fragen, die 
von den Abgeordneten in der normalen Zeit ein-
gereicht worden sind und den gleichen Fragen

-

komplex betreffen, vorgezogen werden. Aus diesem 
Grunde folgt die Dringliche Mündliche Frage auf 
Drucksache VI/ 501 den Fragen 56, 57 und 58. Das 
entspricht der Übung dieses Hauses. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Frau 
Präsidentin, ich beantworte damit die Frage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Hermann-Müller. 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Müller-Hermann: 
Völlig verwirrt!) 

— Entschuldigung, Herr Dr. Müller-Hermann. Es 
war aber eine gut gemeinte Fehlleistung. 

Herr Kollege Müller-Hermann, mir ging es bei 
meiner Frankfurter Rede darum, darzulegen, daß auf 
dem Gebiet der Preisentwicklung vor allem im Be-
reich der industriellen Erzeugerpreise, eine ernst zu 
nehmende Situation eingetreten ist, die es erforder-
lich macht, daß ein weiteres konjunkturpolitisches 
Dämpfungssignal gegeben wird, sei es durch die 
Bundesregierung, sei es durch die Deutsche Bundes-
bank. 

Die Bundesregierung ihrerseits teilt diese meine 
Einschätzung der Lage. Die zusätzlichen Dämpfungs-
maßnahmen durch die Bundesbank sind inzwischen 
ergriffen worden, und zwar nach Abstimmung zwi-
schen Bundesregierung und Bundesbank im Zentral-
bankrat. 

Meine Lagebeurteilung vom 22. Februar, auf die 
 Sie sich in Ihrer Frage beziehen, wurde inzwischen 

durch die Bundesbank in ihrem neuesten Monatsbe-
richt vom März bestätigt. Es heißt dort wörtlich: 

Es ist verständlich, daß die Offentlichkeit auf 
derartige Preiserhöhungen, 

— weiter wörtlich — 

auch wenn sie ihre Ursache zum guten Teil in 
der Vergangenheit haben, empfindlich reagiert, 
zumal die Erzeugerpreise der Industrie bisher 
anders, als es normalerweise der Fall zu sein 
pflegt, nicht schwächer, sondern erheblich stär-
ker als die Lebenshaltungskosten gestiegen 
sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Müller -Hermann. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Mi-
nister, würden Sie es mir sehr verargen, wenn ich 
mich bei Ihrem Stoßseufzer „Die Situation ist da" 
an die Rede erinnert fühlte, die Sie vor der Bremer 
Eiswette gehalten haben, wo Sie von dem „drohen-
den Liquiditätskollaps der Wirtschaft sprachen 
und ich das in einen Zusammenhang mit der Ent-
scheidung der Bundesbank brachte? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Ich 
sehe durch die  Entscheidung der Bundesbank nicht 
die Gefahr eines Liquiditätskollapses gegeben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten van Delden. 

van Delden (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
sind Sie sich bei der Beurteilung der Lage darüber 
im klaren, daß es global — cum grano salis — zwar 
so stimmen mag, daß aber sektoral solche Unter-
schiede bestehen, daß Sie unter Umständen mit  den 

 Maßnahmen — insbesondere bezogen auf die Liqui-
dität —, die Herr Kollege Müller-Hermann ange-
führt hat, regional in Schwierigkeiten kommen kön-
nen? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Kollege, Sie selber haben ja mit Ihren Anträgen und 
mit Ihren Anfragen auf weitere stabilitätspolitische 
Maßnahmen hingewiesen. Jede stabilitätspolitische 
Maßnahme wird den einen oder anderen in diesem 
Lande ärgern und ihm Schmerzen bereiten. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten van Delden. 

van Delden (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
darf ich auf Grund Ihrer Antwort noch einmal fra-
gen: Es geht nicht um „den einen oder anderen"; 
ich habe bewußt „sektoral" gesagt, und regional 
wird das unter Umständen in große Schwierigkeiten 
einmünden. 
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Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: 
Wenn wir mit dem unmittelbar durch das Stabili-
täts- und Wachstumsgesetz gegebenen Instrumenten 
vorgegangen wären, hätten wir ebenfalls weder 
sektorale noch regionale Ausnahmen machen kön-
nen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Frerichs. 

Dr. Frerichs (CDU/CSU) : Herr Bundeswirtschafts-
minister, sind Sie sich dessen bewußt, daß diese 
einmalig hohe Diskonterhöhung, die eine Art Fall-
beil darstellt — Sie wissen, wer ,das gesagt hat —, 
insbesondere die Mittel- und Kleinbetriebe in  der 

 Wirtschaft trifft und daß hier schon Spannungen vor-
handen sind, die nicht mit einer globalen Diskont-
politik bereinigt werden können, sondern zusätzliche 
Maßnahmen der Bundesregierung herausfordern? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Sehr 
verehrter Herr Kollege, ich bin der Meinung, daß 
in einer Zeit der überschäumenden Konjunktur, in 
einer Zeit eines ungebändigten Booms, der durch die 
Versäumnisse des vorigen Jahres veranlaßt ist, 

(Beifall bei den Regierungsparteien — Lachen 
und Zurufe von  der  CDU/CSU) 

heute am meisten die Klein- und Mittelbetriebe in 
Bedrängnis geraten, weil sie beim Kampf um jede 
Arbeitskraft auf jeden Fall  den  kürzeren ziehen. Erst 
eine Dämpfung der  Gesamtnachfrage schafft den 
kleinen und mittleren Betrieben wieder die Chance 
der Gesundung. Deshalb ist jede stabilitätspolitische 
Maßnahme heute, auch wenn sie unmittelbar für den 
einen oder anderen unbequem ist, zuallererst eine 
Hilfe für die Klein- und Mittelbetriebe. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dasch. 

Dasch (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, sind Sie 
sich nicht darüber klar, daß die Kreditverteuerung, 
die durch die Maßnahmen der Bundesbank verur-
sacht wurde, besonders den kleinen Mittelstand, die 
Landwirtschaft und vor allen Dingen auch den Woh-
nungsbau, insbesondere den privaten Wohnungsbau, 
auch den Eigenheimbau, trifft? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Wir 
werden in diesem Jahr, was den Wohnungsbau be-
trifft, ein Ergebnis bekommen, das sich sehr wahr-
scheinlich noch positiv von den Ergebnissen in den 
Vorjahren abhebt. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Müller-Hermann: Auch in den 

Preisen?) 

Im übrigen besteht die Maßnahme der Bundesbank 
darin, in einer Zeit, in der viele Unternehmer ihre 
Gewinnmargen aus dem Jahre 1969 über Preiserhö-
hungen auch im Jahre 1970 zu verteidigen ver-
suchen, gegen diese Verteidigung der Gewinn

-

margen, die überholt sind, anzugehen. Da gibt es 
verschiedene Mittel. Ein Mittel, den Unternehmern 
in diesem Fall ein Marktverhalten beizubringen, das 
der neuen Situation einer zu dämpfenden Konjunk-
tur entspricht, ist die Diskonterhöhung. Es gibt 
andere Mittel; aber das ist ein Mittel. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Vogt. 

Vogt (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, darf ich 
Ihre Bemerkung, die augenblicklichen wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten seien die Folge von Ver-
säumnissen des letzten Jahres, dahingehend inter-
pretieren, daß Sie die Zeitperiode zwischen der Auf-
wertung und Ende des Jahres meinen, in der es die 
Bundesregierung versäumt hat, zusätzliche konjunk-
turpolitische Maßnahmen zu ergreifen? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Oh-Rufe bei 
der SPD.) 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Ich 
darf die Rückfrage stellen —ich weiß nicht, ob es 
erlaubt ist —: meinen Sie expansive oder restrik-
tive Maßnahmen? 

(Abg. Wehner: Er ist überfragt! — Heiter

-

keit bei den Regierungsparteien.) 

Vogt (CDU/CSU) : Herr Minister, es ist nicht 
meine Aufgabe, Ihnen hier ein konjunkturpolitisches 
Programm darzustellen. Aber Sie stimmen sicherlich 
mit mir darin überein, daß die Bundesregierung seit 
der Aufwertung keine zusätzlichen konjunkturpoli-
tischen Maßnahmen ergriffen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
SPD: Da müssen Sie Zeitung lesen! — Abg. 
Wehner: Sie haben zuviel Magensäure!) 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Ich 
war nicht so kühn, Herr Kollege, von Ihnen hier ein 
Programm zu verlangen; so ehrgeizig bin ich gar 
nicht. Ich wollte nur eine klare, präzise Frage von 
Ihnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie doch!) 

Ich erinnere Sie an die Aufwertung. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sie haben hier 
nicht zu fragen, Sie haben zu antworten! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ja, ich erinnere Sie  an die Aufwertung. Und ich 
erinnere daran, daß bis in den Dezember hinein der 
Aufwertungssatz als sehr hoch, ja oft als zu hoch 
empfunden wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist keine 
Antwort!) 

— Natürlich ist das eine Antwort. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nur eine falsche!) 

Ich kann nun nicht alle Gedanken mit einem ein-
zigen Wort ausdrücken. Ich muß hier wohl nach und 
nach meinen Gedankengang vortragen. 
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Bundesminister Dr. Schiller 
In dieser Zeit gab es eine Fülle von Stimmen, von 

Anträgen auf konjunkturpolitische Maßnahmen im 
anderen Sinne, nämlich im expansiven Sinne: Aus-
gleichszahlungen zu leisten — ich denke nicht an die 
Landwirtschaft, sondern an viele andere Branchen —, 
d. h. expansive Programme zu entwickeln. Die Bun-
desregierung hat ihre erste konjunkturpolitische Tat 
vollbracht, indem sie bei dem Beschluß zur Aufwer-
tung derartige Ausgleichszahlungen, die die Kon-
junktur noch angeheizt hätten, abgelehnt hat. Das ist 
das erste. 

Zum zweiten haben wir ab Mitte Dezember, als 
wir sahen, daß die Inlandsnachfrage sich in dem 
bekannten Sinne weiterentwickelte, Maßnahmen für 
das Jahr 1970 vorbereitet — sie sind Ihnen be-
kannt —, Maßnahmen fiskalpolitischer Natur: die 
Konjunktursperren, die Konjunkturausgleichsrück-
lage, ab 1. Januar die restriktive vorläufige Haus-
haltsführung usw. Das ist unser Stabilisierungs-
programm. 

Als sich im Februar herausstellte, daß es ergänzt 
werden mußte, haben wir in Arbeitsteilung mit der 
Bundesbank ein weiteres Mittel gefunden, nämlich 
das Handeln der Bundesbank. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, da Sie die jüngsten Wirtschaftsmaßnahmen 
der Bundesregierung als mittelstandsfreundlich dar-
zustellen versuchten, darf ich fragen: sind Sie in 
allem Ernst der Meinung, daß der höchste Diskont-
satz, den es in der Geschichte der Bundesrepublik 
bisher gibt — der durch Ihre Tätigkeit mit herauf-
beschworen wurde —, eine mittelstandfreundliche 
Maßnahme ist? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Kollege, ich muß mich gegen Ihren Relativsatz wen-
den. Der Zentralbankrat beschließt in völliger Unab-
hängigkeit, in völliger Autonomie. Kein Minister 
hat das heraufbeschworen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Abg. 
Dr. Müller-Hermann: Ja, dann ist er unab

-

hängig! Das ist doch ein Widerspruch! — 
Abg. van Delden: Laut Arndt haben Sie 
aber in der Sitzung auch nichts gesagt! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich halte jede Stabilitätspolitik in dieser Hoch-
konjunktur für mittelstandsfreundlich. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Fuchs. 

Dr. Fuchs (CDU/CSU): Herr Bundesminister, wür-
den Sie mir darin zustimmen, daß in den struktur-
schwachen Gebieten, vor allem im Zonenrand- und 
Grenzgebiet, keine Überhitzung der Konjunktur 
festzustellen ist und daß dort der ungewöhnlich hohe 
Diskontsatz zu nicht unbeträchtlichen Schwierigkei-
ten gerade des mittelständischen Bereichs führt, da 
dort ja auch die Aufwertungsfrage von besonderer 

Bedeutung ist? Was werden Sie tun, um hier zu 
helfen? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Sie 
sind sicherlich mit mir der Meinung, daß wir ein 
einheitliches Wirtschafts- und Währungsgebiet dar-
stellen, daß also geldpolitische Maßnahmen für das 
gesamte Wirtschaftsgebiet zu gelten haben. Aus-
nahmen können da nicht gemacht werden, übrigens 
auch nicht beim Stabilitätsgesetz. Aber ich füge hin-
zu: Die Bundesregierung hat an die Bundesausbau

-

gebiete, an alle Gebiete, die einer besonderen struk-
turpolitischen Förderung bedürfen, gedacht, indem 
sie in den entsprechenden Haushaltspositionen die 
Ansätze im Haushalt 1970 nicht nur nicht gekürzt 
oder gesperrt, sondern noch erhöht hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, muß 
Ihre Formulierung von vorhin, die besagte, daß es 
verschiedene Mittel gebe, um den Unternehmern 
Marktverhalten beizubringen, als eine Kampfansage 
an die deutschen Unternehmer verstanden werden? 

(Lachen bei der SPD.) 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Kei-
neswegs eine Kampfansage! Die Diskonterhöhung 
und die übrigen Maßnahmen der Deutschen Bundes-
bank sind legitime marktkonforme Maßnahmen, und 
das, was vom Zentralbankrat beschlossen worden I 
ist — in eigener Meinungsbildung, autonom und 
unbeeinflußt , sollte allerdings so aufgefaßt wer-
den, wie die Herren es gedacht haben, nämlich als 
ein Warnsignal an alle, die es angeht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine letzte Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Kiep. — Wir 
haben ja noch mehrere Fragen zu diesem Thema, so 
daß jeder drankommen kann. 

(Zurufe.) 

— Nein, es hat jeder nur eine Zusatzfrage. — Bitte 
schön, Herr Leisler-Kiep! 

(Abg. Wehner: Ist das auch ein Angriff auf 
die Unternehmer?) 

Kiep (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, zum 
Stichwort „Versäumnisse der Vergangenheit" möch-
te ich Sie fragen, ob wir damit rechnen müssen, daß 
Sie in der Ihnen vërbleibenden Amtszeit, also in den 
kommenden drei Jahren, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

bei allen konjunkturpolitischen Problemen und wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten diese Schwierigkeiten 
nicht etwa auf Fehlprognose oder Nichtstun des 
Wirtschaftsministers zurückführen, sondern in den 
kommenden drei Jahren bei jeder solchen Gelegen-
heit .auf Versäumnisse der Vergangenheit hinwei-
sen werden? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 
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 Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Ich 
glaube, Herr Kollege, „Fehlprognosen" 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Hat es genug 
gegeben!) 

in diesem Zusammenhang zu erwähnen — das ist 
ein weites Feld. Ich erinnere Sie an folgendes, 
gerade weil hier immer wieder gesagt worden ist, 
es hätte mit der D-Mark-Aufwertung gleichzeitig ein 
restriktives Stabilisierungsprogramm eingesetzt 
werden müssen: es gab umgekehrte Prognosen. Ich 
erinnere an eine Antwort des damaligen Bundes-
finanzministers, des Kollegen Dr. Strauß, vom Sep-
tember vorigen Jahres auf eine Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Porzner, ob es stimme, daß mit einer 
Aufwertung der D-Mark unmittelbar die deutschen 
Arbeitsplätze in Gefahr geraten würden. Herr Kol-
lege Strauß hat damals als Bundesfinanzminister — 
ohne Fühlungnahme mit dem damaligen Wirt-
schaftsminister — geantwortet: jawohl, die These 
der CDU/CSU stimme, mit einer Aufwertung, die 
über die 4% des Absicherungsgesetzes hinausginge, 
würden Arbeitsplätze in weitem Umfange in der 
deutschen Wirtschaft gefährdet. 

(Abg. Dr. Schulze-Vorberg: Ist das ein wört

-

liches Zitat, Herr Minister?) 

— Ich kann es Ihnen gleich verlesen, wenn Sie es 
haben wollen. Sie bieten mir ja so viel Chancen, 
noch viele Zitate zu geben. Damit sehen Sie, was 
es mit Prognosen auf sich hat. — Wenn es wörtlich 
verlangt wird, darf ich es verlesen. Herr Kollege 
Strauß hat am 16. September geantwortet: 

Die Bundesregierung 

— so seine Meinung — 

teilt die von der CDU und CSU in Presseanzei-
gen vertretene Auffassung, daß eine über die 
Sätze des Absicherungsgesetzes hinausgehende 
Aufwertung der D-Mark Arbeitsplätze gefähr-
den würde. 

Das war eine ganz andere Prognose. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Na hören Sie mal! Seitdem ist der Boom unge-
brochen weitergegangen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir haben von 
Ihnen eine Antwort auf eine Frage haben 

wollen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, wir haben noch drei Fragen aus diesem 
Bereich. Ich bitte damit einverstanden zu sein, daß 
wir jetzt weitergehen. Ihre Wortmeldung kann zur 
nächsten Frage ebensogut kommen. Zudem bin ich 
sehr im Zweifel, ob alle die Zusatzfragen, die so-
eben gestellt wurden, noch in engem Zusammen-
hang mit der aufgerufenen Frage standen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich wäre dankbar, wenn wir uns ein wenig daran 
hielten. 

Nunmehr rufe ich die Frage 57 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Luda auf: 

Wie glaubt die Bundesregierung es verantworten zu können, 
daß sie sich in der Sitzung des Wirtschaftskabinetts vom 27. Fe-
bruar 1970 und in der Sitzung des Gesamtkabinetts vom 5. März 
1970 nicht hat einigen können, zusätzliche Maßnahmen zur Preis-
stabilisierung zu ergreifen, obwohl vor allem die Deutsche Bun-
desbank die verstärkte Anwendung des Stabilitätsgesetzes ge-
fordert hatte? 

Bitte, Herr Minister! 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Frau 
Präsidentin, es ist mir hoffentlich erlaubt, die beiden 
Fragen des Herrn Abgeordneten Dr. Luda gemein-
sam zu beantworten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Einverstanden. 
Dann rufe ich auch die Frage 58 des Herrn Abgeord-
neten Dr. Luda auf: 

Wie glaubt die Bundesregierung das Vertrauen des Verbrau-
chers, des Sparers und der Wirtschaft wiederherstellen zu kön-
nen, das sie selbst zerstört hat, indem sie in der Konjunktur-
politik erst eine dreimonatige Pause eingelegt und danach sich 
als handlungsunfähig erwiesen hat, wodurch ihr die Kontrolle 
über die Preisentwicklung verlorengegangen ist? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Die 
Antwort auf Frage 57 lautet: Der Kabinettsausschuß 
für Wirtschaft der Bundesregierung kam in seiner 
Sitzung vom 27. Februar 1970 zu dem Ergebnis, daß 
es am zweckmäßigsten sei, über zusätzliche Maß-
nahmen zur Preisstabilisierung gemeinsam mit der 
Deutschen Bundesbank in der darauffolgenden Zen-
tralbankratsitzung am 6. März zu beraten. Zu diesem 
Zweck wurde vorgesehen, daß Herr Kollege Möller 
und ich an der Zentralbankratsitzung am 6. März 
teilnehmen würden. Der Herr Bundesbankpräsident 
und ein Mitglied des Bundesbankdirektoriums, die 
an .der Sitzung des Kabinettsausschusses für Wirt-
schaft teilnahmen, hielten das ebenfalls für das 
beste Verfahren. 

Am 6. März wurden dann in Übereinstimmung mit 
den Überlegungen der Bundesregierung die bekann-
ten kreditpolitischen Beschlüsse gefaßt, deren Wirk-
samkeit aber nur in Verbindung mit  der  D-Mark

-

Aufwertung gegeben ist; denn gerade diese D-Mark

-

Aufwertung hat der Kreditpolitik der Deutschen 
Bundesbank überhaupt erst wieder ihre neue Hand-
lungsfähigkeit gegeben. Wir haben mit diesem Vor-
gang eine gemeinsame, zwischen der Bundesregie-
rung und der Deutschen Bundesbank abgesprochene 
Stabilisierungsaktion erreicht. 

(Abg. Dr. Luda: Darf ich dazu erst eine 
Zusatzfrage stellen?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte schön, eine 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Luda! 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Minister, wie können 
Sie  diese Antwort mit der Äußerung des Mitglieds 
des Bundesbankpräsidiums, Dr. Irmler, nach ,der 
Diskonterhöhung vom 6. März in Übereinstimmung 
bringen, der nach der Zentralbankratssitzung gesagt 
hat: Besser wäre es allerdings gewesen, wenn vor-
her die Bundesregierung gehandelt hätte? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Kollege Luda, wissen Sie, welche Maßnahme nach 
der Meinung von  Herrn Dr. Irmler ökonomisch mög- 
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Bundesminister Dr. Schiller 
licherweise besser gewesen wäre als eine Diskont-
erhöhung? 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Es war jeden

-

falls die schlechtere Lösung! — Abg.: Dr. 
Luda: Ich bitte um eine Antwort des Mini

-

sters auf meine Frage!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich bin nicht ganz 
sicher, ob die Fragestunde „rückwärts" gemeint ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vielleicht können Sie umgekehrt in  Form einer Frage 
eine Antwort geben, Herr Dr. Luda. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Schwach, 
schwach!) 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Ich 
bitte um Verzeihung; ich dachte, wir wären schon in 
einem Dialog. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der CDU/CSU: Das kommt gleich! 
— Abg. Dr. Luda: Frau Präsidentin, ich 
möchte fragen, ob ich noch eine Antwort 

auf meine Frage bekomme!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte  schön, Herr 
Bundesminister! 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: So-
weit ich weiß, meinte Herr Dr. Irmler eine Maß

-

nahme auf Grund des Stabilitäts- und Wachstums-
gesetzes. 

(Abg. Dr. Luda: Schlechthin, jawohl!) 

— Auf Grund eines bestimmten Paragraphen. Es 
würde mich heute an diesem Tage, wo ja nun Er

-

kenntnisse zutage kommen sollen, außerordentlich 
interessieren, ob Sie etwa § 26 anwenden würden. 

(Zurufe von  der  CDU/CSU: Er kann nicht 
mehr antworten! — Abg. Dr. Müller-Her

-

mann: Unfähig zu antworten! — Abg. Kiep: 
Die Regierung hat zu antworten und nicht 

zu fragen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Dies war eine 
rhetorische Frage. Sie brauchen sie nicht zu beant-
worten, Herr Kollege Dr. Luda. Bitte, eine Zusatz-
frage! 

(Abg. Kiep: Jetzt ist aber bald Schluß damit! 
— Abg. Dr. Müller-Hermann: Die Regierung 

hat keine Antwort!) 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Eine weitere Zusatzfrage. 
Herr Minister, sind Sie nicht nach ernstlicher Über-
prüfung dessen, was  Sie  bisher geantwortet haben, 
der Meinung, daß in Wahrheit dem Vorsitzenden 
des  Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, Professor Kloten, 
beizupflichten ist,  der  erklärt hat, Bonn müsse han-
deln: „denn es geht jetzt um die Glaubwürdigkeit 
der Regierung" ? Nach der Diskonterhöhung hat 
er gesagt: „Sie kommt zu spät und ist ein Resultat 
der Ohnmacht dieser Regierung." 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Ich I 
kann Ihnen noch einmal darauf antworten, Herr 
Dr. Luda: die Maßnahme der Deutschen Bundesbank 
ist in Arbeitsteilung und in Abstimmung mit der 
Bundesregierung erfolgt. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Eben haben 
Sie doch das Gegenteil gesagt!) 

— Nein. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Natürlich! Sie 
haben eben gesagt: Das ist ja eine Sache 

der Bundesbank!) 
— Ja, natürlich. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Wenn es negativ 
ist, ist es Sache der Bundesbank! Wenn es 
positiv ist, ist es Sache der Regierung! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU. 
— Abg. Wehner: Fragen Sie doch nicht 
gleichzeitig, Herr! — Immer einer nach dem 

andern! — Weitere Zurufe.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, Herr Dr. Luda hat das Recht zu fragen, 
und der Herr Bundesminister ist bereit, zu antwor-
ten. So ist hier die Geschäftslage. Bitte schön, Herr 
Dr. Luda! 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Darf ich feststellen, daß 
auf meine beiden bisherigen Fragen der Minister 
keine Antwort zu geben gewußt hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Das ist eine Fragestunde und keine Fest

-

stellungsstunde!) 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Luda, darf ich noch eine Zusatzantwort geben? 

(Abg. Dr. Luda: Bitte schön! - Heiterkeit 
bei der CDU/CSU.) 

— Herr Luda, wenn Sie die große Güte hätten, mir 
zuzuhören! 

(Abg. Wehner: Das ist ja nicht der Zweck 
seiner Frage! — Abg. Dr. Müller-Hermann: 
Das ist Ihnen wohl unangenehm, Herr 

Wehner?) 

Natürlich gibt es ökonomisch bessere und weniger 
gute Mittel. Das weiß auch der Zentralbankrat, und 
das wissen wir alle. Es gibt Mittel, die ökonomisch 
besser, aber politisch weniger gut sind. 

(Aha-Rufe von der CDU/CSU.) 

— Jawohl! 

(Abg. Dr. Luda: Und es gibt in fünf Bundes

-

ländern Landtagswahlen, Herr Minister! — 
Beifall bei der CDU/CSU.) 

— Herr Kollege Luda, das hat überhaupt nichts mit 
Landtagswahlen zu tun. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU: — 
Abg. Dr. Apel: Das waren schon drei 
Zusatzfragen: Er hat keine mehr! —Weitere 
Zurufe von der SPD. — Abg. Dr. Müller- 
Hermann: Ja, das paßt euch nicht! — Abg. 
Wehner: Sie können hier nicht den ganzen 

„Spiegel" vorlesen!) 
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Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, ich bitte jetzt nachdrücklich darum, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Minister soll 
gefälligst antworten!) 

daß die Zusatzfragen in engem Zusammenhang mit 
den Fragen stehen. Die Feststellungen von Mitglie-
dern des Zentralbankrates sind nicht in dieser Frage 
enthalten, Herr Dr. Luda, und stehen deswegen nicht 
zur Diskussion. 

(Abg. Dr. Luda: Ich bin ja auch mit dieser 
Frage fertig!) 

— Sie haben noch eine Frage. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Zu Frage 58! Herr Mi-
nister, sind Sie nicht nach ernstlicher Überprüfung 
Ihres bisherigen Standpunktes der Meinung, daß 
auch in einem weiteren Punkt dem Vorsitzenden des 
Sachverständigenrates, Professor Kloten, recht zu 
geben ist, der erklärt hat, das Versäumnis der sozial-
liberalen Koalition, der Aufwertung ein binnenwirt-
schaftliches Stabilitätsprogramm nachzuschieben, 
werde diesen Preisaufstieg auf mehr als 4 % im 
Jahre 1970 treiben? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Kollege Luda, ich kenne diese Äußerung von Herrn 
Kloten nicht im Wortlaut, ich kenne sie nur aus der 
Presse. Ich kann Ihnen nur eines sagen: ein Sonder-
gutachten des Sachverständigenrates zu diesem 
Punkt liegt nicht vor. Vielleicht bekommen wir 
eines. Aber eines kann ich Ihnen mit aller Deut-
lichkeit sagen: das Jahresgutachten des Sachver-
ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung ist dem Hohen Hause am 
20. November 1969 übermittelt worden. In diesem 
Jahresgutachten ist kein Wort von der Notwendig-
keit eines binnenwirtschaftlichen Stabilisierungs-
programms zu finden, das parallel zu der inzwischen 
stattgehabten Aufwertung der D-Mark hätte in Kraft 
gesetzt werden müssen. Nur das darf ich Ihnen mit-
teilen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine letzte Frage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Luda. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Minister, sind Sie 
nicht bereit, zuzugeben, daß der Sachverständigenrat 
in diesem Jahresgutachten zu einer konzertierten 
Aktion aller Beteiligten einschließlich der Bundes-
regierung aufgefordert hatte, die dann aber in keiner 
Weise zustande gekommen ist? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Die 
konzertierte Aktion aller Beteiligten ist zustande 
gekommen, und sie arbeitet weiter, selbstverständ-
lich! 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Luda: Mit 
Lohnaufstiegsraten über 10%!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dasch. 

Dasch (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, Sie 1 
sprachen vorher von den ökonomisch guten, aber 
politisch weniger guten Mitteln. Haben Sie die nach 
Ihrer Meinung ökonomisch besseren Vorschläge in 
der Bundesregierung und bei den Koalitionsfraktio-
nen nicht durchsetzen können? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Ich 
kann Ihnen nicht über die Vorschläge berichten, die 
im Bundeskabinett im einzelnen dargelegt worden 
sind. Ich kann Ihnen nur das gemeinsame Ergebnis 
der Beratungen in der Bundesregierung mitteilen. 
Das ist Ihnen bekannt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

(Abg. Dr. Luda: Entschuldigung, meine 
Frage 58! — Widerspruch bei der SPD. — 
Abg. Dr. Apel: Sie hatten  vier Zusatz

-

fragen!) 

— Die Fragen 57 und 58 sind zusammen behandelt 
worden. 

(Abg. Dr. Apel: Sie hatten vier Zusatz

-

fragen! Jetzt reicht es aber langsam! — 
Weitere Zurufe.) 

Herr Dr. Luda hat die Fragen 57 und 58 gestellt; sie 
sind beantwortet. 

(Abg. Dr. Apel: Jawohl, so ist es, genau so!) 

Herr Dr. Luda hat vier Zusatzfragen gestellt. Ich 
bitte um Verständnis, Herr Dr. Luda. Wenn Sie 
später noch eine Frage zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Wirtschaft haben, wird sie auf-
gerufen. Im Augenblick geht es um den Sachzu-
sammenhang mit der Konjunkturpolitik. 

(Abg. Dr. Apel: Sehr richtig! — Zuruf des 
Abg. Dr. Luda.) 

— Nein, hier wird nicht diskutiert. 

(Abg. Dr. Luda: Frau Präsidentin, meine 
Frage 58 ist bisher noch nicht beantwortet! 
— Abg. Wehner: Gehen Sie mal austreten, 
um sich zu beruhigen! — Weitere lebhafte 

Zurufe von der SPD.) 

— Ich habe sie gemeinsam mit der Frage 57 auf-
gerufen, und darauf ist geantwortet worden. 

(Abg. Dr. Luda: Sie ist nicht beantwortet 
worden!) 

— Herr Dr. Luda, Sie haben zur Dringlichkeitsfrage 
die Gelegenheit, erneut zu fragen. Ich bin bereit, 
Ihnen in diesem Fall zwei Zusatzfragen zu konze-
dieren. 

Ich rufe jetzt die Dringlichkeitsfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Müller-Hermann auf: 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung angesichts 
ihrer Verpflichtungen aus dem Stabilitätsgesetz zur Bekämpfung 
der anhaltenden Preissteigerungen zu ergreifen, damit die Last 
der Konjunkturdämpfung nicht auf den Schultern der Deutschen 
Bundesbank liegen bleibt? 

Bitte schön, Herr Minister! 
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Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Frau 
Präsidentin, ich darf auf die Dringlichkeitsfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Müller-Hermann folgender-
maßen antworten. 

Die Bundesregierung ist in der Tat der Meinung, 
daß die Preisentwicklung gedämpft werden muß. 
Die Bremsen, die dem Preisanstieg Einhalt gebieten 
sollen, sind angezogen. Bei dem einmal gegebenen 
Bremsweg, den preisdämpfende Maßnahmen haben, 
wird es allerdings noch eine Zeit dauern, bis die 
notwendige Beruhigung eingetreten ist. Die Bundes-
regierung ist im übrigen davon überzeugt, daß der 
Preisauftrieb nie das gegenwärtige Tempo erreicht 
hätte, wenn die Mehrheit der alten Bundesregierung 
im vergangenen Jahr ihre Verpflichtungen aus § 4 
des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes erfüllt hätte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Last der Konjunkturdämpfung liegt diesmal, 
im Jahre 1970, im Gegensatz zu ähnlichen Situa-
tionen früherer Jahre, z. B. 1966, keineswegs allein 
auf den Schultern der Deutschen Bundesbank; viel-
mehr gehen Bundesregierung und Bundesbank 
— darauf bezog sich die Frage von Herrn 
Dr. Müller-Hermann — bei ihren Bemühungen um 
Preisstabilität konzertiert vor. Die markanten 
Punkte der gemeinsamen Stabilisierungsaktion sind 
einerseits die D-Mark-Aufwertung vom 24. Oktober 
1969, die Konjunktursperren in Höhe von 2,7 Mil-
liarden DM beim Bund und von über 1 Milliarde DM 
bei den Ländern, die obligatorischen Konjunkturaus-
gleichsrücklagen bei Bund und Ländern mit zusam-
men 2,5 Milliarden DM, der zeitweilige Aufschub 
von Steuererleichterungen sowie andererseits die 
seit Beginn dieses Jahres wirksame restriktive vor-
läufige Haushaltsführung. 

(Abg. Dr. Barzel: Wie war das in der Haus

-

haltsführung November und Dezember? 
5 Milliarden DM zusätzlich!) 

Alle diese Maßnahmen der Regierung entsprechen 
dem Stabilitäts- und Wachstumsgesetz. Zu diesen 
Maßnahmen der Bundesregierung, die fast alle im 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetz ihre Begründung 
finden, traten die kreditpolitischen Beschlüsse des 
Zentralbankrates vom 6. März hinzu. Dabei wurden 
— ich wiederhole das noch einmal — mit der 
D-Mark-Aufwertung durch die Bundesregierung 
überhaupt erst die Voraussetzungen dafür geschaf-
fen, daß das Instrumentarium der Bundesbank heute 
wieder wirkungsvoll eingesetzt werden kann. Wir 
operieren in kompletter und wohlabgestimmter Ar-
beitsteilung zwischen Bundesregierung und Bundes-
bank. Die erwähnten Beschlüsse des Zentralbank-
rates selbst sind in enger Fühlung und in vollem 
Einvernehmen mit der Bundesregierung gefaßt wor-
den. Sie stellen die schon in der Debatte über den 
Jahreswirtschaftsbericht 1970 hier in diesem Hause 
erörterte Ergänzung und Verstärkung des Stabili-
sierungsprogramms der Bundesregierung dar. 

Meine Damen und Herren! Mit diesen währungs

-

haushalts- und kreditpolitischen Maßnahmen sind 
neue Daten für die weitere Entwicklung der 
deutschen Wirtschaft gesetzt worden. Die Bundes-
regierung ist überzeugt, daß das von ihr und der 

Bundesbank ergriffene Maßnahmenbündel der der-
zeitigen Lage und den überschaubaren Tendenzen 
der Konjunkturentwicklung gerecht wird. Die Bun-
desregierung will eine restriktive Übersteuerung 
der Konjunktur vermeiden. Deswegen faßt sie für 
diese Phase der Konjunktur keine weiteren Maß-
nahmen ins Auge. Der deutschen Wirtschaft soll 
damit die Möglichkeit gegeben werden, sich nun-
mehr in ihren Kalkulationen .und Dispositionen auf 
die neu gesetzten wirtschafts- und geldpolitischen 
Daten einzustellen. 

Alle ergriffenen Stabilitätsmaßnahmen der Bun-
desregierung und der Bundesbank sind im übrigen 
reversibel. Bei Gefahr einer rezessiven Entwicklung 
können sie sofort rückgängig gemacht werden. 

Die Weichen zum Übergang der Wirtschaftsent-
wicklung in ein spannungsloseres Wachstum sind 
also gestellt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Müller-Hermann. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Minister 
Schiller, darf ich aus Ihrer Antwort auf meine Dring-
lichkeitsanfrage ableiten, daß sich die Bundesregie-
rung in vollem Umfang mit der Entscheidung der 
Bundesbank, den Diskontsatz in exorbitanter Weise 
anzuheben, identifiziert, nachdem Sie soeben noch 
auf die Frage des Kollegen Schulze-Vorberg über die 
Auswirkungen gesagt haben, das falle in die Ver-
antwortlichkeit der Bundesbank, 

(Abg. Dr. Barzel: Hört! Hört!) 

und, sehr verehrter Herr Minister Schiller, wie 
bringen Sie diese Stellungnahme in Einklang mit 
Ihren Aussagen vor wenigen Wochen, daß man sich 
national und international um eine Dämpfung des 
überhöhten Zinsniveaus bemühen müsse? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Ich 
glaube, es waren zwei Fragen, Herr Kollege. Zur 
ersten Frage darf ich Ihnen sagen: Die Unabhängig-
keit der Deutschen Bundesbank habe ich hier er-
wähnt nicht im Zusammenhang mit den Auswirkun-
gen — da haben Sie mich völlig falsch verstanden —, 
sondern allein in dem Zusammenhang, daß der Zen-
tralbankrat selber aus eigener Befugnis — nach 
freundschaftlicher Aussprache mit zwei Bundes-
ministern — zu entscheiden hat und entschieden 
hat. Das ist die Unabhängigkeit. 

Hinsichtlich der Verantwortlichkeit meine ich: Die 
Verantwortung für die Auswirkungen einer solchen 
Maßnahme haben alle, die entschieden haben, Bun-
desregierung und Bundesbank, zusammen zu tragen. 

Was die Zinsabrüstung betrifft, kann ich Ihnen 
folgendes sagen. Ich bin nach wie vor der Meinung, 
daß ein solches Ziel, wenn die konjunkturpolitische 
Situation es erlaubt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 
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verfolgt werden muß. Das habe ich schon das letzte 
Mal hier im Deutschen Bundestag, am 17. Februar, 
gesagt, in Übereinstimmung auch mit der Bundes-
bank. Und ich kann Ihnen sagen: Gerade durch die 
Entzerrung der Wechselkurse ist der internationale 
Zusammenhang der Zinspolitik, der Diskontpolitik 
viel enger geworden. 

Wir haben dieses Thema nicht beiseitegepackt, 
sondern in der Arbeitsgruppe 3 der OECD werden 
diese Fragen einer gemeinsamen Zinsabrüstung im 
Laufe der weiteren internationalen Konjunkturent-
wicklung sorgfältig vorbereitet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Anleihen 8%!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Zusatz-
fragen? — 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Später!) 

Bitte schön, Herr Abgeordneter Dr. Czaja! 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Minister, welche 
dämpfenden Maßnahmen erwägt die Bundesregie-
rung gegen den 20 Millionen Haulhaltungen be-
lastenden konstanten und steilen Anstieg der Mie-
ten, und zwar auch der Kostenmieten für 5 1/2 Mil-
lionen Sozialwohnungen, deren Begrenzung sie 
durch Verordnung steuern kann und steuern soll? 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Wir 
erwägen keine weiteren dämpfenden Maßnahmen, 
r weder globaler Art noch spezieller Art — das habe 
ich dargestellt , nachdem in Arbeitsteilung zwi-
schen Bundesregierung und Bundesbank die nötigen 
neuen Entscheidungen getroffen und die Daten ge-
setzt sind. Die deutsche Wirtschaft soll jetzt Ruhe 
haben und sich auf diese Daten einstellen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Wenn Sie, Herr Bundes-
wirtschaftsminister, Ihrer Sache und auch der Ge-
schlossenheit Ihres Kabinetts und der Übereinstim-
mung mit Ihrem Kanzler so sicher sind, wie Sie hier 
dartun, warum haben Sie dann heute morgen gegen 
die Abhaltung einer ausführlicheren Debatte ge-
stimmt? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
minister, diese Frage wird nicht zugelassen, weil 
sie nicht in Sachzusammenhang mit der Preissteige-
rung steht. Sie können sie vielleicht nachher ein-
bringen, Herr Kollege Dr. Barzel. — Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Gnä-
dige Frau, darf ich eine Antwort darauf sagen, nur 
zu Ihnen? Ich bedauere es sehr, daß ich die Antwort 
darauf nicht geben darf. 

Vizepräsident Frau Funcke: Nein, Herr Bun-
desminister, Sie dürfen auch idas nicht, wenn die 
Frage nicht zugelassen ist. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am Ende 
der Fragen aus diesem Teilbereich des Wirtschafts-
ressorts. 

(Abg. Kiep: Das war kein Skagerrak, das 
war ein Cannae!) 

Herr Bundesminister, ich muß Sie bitten, noch für 
den späteren Teil zu bleiben, weil wir in der nor-
malen Reihenfolge der Ressorts fortfahren. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Auswärtigen 
Amts auf. Zur Beantwortung ist der Parlamentari-
sche Staatssekretär Professor Dahrendorf hier. 

Ich rufe die Frage 114 des Herrn Abgeordneten 
Kiechle auf: 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß die 
arabischen Terroristen bzw. deren Auftraggeber ihre Attentate 
auf friedliche Bürger und fremdes Sachvermögen in der Bundes-
republik Deutschland nicht eigenverantwortlich ausführen, son-
dern der größere Teil dieser Verantwortung auf die Führer 
jener Staaten zurückfällt, die derartige Organisationen dulden, 
unterstützen oder fördern? 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Frau 
Präsidentin, darf ich darum bitten, die Fragen 114 
und 115 zusammen beantworten zu dürfen? 

Vizepräsident Frau Funcke: Bitte schön! Ich 
rufe dann die Frage 115 des Herrn Abgeordneten 
Kiechle ebenfalls auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Sicherheit unserer Bürger 
wie auch die von Gästen der Bundesrepublik Deutschland zu 
vergrößern, indem sie die Führer jener Länder, die politische 
Konflikte mit Hilfe von Attentaten auf unserem Hoheitsgebiet 
austragen wollen, auf deren Verantwortung hinweist? 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Frau 
Präsidentin, Herr Kollegin Höcherl hatte in Anknüp-
fung an den Anschlag auf den Flughafen München 
für die Fragestunde vom 20. Februar eine ähnliche 
Frage gestellt, die dann schriftlich beantwortet 
wurde, weil Herr Kollege Höcherl nicht anwesend 
sein konnte. In dieser Antwort hat die Bundesregie-
rung erklärt: 

Es kann nicht unterstellt werden, daß die ara-
bischen Regierungen auf die Aktivität derarti-
ger Splittergruppen Einfluß haben. Der Bundes-
regierung ist aus -der Berichterstattung unserer 
Auslandsvertretungen vielmehr bekannt, daß 
das Vorgehen der Gruppe sowohl in arabi-
schen Regierungskreisen wie auch in Führungs-
gremien der größeren palästinensischen Orga-
nisationen auf Ablehnung gestoßen ist.  

Soweit das Zitat vom 20. Februar. 

Seit ,der Beantwortung dieser Frage haben sich 
die größeren Palästinenserorganisationen wie auch 
die Regierungen Jordaniens und des Libanons, der 
beiden hauptsächlichen Operationsgebiete der palä-
stinensischen Gruppen, in ausdrücklichen Erklärun-
gen von den Attentaten distanziert. Von anderen 
arabischen Regierungen wissen wir, daß sie sich des 
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großen Schadens, ,den die Attentate dem arabischen 
Ansehen in der  ganzen Welt zufügen, durchaus be-
wußt sind. 

Im übrigen habe ich in  Beantwortung der Frage 
des Kollegen Höcherl auch darauf hingewiesen, daß 
die Bundesregierung ihre Vertretungen in den ara-
bischen Ländern angewiesen bzw. in  den Ländern, 
in denen wir keine Vertretungen haben, die Ver-
tretungen der Schutzmächte gebeten hat, .die jewei-
lige Regierung über .die Haltung der Bundesregie-
rung, insbesondere über die Verurteilung ,der An-
schläge, zu informieren. 

Darüber hinaus hat es nach Auffassung ,der Bun-
desregierung wenig Sinn, dem Problem durch pau-
schale Urteile oder Maßnahmen ,beikommen zu wol-
len. Um zu verhindern, daß weiterhin internationale 
Konflikte auf deutschem Boden mit Gewalt ausge-
tragen werden, sind Maßnahmen im internationalen 
Flugverkehr wie in  der  inneren Sicherung vorge-
sehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kiechle. 

Kiechle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, die Bundesregierung zu veranlassen, die 
entsprechenden Regierungen noch zusätzlich zu bit-
ten, sich nicht nur davon zu distanzieren, sondern, 
soweit das  in  deren Möglichkeit liegt, auch Einfluß 
zu nehmen? 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Das ist 
der Sinn .der Antwort, die ich gegeben habe: daß 
wir das  in  .der Vergangenheit getan haben und auch 
in Zukunft tun werden, ohne dabei — um das noch 
einmal zu betonen — grundsätzlich zu unterstellen, 
daß Terrorakte direkt oder indirekt von den betrof-
fenen Regierungen beeinflußt werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Frage 116 des Herrn Abgeordneten Kern. — Herr 
Abgeordneter Kern ist nicht im Saal. Die Frage 
wird schriftlich beantwortet, die Frage 117 ebenfalls. 

Frage 118 des Herrn Abgeordneten Dr. Schulze-
Vorberg: 

Kann die Bundesregierung entsprechend der Ankündigung des 
Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundesminister des Aus-
wärtigen in der Plenarsitzung vom 30. Januar 1970 nunmehr die-
jenige Stelle der im Auswärtigen Amt angefertigten Über-
setzung des Aufsatzes von Prof. Schostow in der Zeitschrift 
„Meshdunarodnaja Schisn" zitieren, die den Bundesminister des 
Auswärtigen in der Plenarsitzung vom 27. November 1969 zu 
der Schlußfolgerung veranlaßt hat, darin sei festgestellt, „daß 
die Weitergabe an Staaten, Staatengruppen und militärische 
Bündnisse ausgeschlossen sei; nicht ausgeschlossen — so stellt 
er fest — sei der Sonderfall der Föderation, eines Staaten-
bundes. Hier wird also die Identität mit der Auffassung der 
Vereinigten Staaten sichtbar."? 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Frau Prä-
sidentin, die Frage unterscheidet sich, soweit wir 
das erkennen können, nicht wesentlich von der, die 
in der Fragestunde vom 30. Januar erörtert worden 
ist. Ich nehme aber gerne die Gelegenheit wahr,  

noch einmal mit äußerster Klarheit zu antworten, 
wie hierzu die Stellung der Bundesregierung ist. 

Erstens. Der Bezug auf den Artikel von Professor 
Schostow war ein Bezug auf jenen Teil, in dem 
erklärt wird, was der Art. I des NV-Vertrages be-
deutet. In dieser Erklärung ist davon die Rede, daß 
die Weitergabe an Staaten und auch an Staaten-
bündnisse ausgeschlossen wird. Es wird aber eben 
gesagt, daß es sich um die Weitergabe handelt. Ich 
sage das in aller Direktheit. 

Zweitens. In dem Artikel wird nicht ausdrücklich 
festgestellt, daß das Erben von nuklearem Poten-
tial in Föderationen grundsätzlich durch den NV-
Vertrag offengehalten wird. Vielmehr handelt es 
sich hierbei um eine Interpretation, die auf der Tat-
sache beruht, daß in dem Artikel selbst wie in 
anderen Erklärungen nur von Weitergabe die Rede 
ist. 

Drittens. Wenn Sie diese Interpretation betrach-
ten, ergibt sich eine Diskussion — die ebenfalls teil-
weise schon in der Fragestunde stattgefunden hat — 
darüber, was man aus der Tatsache schließen kann, 
daß bestimmte Dinge nicht erwähnt werden. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Nicht-
erwähnung des Sonderfalles der Föderation es er-
laubt, von einer möglichen Übereinstimmung zwi-
schen sowjetischen Interpretationen und der sech-
sten amerikanischen Interpretation zu sprechen. 

Viertens. Ich lege Wert auf die Feststellung, daß 
die Haltung der Bundesregierung zu dieser Frage 
und ihre Einschätzung der sowjetischen Position 
nicht etwa in erster Linie durch den Artikel, auf 
den sich diese Frage wiederum bezieht, beeinflußt 
wird. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, indem ich ausdrücklich bestätige, daß 
meine heutige Frage im wesentlichen noch einmal 
wiederholt, was ich schon einmal gefragt habe — 
die  Wiederholung erklärt sich daraus, daß ich keine 
Antwort bekam, jedenfalls nicht auf das, was ich 
gefragt hatte —, darf ich jetzt ganz konkret auf Ihre 
konkreten Ausführungen fragen: Bleibt die Bundes-
regierung bei der Feststellung des Bundesaußen-
ministers, daß in bezug auf die europäische Option 
die Identität der Auffassungen der Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion durch diesen Artikel 
von Professor Schostow sichtbar gemacht worden 
ist? Der Herr Bundesaußenminister hat damals auf 
Zusatzfragen ausdrücklich betont, daß er keinerlei 
Anlaß hatte, die sowjetische Regierung eigens des-
halb zu fragen: eine Unterstellung, aus der man 
schließen muß, daß er überzeugt ist, daß seine Aus-
sage richtig ist. Bleibt die Bundesregierung also bei 
der Auffassung, daß in bezug auf die europäische 
Option eine Identität zwischen den Auffassungen 
der Vereinigten Staaten und der Sowjetunion be-
steht? 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Die Auf- 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 38. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13. März 1970 	1883 

Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Dahrendorf 
fassung der Bundesregierung wird zunächst nicht 
— um das noch einmal zu betonen — durch den frag-
lichen Artikel bestimmt, sondern durch die Äußerun-
gen des sowjetischen Außenministers. Was diese 
Äußerungen betrifft, so bleibt die Bundesregierung 
bei der Auffassung, daß es keine sowjetische Äuße-
rung gibt, die der sechsten amerikanischen Inter-
pretation widersprechen würde, und daß daher da-
von ausgegangen werden kann, daß die europäische 
Option auch bei Unterschrift und etwaiger Ratifizie-
rung des NV-Vertrages offenbleibt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine zweite Zu-
satzfrage, aber bitte keine Zusatzäußerungen, son-
dern eine Zusatzfrage, Herr Dr. Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Ich bedanke 
mich sehr, Frau Präsidentin. 

Herr Staatssekretär, da ich jetzt ausdrücklich nicht 
nach Professor Schostow gefragt habe, sondern nach 
der Erklärung des Herrn Bundesaußenministers hier 
im Parlament von der Identität der Auffassungen 
der Vereinigten Staaten und der Sowjetunion in 
diesem Punkt, nämlich der europäischen Option, 
frage ich noch einmal: Bleibt die Bundesregierung 
bei der Auffassung des Bundesaußenministers, daß 
es diese Identität gibt? 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Ich 
glaube, daß ich diese Frage eben beantwortet habe, 
Herr Kollege. Die Bundesregierung bleibt bei der 
Auffassung, daß die sowjetischen Äußerungen es 
nicht ausschließen, von einer solchen Identität zu 
sprechen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten von und zu Guttenberg. 

Freiherr von und zu Guttenberg (CDU/CSU) : 
Herr Staatssekretär, wenn ich Sie recht verstanden 
habe, haben Sie die Äußerungen des Herrn Bundes-
außenminister Scheel dahin ausgelegt, daß er bei 
seiner seinerzeitigen Behauptung hier im Bundestag, 
dieser Artikel des Professors Schostow ermögliche 
die europäische Option, diesen Artikel lediglich 
interpretiert habe. Dies vorausgeschickt möchte ich 
Sie fragen, ob Sie nicht mit mir der Meinung sind, 
daß der Herr Außenminister seinerzeit nicht auf 
dem Wege der Interpretation zu seiner Meinung 
kam, sondern hier klar gesagt hat, aus diesem Arti-
kel des Herrn Professor Schostow gehe hervor, daß 
der Sonderfall der Föderation, eines Staatenbundes, 
in der Überzeugung der Sowjetunion nicht ausge-
schlossen sei. 

Dr. Dahrendorf, Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege, ich habe meine Antwort, die im Namen der 
Bundesregierung erteilt wird, wohl überlegt. Es 
steht — um dies ganz klarzulegen; denn es gibt gar 
keinen Grund, um die Sache herumzureden — in der 
Tat im Protokoll der 14. Sitzung des 6. Deutschen 
Bundestages vom 27. November: Nicht. ausgeschlos-

sen — so stellt er fest — sei der Sonderfall der 
Föderation, eines Staatenbundes. Durch meine Ant-
wort habe ich deutlich gemacht, daß wir uns davon 
überzeugt haben, daß es sich hier nicht um eine 
Feststellung, sondern um eine Interpretation des 
Artikels handelt. Es gibt gar keinen Grund, eine 
solche Korrektur nicht auch öffentlich vorzunehmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren 
Zusatzfragen. Damit sind die Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Auswärtigen Amts beantwortet. 
Ich bedanke mich bei .dem Herrn Parlamentarischen 
Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers ,des Innern. Ich rufe die 
Frage 18 des Herrn Abgeordneten Picard auf: 

Welches Ausmaß haben nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Schäden des Hochwassers, das besonders stark auch hessi-
sche Gebiete an Rhein, Main und Neckar betroffen hat? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Am 25. Februar 1970 hat der 
Bundesminister des Innern die Innenminister der 
hauptbetroffenen Länder Baden-Württemberg, Bay-
ern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz und Saarland gebeten, das Ausmaß 
der Hochwasserschäden im einzelnen mitzuteilen. 
Die sogleich nach der Katastrophe  eingeleiteten 
Schadensermittlungen konnten 'in den Ländern bis-
her jedoch noch nicht abgeschlossen werden. Das 
gilt, wie mir das Innenministerium in Hessen noch 
am 9. März 1970 mitgeteilt hat, insbesondere auch 
für das  Land Hessen. Zur Zeit habe ich daher noch 
keinen Überblick über die vom Hochwasser insge-
samt verursachten Schäden. 

Soweit mir bekanntgeworden ist, wird in den 
Ländern bereits eingehend geprüft, inwieweit Pri-
vatpersonen kommunale und staatliche Hilfe zur 
Beseitigung 'der ihnen entstandenen Schäden ge-
währt werden muß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Picard. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär, können Sie den Eindruck bestätigen, den 
der Bundesinnenminister bei seinem Besuch des 
Katastrophengebiets um Hanau hatte, dahin gehend 
nämlich, diese Hochwasserkatastrophe habe ein sol-
ches Ausmaß, daß eine überörtliche Hilfe unbedingt 
erfolgen müsse? 

Dorn,  Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Ich kann diesen Eindruck 
bestätigen, Herr Kollege Picard. Nur ist es so: so-
lange die effektiven Schäden noch nicht festgestellt 
sind und wir noch keinen genauen Überblick dar-
über haben, inwieweit Land und kommunale Behör-
den in der Lage sind, die Schadensregulierung vor-
zunehmen, kann natürlich von der Bundesregierung 
in dieser Sache noch keine endgültige Entscheidung 
getroffen werden. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abge-
ordneten Picard auf: 

Inwieweit sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit und 
Möglichkeit, zur Beseitigung der Hochwasserschäden durch finan-
zielle Leistungen des Bundes beizutragen? 

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege, die  ,Bundes-
regierung hat bereits in diesem Hohen Hause in der 
Fragestunde am 26. Februar 1970 erklärt, daß erstens 
für den Ausgleich von Katastrophenschäden die 
Länder und kommunalen Gebietskörperschaften zu-
ständig sind und daß zweitens eine Hilfe durch den 

 Bund subsidiär dann für geschädigte Privatpersonen 
in Betracht kommen kann, wenn dem betroffenen 
Land eine ausreichende Hilfeleistung nicht zumutbar 
oder im Einzelfall die  Existenz der Betroffenen ge-
fährdet ist. Ob und  in  welchem Umfang eine Hilfe 
des Bundes notwendig wird und möglich ist, kann 
gesagt werden, ,sobald mir ,die Mitteilungen ,der Län-
der über das Ausmaß der Hochwasserschäden im 
einzelnen vorliegen.  

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Picard. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär, sind Sie sich darüber im klaren, daß durch 
Pressemeldungen über entweder beabsichtigte oder 
zumindest erwogene Maßnahmen, z. B. auch im 
Steuerrecht, der  Eindruck entstanden ist, als ob der 
Bund doch tätig werden wolle, ohne die von Ihnen 
für notwendig erachteten abschließenden Zahlen zu 
haben? 

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Es mag solche Pressemel-
dungen geben, Herr Kollege Picard; sie sind mir 
im Augenblick allerdings nicht bekannt. Aber die 
Bundesregierung wird sich hier an das halten müs-
sen, was sie mit den Ländern vereinbart hat und 
was insbesondere der Bundesinnenminister mit den 
Innenministern der betroffenen Länder besprochen 
hat. Ich bitte also insoweit um Verständnis, daß wir 
hier wirklich erst einmal abwarten müssen, was von 
den Ländern an Berichterstattung auf uns zukommt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dröscher: 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, gibt es 
schon Vorschläge etwa über die prozentuale Auf-
teilung der Hilfen auf Bund, Land und Gemeinden? 

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Dröscher, es 
gibt sicher keine prozentuale Aufteilung, sondern 
hier ist es einfach primär Aufgabe der Kommunen 
und der Länder, diese Schäden zu regulieren. Wo 
die Mittel und die Hilfemöglichkeiten der Länder 
und Gemeinden nicht ausreichen, wird die Bundes-
regierung überlegen, in welchem Umfang sie effek-
tiv helfen kann. Wir haben das z. B. auch bei der 

Hochwasserkatastrophe in Hamburg damals auf 
diesem Wege geregelt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Hussing. 

Hussing (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann 
die Bundesregierung zusichern, daß die Bundeswehr 
ihre Kosten bei dem Einsatz in den Hochwasser-
gebieten nicht den Gemeinden, Ländern und an-
deren Gebietskörperschaften in Rechnung stellt? 

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Ich glaube schon, daß die 
Bundesregierung so etwas machen kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Die Fragen 20 und 21 des Abgeordneten 
Dr. Schwörer und die Fragen 22 und 23 des Ab-
geordneten Dr. Enders werden schriftlich beant-
wortet, weil die Fragesteller nicht im Saal sind. 

Ich rufe die Frage 24 des Abgeordneten Gerlach 
(Obernau) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die durch den Einsatz des 
Technischen Hilfswerkes bei der Hochwasserkatastrophe ent-
stehenden Kosten nicht auf die überschwemmungsgeschädigten 
Kreise und Gemeinden als die Anforderungsbehörden umzulegen, 
sondern über den Bundeshaushalt zu tragen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Gerlach, ich 
beantworte die Frage folgendermaßen. 

Entsprechend der grundgesetzlichen Aufgaben- 
und Lastenverteilung — Art.  30 und 104 a des 
Grundgesetzes — haben die Länder und Gemeinden 
die Kosten von Katastropheneinsätzen zu tragen. 
Grundsätzlich sind daher die Kosten für den Einsatz 
des Technischen Hilfswerks zu erstatten. Nach § 63 
Abs. 4 der Bundeshaushaltsordnung kann jedoch 
vom Bundesminister der Finanzen hierauf verzichtet 
werden, wenn ein „dringendes Bundesinteresse" be-
steht. 

Das Bundesinnenministerium hat bereits eine Prü-
fung veranlaßt, ob und inwieweit diese Voraus-
setzungen für den Bereich des Technischen Hilfs-
werks gegeben sind. Ich nehme an, daß der Herr 
Bundesminister der Finanzen im Bedarfsfall von sei-
nem Verzichtsrecht Gebrauch machen wird, wofür ich 
mich sehr einsetzen werde. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 25 des Abgeordneten Müller 
(Mülheim) auf: 

Sind Einheiten des Katastrophenschutzes, der nach dem Ge-
setz über die Erweiterung des Katastrophenschutzes auf den 
friedensmäßigen Katastrophenschutzverbänden aufbauend ver-
stärkt und verbessert werden soll, zur Bekämpfung der Hoch-
wasserkatastrophe eingesetzt worden und mit welchen Erfahrun-
gen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 
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Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Müller, das 
Gesetz über die Erweiterung des Katastrophen-
schutzes will ein einheitliches, im Friedenskata-
strophenschutz wie im Zivilschutz gleichermaßen 
einsetzbares Instrument schaffen. Die Integration 
ist noch nicht abgeschlossen. Jedoch stehen nach 
ausdrücklichen Weisungen meines Hauses die in der 
Verantwortung des Bundes aufgestellten Einheiten 
des Katastrophenschutzes und das Technische Hilfs-
werk für den Katastrophenschutz auch im Frieden 
zur Verfügung. 

Einheiten des Technischen Hilfswerks waren und 
sind auch jetzt in großem Umfang im Einsatz. Ferner 
ist vielfach auf die vom Bund gelieferte Ausrüstung 
sowie auf vom Bund ausgebildete Helfer zurück-
gegriffen worden. 

Die Erfahrungen sind noch nicht vollständig aus-
gewertet. Ich erwarte jedoch, daß die weitere Inte-
gration und die Verstärkung des Katastrophen-
schutzes dazu beitragen werden, das Potential zu 
erhöhen, voll auszuschöpfen und noch wirksamer 
einzusetzen. Dem gelten auch im finanziellen Bereich 
meine besonderen Bemühungen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Müller. 

Müller (Mülheim) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
kann ich also davon ausgehen, daß im Grunde ge-
nommen außer dem Technischen Hilfswerk keine 
anderen Verbände des Katastrophenschutzes ein-
gesetzt waren? 

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Herr Kollege Müller, so ganz 
konkret kann ich das nicht ausschließen, weil mir 
noch kein endgültiger Bericht vorliegt. Es ist ein-
deutig klar, daß das Technische Hilfswerk den Ein-
satz fast ausschließlich geleistet hat. Aber ich bin 
sicher, daß in bestimmten Bereichen auch die Feuer-
wehr und wahrscheinlich auch das Rote Kreuz oder 
andere Organisationen mit eingesetzt waren. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Müller (Mül-
heim). 

Müller (Mülheim) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
darf ich damit rechnen, daß Sie mir einen Erfah-
rungsbericht zur Verfügung stellen werden, sobald 
Sie eine Ubersicht darüber haben, ob und mit wel-
chem Erfolg Basisgruppen des Katastrophenschutzes 
eingesetzt waren oder nicht? 

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Dazu bin ich gern bereit. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich rufe nunmehr 
die Frage 26 deis Herrn Abgeordneten Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Ausrüstung der Ortsver-
bände des Technischen Hilfswerks mit Regen- und Wärmeschutz-
kleidung unter Berücksichtigung der Erfahrungen bei den jüng-
sten Hochwassereinsätzen zu überprüfen und zu verbessern? 

Herr Kollege Schulte ist im Saal. Bitte schön, Herr 
Staatssekretär! 

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister .des Innern: Herr Kollege Schulte, die 
Erfahrungen der jüngsten Hochwasserkatastrophe 
haben gezeigt, daß die Dienstkleidung des Techni-
schen Hilfswerks noch nicht voll ausreicht. Dies gilt 
insbesondere für Regen- und Kälteschutzkleidung. 
Die Bundesregierung bemüht sich seit längerem, Ab-
hilfe zu schaffen; hierfür standen bisher Haushalts-
mittel nur in eng begrenztem Umfang zur Verfü-
gung. Durch organisatorische Maßnahmen sind ge-
wisse Verbesserungen dadurch erreicht worden, daß 
je nach den örtlichen Gegebenheiten dem Techni-
schen Hilfswerk Ausrüstungsgegenstände des Luft-
schutzhilfsdienstes, insbesondere Einsatzkleidung, 
auf Dauer oder zeitweise zur Verfügung gestellt wer-
den. Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin 
um Ergänzungen der Dienstkleidung für das  Tech-
nische Hilfswerk bermühen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
der Abgeordneten Frau Griesinger. 

Frau Griesinger (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie bereit, mit dem Hause des Herrn Ver-
teidigungsministers Verbindung aufzunehmen, da-
mit der Vorschlag, dem Technischen Hilfswerk mehr 
oder weniger die Kleidung zur Verfügung zu stellen, 
die für die Soldaten nicht mehr benötigt wird — das 
sind die Rohrstiefel und andere Bekleidungsgegen-
stände —, nicht realisiert werden möge, damit diese 
Männer bei Katastropheneinsätzen nicht eventuell 
mit Angehörigen der Bundeswehr verwechselt wer-
den können, daß sie andererseits aber so eingeklei-
det werden, wie es notwendig ist, damit sie ihren 
Dienst voll und ganz erfüllen könen? 

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Frau Kollegin, ich bin gern 
bereit, mit dem Verteidigungsministerium darüber 
zu verhandeln. Nur: Sie werden dem Bericht der 
Bundesregierung über ihre Zivilverteidigungsvor-
stellungen bereits entnommen haben, daß diese Bun-
desregierung — entgegen dem, was andere Bundes-
regierungen früher an Prioritäten gesetzt haben --
gerade diese Notwendigkeiten als Punkt 1 der künf-
tigen Maßnahmen für die Zivilverteidigung mit in 
ihr Programm aufgenommen hat und hier verstärkt 
auch den materiellen Einsatz für die Helfer zum 
Zuge bringen wird. 

(Abg. Frau Griesinger meldet sich zu einer 
weiteren Zusatzfrage.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Frau Kollegin, es 
tut mir leid. Es ist immer nur eine Zusatzfrage zu-
gelassen. 

Bitte schön, Herr Kollege! 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist Ihnen bekannt, daß auch die Ausrüstung mit 
Fernsprech- und Funkgeräten noch sehr mangelhaft 
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Gerlach (Obernau) 
bzw. oft gar nicht gegeben ist? Gibt es Möglich-
keiten, diesem Mangel abzuhelfen? 

Dorn, Parlamentarischer Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern: Es ist mir bekannt, daß hier 
in der Vergangenheit leider nicht das Erforderliche 
getan worden ist, um die Einheiten entsprechend 
auszurüsten. Das ist auch der Grund dafür gewesen, 
daß die neue Bundesregierung die Prioritäten bei 
der Zivilverteidigung völlig umgestellt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz

-

frage. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende 
der Fragestunde. Die Fragen A 59, 70 bis 73, 89, 90, 
92, 102, 107 und 108 und B 18 und 19 sind zurück-
gezogen worden. Die übrigen, nicht erledigten Fra-
gen werden schriftlich beantwortrt. 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Müller-Hermann. 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Frau Prä-
sidentin! Meine Damen und Herren! Die Antworten, 
die der Herr Bundeswirtschaftsminister auf unsere 
Dringliche Mündliche Frage gegeben hat, sind ent-
täuschend und unzureichend. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Widerspruch 
bei den Regierungsparteien.) 

B)  Sie sind den eigentlichen Problemen, die sich aus 
der Diskontsatzerhöhung ergeben, ebenso ausge-
wichen wie die gestrige Erklärung der Bundesregie-
rung. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Meine Damen und Herren, es ist angemessen, daß 
das Parlament über die Folgewirkungen der Diskont-
erhöhung eine Debatte führt. Leider ist uns dieses 
Anliegen mit der Begründung von Herrn Lenders 
verweigert worden. Das ist ein Zeichen der Schwäche 
dieser Koalition! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Opposition muß daher das Hilfsinstrument einer 
Aktuellen Stunde in Anspruch nehmen. Ich bean-
trage, daß die Aktuelle Stunde jetzt durchgeführt 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich verstehe die-
sen Antrag als das Verlangen der CDU/CSU-Frak-
tion. Dem entspricht das Haus auch ohne Abstim-
mung. 

Damit ist die 
Aktuelle Stunde 

eröffnet. Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Mül-
ler-Hermann erbeten. 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Frau Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Der Herr Bundes-

kanzler hat dieser Tage erklärt, die konjunkturpoli-
tische Diskussion müsse entdramatisiert werden. 

(Zurufe von der SPD: Jawohl!) 

Er hat recht; bloß, der richtige Adressat für diesen 
Vorwurf ist die Bundesregierung selbst. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hektik und Dramatisierung sind die Eigenschaftsbe-
schreibung dieser Bundesregierung, 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern] : Leider 
wahr!) 

und Bundeswirtschaftsminister Professor Schiller übt 
sich in dieser Disziplin schon seit dem Sommer-
semester 1969. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ich verzichte darauf, die ganze Unentschlossenheit 
und Widersprüchlichkeit der bisherigen Maßnahmen 
der Regierung in Erinnerung zu rufen. Aber noch bei 
der Debatte über den Jahreswirtschaftsbericht hat 
der Bundeswirtschaftsminister mit dem Stabilitätsge-
setz gedroht, und der Herr Bundeskanzler 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist er?) 

ist hier auf das Podium getreten und hat betont, daß 
die Drohung des Herrn Bundeswirtschaftsministers 
sehr ernst zu nehmen sei. Am 7. März 1970, wenige 
Tage darauf, hat dann der Herr Bundeskanzler in 
Duisburg erklärt, das Stabilitätsgesetz erscheine ihm 
als ein zu grobes Geschütz. 

(Abg. Dr. Barzel: So ein Durcheinander!) 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundeswirt-
schaftsminister hat vor kurzem in sehr dramatischen 
Worten vor der Öffentlichkeit von der ihm bevor-
stehenden Entscheidungsschlacht gesprochen. Ich 
nehme doch an, daß der große Feldherr in diese 
Schlacht auch mit seinen Geschützen eingreifen 
wollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn er ein 
Konzept hätte!) 

Glanzvolle Namen wurden vom Herrn Wirtschafts

-

minister zitiert — etwas anderes sind wir ja von 
ihm auch nicht gewöhnt —: Jena, Leipzig, Skagerrak. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Nun, Herr Wirtschaftsminister, Sie haben eine 
Schlacht verloren. Der Herr Bundeswirtschaftsmini-
ster wurde von seinen eigenen Truppen im Stich ge-
lassen. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Für Sie, Herr Wirtschaftsminister, war das ein 
Leipzig, nur mit dem Unterschied, daß Napoleon 
seinerzeit in die Verbannung geschickt wurde. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, Sie mögen einwenden, 
er kam von Elba wieder zurück. Aber ich füge hin-
zu: nur für hundert Tage. 

(Zustimmung und erneute Heiterkeit bei 
der CDU/CSU.) 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 38. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13. März 1970 	1887 

Dr. Müller-Hermann 
Und mir scheint es so, als ob der Countdown für 
den Herrn Bundeswirtschaftsminister auch schon zu 
laufen beginne. 

(Zurufe von der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Für die Geldwertstabilität jedenfalls war  diese 
 Entscheidungsschlacht ein Waterloo, Herr Minister 

Schiller, und zwar durch die Handlungsunfähigkeit 
der Bundesregierung verschuldet. Ob nun der 
Freund in Frankfurt wirklich retten kann? Großes 
Fragezeichen! Friedrich Schiller würde ihm raten: 
„Zurück, du rettest den Freund nicht mehr!" 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, statt der Bundesregie-
rung mußte die Bundesbank handeln. Wir wissen 
doch, die drastische, exorbitante Erhöhung des 
Diskontsatzes ist ein sehr zweischneidiges Schwert. 
Getroffen wird der kleine Mann. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Barzel: Sehr wahr!) 

Ich denke nur an die Frage des Wohnungsbaus und 
die mittelständische Wirtschaft, die Gefahr läuft, 
durch die erhebliche Verteuerung der Schulden

-

zinsen in ,die Knie gezwungen zu werden. 

(Erneute Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Ob durch die Diskontsatzanhebung über verstärkten 
Lagerabbau eine Preisdämpfung bewirkt wird, be-
zweifle ich sehr. Viel eher ist zu befürchten, daß die 
hohen Zinsen als ein zusätzlicher Kostenfaktor in 
die Preise eingehen werden, zumal eine große Nach-
frage dies immer noch ermöglicht. 

Ganz gewiß wird die Diskonterhöhung mittel- und 
langfristig die Investitionsbereitschaft erheblich be-
einträchtigen und damit das Warenangebot von 
morgen beschneiden. Da geht es also um die Sub-
stanz und um das Wachstum in der Zukunft. Nach 
unserer Auffassung setzt der Hebel der Bundesbank 
an der falschen Stelle an. 

(Zuruf von  der  SPD: Was hätten Sie  denn 
gemacht, Herr Müller-Hermann?) 

Die Opposition hat in den letzten Wochen der 
Bundesregierung wiederholt Empfehlungen zur 
Dämpfung von Konjunktur und Preisen gegeben. 
Noch gestern sind im Haushaltsausschuß vier kon-
krete Anträge der Opposition mit den Stimmen der 
Koalition niedergewalzt worden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Abg. 
Wehner: Mit Recht!) 

Die Opposition ist auch heute bereit, ihren Teil der 
Verantwortung zu tragen 

(Lachen bei der SPD) 

und die Maßnahmen der Bundesregierung zu unter-
stützen, die ihr sinnvoll und zweckmäßig erscheinen. 
Allerdings ist bisher von irgendeiner Konsultation 
der Bundesregierung an die Adresse der Opposition 
nichts zu hören gewesen. 

(Abg. Dr. Barzel: Es gibt ja keine Maßnah

-

men! Was soll man da unterstützen? — 
Gegenruf des Abg. Wehner.) 

Was wir aber mit Sicherheit nicht können, ist, der 
Bundesregierung das Handeln abzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn allein die Bundesregierung verfügt über das 
Instrumentarium des Stabilitätsgesetzes und auch 
über die notwendigen Daten und Informationen, die 
richtiges Handeln erst möglich machen. 

(Abg. Dr. Barzel: Und über die Pflicht zum 
Handeln!) 

Was jetzt Not täte, wäre eine Phase der Besinnung 
und der Besonnenheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Wirtschaft und Öffentlichkeit brauchen Ruhe. Aber, 
meine Damen und Herren von der Koalition, Ihr Hin 
und Her, Ihr Zickzackkurs und die Entscheidung der 
Bundesbank haben doch die allgemeine Unruhe erst 
ausgelöst und dann weiter erhöht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Voraussetzung für einen Abbau des um sich 
greifenden Unbehagens ist, daß die Bundesregierung 
ihr Handeln wirklich an den konjunkturpolitischen 
Notwendigkeiten orientiert. Auch dann erst können 
wir von den Sozialpartnern stabilitätsorientiertes 
Verhalten erwarten. Die Bundesregierung scheint 
sich aber in der Zeit mehr als ein Dienstleistungs-
unternehmen zu betrachten, das darauf aus ist, Land-
tagswahlen zu gewinnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
Verwechseln Sie das nicht mit Ihrem Lob

-

byismus! — Zuruf von der FDP.) 

Eines lassen Sie mich sehr klar aussprechen: je 
länger die  Bundesregierung zögert, desto teurer 
werden für alle die Lasten. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Schon heute muß der vielzitierte kleine Mann 

(Zuruf des Abg. Wehner) 

die Versäumnisse der Bundesregierung im wahrsten 
Sinne des Wortes mit Zins und Zinseszins bezahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir appellieren daher an die Bundesregierung, nun 
das in ihrer Kraft Stehende — und wozu sie nach 
dem Stabilitätsgesetz verpflichtet ist — zu tun, 

(Zuruf des Abg. Wehner) 

um die Bundesbank in die Lage zu versetzen, den 
Diskont wieder auf ein erträgliches Maß herabzu-
setzen. 

(Zuruf des Abg. Wehner.) 

Ein letztes Wort an die Adresse des Herrn Bundes-
wirtschaftsministers. Das Debakel von Waterloo, 
Herr Minister, wurde auch durch allzu langes 
Zögern ausgelöst. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
War sehr aktuell! — Heiterkeit bei der 

SPD.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Junghans. 
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Junghans (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der wirtschaftspolitische Kurs der CDU/ 
CSU-Fraktion besteht darin, daß in ihren Reihen 
völlige Verwirrung herrscht. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

Sie haben in  den ganzen Monaten nicht einen einzi-
gen positiven Beitrag zu der heutigen konjunktur-
politischen Situation geleistet. 

(Lebhafter Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Oder sind das Ihre Beiträge, wenn Herr Stoltenberg 
die Zurückstellung der steuerlichen Entlastung bis 
zum 1. Januar 1971 und zusätzliche Haushaltssperren 
fordert und wenn Sie dann in derselben Woche in 
den anderen Ausschüssen in mindestens vier Fällen 
genau das Gegenteil fordern? 

(Abg. Wehner: Hört! Hört! — Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Ich lese hier z. B., daß die CDU/CSU-Mitglieder im 
Verkehrshaushalt mit verbesserten steuerlichen 
Maßnahmen der deutschen Seewirtschaft den not-
wendigen Rückhalt geben wollen, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

daß sie die Notwendigkeit der Aufstockung von 
Neubauzuschüssen betonen, daß sie in einem ande-
ren Antrag im Wissenschaftsausschuß die Bundes-
regierung auffordern, zusätzliche Mittel für bauliche 
Notmaßnahmen, die Besoldung usw. bereitzustellen. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie haben in ,dieser Woche hier einen Antrag fiber 
die Senkung der Gewerbesteuer zur Abstimmung 
gebracht. Sie haben in dieser Woche zusätzliche 
Strukturmaßnahmen der Landwirtschaft gefordert. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Wie paßt .das zusammen? 

(Abg. Wehner: 'So wie die CDU und CSU 
zusammenpassen! — Heiterkeit und Beifall 
bei den Regierungsparteien. — Abg. Marx 
[Kaiserslautern] : So wie der Wehner und 

seine Regierung!) 

Wenn Sie sich (in Sachen Konjunkturpolitik weiter 
so widersprüchlich verhalten, dann kann man Sie als 
Fraktion nur schlicht als unglaubwürdig bezeichnen. 

(Abg. Wehner: Da muß ein Freundeskreis 
gebildet werden!) 

Wir haben von Ihnen weder gehört, wie Sie die 
gegenwärtige Lage einschätzen, 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Doch, sehr 
genau!) 

noch wie Sie die zukünftige Entwicklung ein-
schätzen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Müller-Hermann. — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wenn Sie sich heute hier hinstellen und  der Bun-
desregierung vorwerfen, sie wäre untätig gewesen 
und sie hätte versäumt, Herr Müller-Hermann, ein 
binnenwirtschaftliches Konjunkturprogramm zu ver-
abschieden, dann möchte ich Sie doch daran erin

-

nern, daß Sie noch am 30. Oktober in diesem Hohen 
Hause von einer überzogenen Aufwertungsquote 
und von einem Schaden für die deutsche Wirtschaft 
auf Dauer gesprochen haben. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das Wind sich ja 
herausstellen! — Abg. Wehner: Dach

-

schaden!) 

Ihr einziger Beitrag besteht darin, Unsicherheit in 
unsere Bevölkerung hineintragen zu wollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Mill

-

ler-Hermann: Das macht ihr selbst!) 

Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, 
versuchen doch aus Motiven, die ich hier nicht 
untersuchen will, 

(Abg. Dr. Althammer: So 'billig kommen Sie 
nicht davon!) 

immer wieder, Arbeitnehmer und Unternehmer zu 
verunsichern, 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

um das Vertrauen in die Politik der Bundesregie-
rung und der Bundesbank zu erschüttern. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr! — Zurufe von 
der  CDU/CSU.) 

Sie sind nicht in der Lage, bis heute noch nicht in 
der Lage, zu den klaren Entscheidungen der Bun-
desregierung 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der der CDU/CSU) 

Alternativvorschläge hier in diesem Hause vorzu-
legen. 

(Abg. Wehner: Nur Frühsportübungen zu 
machen! — Anhaltende Zurufe von  der 

 CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren! Wir wissen, daß die 
Spätphase der Konjunktur, in der wir uns heute 
befinden, volle Aufmerksamkeit verlangt, daß eine 
wirtschaftspolitische Gratwanderung vor uns liegt. 
Aber eines möchte ich Ihnen sagen: 

(Abg. Dr. Barzel: Welche Maßnahmen der 
Regierung sollen wir unterstützen? Sie hat 

'keine vorgeschlagen!) 

Es ist grotesk, dies mit der Situation von 1966 ver-
gleichen zu wollen. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Denn erstens bestimmt nicht ein Bundeskanzler 
Erhard, sondern ein Bundeskanzler Brandt die Richt-
linien der  Politik. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von  der 
 CDU/CSU.) 

Zweitens: In Anwendung des  Stabilitätsgesetzes 
sind die Haushalte von Bund und Ländern anti-
zyklisch angelegt. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Davon kann doch 
gar keine Rede sein!) 
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Drittens wird die Bundesbank, wir haben das aus 
der Erklärung von Herrn Klasen gehört, das Not

-

wendige tun, rechtzeitig das Steuer herumzuwerfen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wenn hier in diesem Hause immer wieder von 
Preisstabilität gesprochen wird, dann möchte ich 
Ihnen dazu folgendes sagen: Sie werden in dieser 
Bundesregierung und in unserer Fraktion niemand 
finden, der diese Forderung nicht nachdrücklich 
unterstützt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Welche? — Abg. 
Dr. Barzel: Lesen Sie  mal das Programm 

der Jungsozialisten!) 

Aber zeigen Sie mir jemand in diesem Hause und 
in der Bundesregierung, der das ungeschehen ma-
chen kann, was durch Ihre Versäumnisse als Preis-
welle auf uns zurollt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir wehren uns mit Entschiedenheit dagegen, daß 
Sie die Bevölkerung, die Wirtschaft und die Sparer 
in diesem Punkte verunsichern wollen. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das müssen Sie 
Herrn Schiller erzählen!) 

Die Bundesregierung und die Bundesbank haben 
durch ihr aufeinander abgestimmtes Verhalten das 
Notwendige getan, damit in Zukunft eine Beruhi-
gung ,der Preise eintritt. 

Wir sind der Meinung — und das ist aus den 
Äußerungen des Herrn Bundeswirtschaftsministers 
und des Herrn Bundesbankpräsidenten Klasen deut-
lich geworden —, 

(Abg. Müller-Hermann: Welche? Da gibt es 
so viele!) 

daß es jetzt darauf ankommt, die Nerven zu behal-
ten. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

Wenn die Opposition sie nicht hat — wir haben sie! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kirst. 

Kirst (FDP) : Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir zun-
nächst ein sehr klares, und wenn Sie wollen, hartes 
Wort zur Frage der Verantwortlichkeit für die der-
zeitige Preissituation. Herr Kollege Kiep hat vor-
hin in einer Zusatzfrage die Frage gestellt, wie 
lange denn die gegenwärtige Regierung sich bei der 
Beurteilung der Konjunkturlage, wie wir sie heute 
haben, noch auf die Versäumnisse der Vergangen-
heit berufen will. Meine Damen und Herren, sehen 
wir doch einmal in ein anderes Land. Ich glaube, 
wir alle betrachten den amerikanischen Präsidenten 
Nixon als einen sehr unverdächtigen Zeugen. Der 
hat vor wenigen Wochen erklärt: 

(Zuruf des Abg. Dr. Barzel.) 

Die hohe Preissteigerung in den USA ist einzig und 
allein 

(Abg. Dr. Barzel: Wir leben hier in Deutsch

-

land!) 

— vielleicht ist Ihnen dieses Beispiel unangenehm, 
Herr Barzel, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, nein!) 

ich bringe es trotzdem — das Werk seiner Vor-
gänger, also der Johnson-Administration. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Marx 
[Kaiserslautern] : Ein Eigentor! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU.) 

-- Ich glaube, Sie haben das gar nicht begriffen, 
was ich soeben gesagt habe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf: Johnson im „Freundeskreis der CDU"!) 

— Nein, darum geht es nicht. Es geht um die Wahr-
heit und nicht um parteipolitische Fronten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das Beispiel zeigt, daß hier Dinge zugrunde liegen, 
die mit parteipolitischen Gegensätzen gar nichts zu 
tun haben. 

(Abg. Dr. Barzel: Aber da hat doch die 
Regierung gewechselt!) 

Die Dinge liegen überall gleich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Vorgänger 
von Schiller war Schiller! — Abg. Wehner: 
Aber auf den Kiesinger kam es ja mal an! 
Ich sehe ihn heute gar nicht! — Abg. Dr. 

Müller-Hermann: Nicht auf Wehner!) 

— Aber die Richtlinien bestimmte Herr Kiesinger. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. Weh

-

ner: Aber nicht in dem Sinne! Sie müssen 
das mal koordinieren! Stellen Sie einen 

neuen Koordinator ein!) 

— Meine Damen und  Herren, ich wäre Ihnen dank-
bar, wenn Sie mich bei der begrenzten Redezeit 
etwas ungestörter reden ließen. 

Wir sollten dieses Beispiel dafür nehmen, daß die 
Behauptungen, die jetzigen Preissteigerungen seien 
auf dieses oder jenes Fehlverhalten der neuen 
Regierung in Bonn zurückzuführen, einfach unwahr 
sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was Sie in Ihrem Pamphlet hier zusammengestellt 
haben, ist doch der Gipfel der Legendenbildung. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Jeder Student der Volkswirtschaft — hier wird mir 
der Wirtschaftsminister in seiner anderen Eigen-
schaft zustimmen — lernt doch schon im ersten 
Semester, daß Preissteigerungen, Preiswellen nicht 
— wie Hochwasser — über Nacht kommen. Sie sind 
langfristige Auswirkungen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf des Abg. Dr. Marx [Kaiserslaute rn]. — 
Zuruf von der CDU/CSU: Genau das!) 
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Meine Damen und Herren, wenn Sie vor sich selbst 
ehrlich sind — Sie wissen das doch genau! Sie 
spekulieren nur auf die, von denen Sie annehmen, 
daß sie es nicht wissen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Müller-Hermann: Das ist eine 

hausgemachte Inflation!) 

In Ihrem Antrag und in Ihrer Dringlichen Anfrage 
findet sich der Vorwurf, die Bundesbank würde 
alleingelassen. Ich meine, die Dinge sind heute 
morgen in der Fragestunde schon einigermaßen klar-
geworden. Ich glaube, niemand kann behaupten, 
daß die Bundesbank heute alleingelassen wird. Die 
Bundesbank wurde im Jahre 1969 nicht nur allein-
gelassen, sondern durch das Nichtstun der damaligen 
Regierung nach der Richtlinienentscheidung des 
Bundeskanzlers, der sich — ich hätte beinahe ge-
sagt: mit seinem Leben — mit seinem Amte gegen 
eine Aufwertung verpfändet hatte, in ihrer Aktivität 
behindert, denn zwischen Diskontpolitik und Auf-
wertung besteht ein Zusammenhang. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien. 
— Zurufe von der CDU/CSU.) 

Es ist vorhin in einem Zwischenruf schon gesagt 
worden: Diese Bundesregierung wird im Zusammen-
hang mit unvermeidlichen Entscheidungen der Bun-
desbank nicht von einem Fallbeil sprechen. Das 
haben andere früher getan. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der SPD: Das Fallbeil lassen wir 
lieber dem Jaeger!) 

Wir sind überzeugt davon, daß die Gefahr einer 
Rezession durch rechtzeitiges entschlossenes Gegen-
steuern gebannt wird. 

Ich meine, ich sollte jetzt noch zwei oder drei 
grundsätzliche Bemerkungen unterzubringen versu-
chen, denn es ist in fünf Minuten gar nicht möglich, 
auf alle Einzelheiten einzugehen. Ich glaube, wenn 
wir in der Beurteilung der konjunkturpolitischen 
Auseinandersetzung der letzten Wochen und Monate 
ehrlich vor uns selbst sind, müssen wir sagen, daß es 
sich hier mehr oder weniger um systemimmanente 
Erscheinungen h andelt 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und daß es unvermeidlich ist, in einer Demokratie 
seine Gedanken auch laut auszusprechen. Dieses 
Hin und Her, das Sie dargestellt haben, ist ein ganz 
normaler Prozeß. 

(Zuruf des Abg. Leicht.) 

— Herr Leicht, es wäre ohne weiteres möglich, eine 
solche Zusammenstellung, wie Sie sie gestern ver-
öffentlicht haben, unter Auswechslung der Namen, 
Zeiten, Themen und Orte über alle anderen denk-
baren Entscheidungsprozesse in einer Demokratie 
zu veröffentlichen. Ich glaube, wir sind uns doch 
darüber einig, daß wir alle miteinander noch immer 
mit Grauen die Spuren jener Zeiten sehen, in denen 
es unser tägliches Brot war, von „unabänderlichem 
Willen" und „unabänderlichen Entschlüssen" zu 
hören. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, die fünf Minuten sind 
um. Ich möchte im Moment nur noch eine Bemer-
kung machen und vielleicht später noch etwas an-
deres sagen. Wir begrüßen und unterstützen ganz 
besonders den Appell, den die Bundesregierung 
gestern in ihrer Erklärung und heute in der Ant-
wort des Herrn Bundeswirtschaftsministers an die 
Tarifpartner gerichtet hat. 

(Abg. Leicht: „Maßhalten"!) 

Wir meinen, daß dieses Wort nicht nur gehört, son-
dern auch befolgt werden sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Bundesminister Professor Schiller. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr Kol-
lege Müller-Hermann, Sie haben sich auch in den 
Wettbewerb um eine bilderreiche Sprache begeben. 
Sie haben gesagt, ich hätte mich schon im Sommer-
semester 1969 in bestimmten Eigenschaften und in 
einer bestimmten Disziplin geübt. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: In der Nicht

-

disziplin!) 

— Mit Disziplin meinten Sie Fachgebiet, so habe 
ich 'Sie verstanden. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Ich meinte auch 
„Nichtdisziplin" !) 

— Lieber Herr Müller-Hermann, hätten Sie vom 
Sommersemester 1969 lieber geschwiegen! Die Ab-
schlußprüfung für ,das Sommermeseter 1969 hat der 
Kandidat Schiller besser bestanden als einige Con-
semeste r ,aus Ihren 'Reihen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs-
parteien. — Abg. Baron von Wrangel: 
Weniger Theorie, mehr Praxis! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Dais können Sie  doch nun nicht ,abstreiten. 

Nun wollte ich zur grundsätzlichen Problematik 
eines sagen. Bei den Entscheidungen über Regie-
rungsmaßnahmen, über Dämpfungsmaßnahmen geht 
es darum — das war unsere Überlegung im Bundes-
kabinett und auch im Zentralbankrat während die-
ser Wochen —, wie wir die öffentliche und die pri-
vate Wirtschaft,  idle  öffentliche Nachfrage und die 
private Nachfrage in möglichst gleichmäßiger Weise 

 zu Stabilitätsbeiträgen veranlassen können; 

(Abg. Windelen: Steuersenkungen?!) 

das ist ein sehr wichtiger  Gesichtspunkt. Soweit ich 
sehe, zielt die CDU/CSU bisher im wesentlichen 
darauf hin, daß im Bereich der öffentlichen Haus-
halte weitere Kürzungen stattfinden sollen bzw. er-
höhte Konjunkturausgleichsrücklagen und ähnliches 
gebildet werden sollen. Meine Damen und Herren, 
wir in der Bundesregierung haben festgestellt, daß 
Kürzungen in  den öffentlichen Bereichen — manches 
wird der Haushaltsausschuß noch zusammenbringen 
— in wichtigen Sektoren unserer Gemeinschaftsauf- 
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gaben an die Grenze des Erträglichen stoßen. Es 
geht einfach nicht, daß in einer Zeit der Überkon-
junktur .die Befriedigung öffentlicher Bedürfnisse, die 
Erfüllung öffentlicher Gemeinschaftsaufgaben sozu-
sagen zum alleinigen Instrument einer Dämpfung 
gemacht wird. 

(Abg. Leicht: Warum haben Sie dann nicht 
die Konsequenzen gezogen?) 

— Darf ich den  Gedanken weiterführen. Wir sind 
der Meinung, daß ein ausgewogenes Verhältnis ein-
treten sollte. Jeder sollte seinen Stabililsierungs-
beitrag leisten. Gehen wir weiter in  Richtung öffent-
licher Hände — denken Sie  an  die großen Ressorts 
Verkehr, Wohnungsbau, Gesundheit, Familie — 

(Abg. Leicht: Verteidigung!) 

— Verteidigung ohnehin, das Ressort, das mit dem 
größten Betrag an diesen Kürzungen oder Sperrun-
gen beteiligt ist —, dann kämen wir zu einer Situa-
tion, wo das Gesamtprogramm unausgewogen 
wäre. Wir würden dann nach einer Devise handeln, 
die .im 18. Jahrhundert eine Rolle spielte und die 
lautete: öffentliche Armut, aber privater Reichtum. 
Das ist nicht die  Devise dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

So haben wir uns :das Problem sehr ernsthaft über-
legt. Wir haben 'Maßnahmen der Dämpfung im 
öffentlichen Bereich 'durchgeführt wie keine andere 
Bundesregierung vorher in einer 'Hochkonjunktur. 

(Beifall bei den  Regierungsparteien. — Wi

-

derspruch bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der CDU/CSU: Ergänzungshaushalt! — 1966!) 

— Im Jahr 1966 war nun wirklich nicht ein Kür-
zungsprogramm der damaligen Bundesregierung 
virulent oder effizient. 

(Abg. Leicht: 1969!) 

Es gab ein Kürzungsprogramm, und das war post-
mortal, nach Sturz der Bundesregierung, wie Sie alle 
wissen. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr! — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Dies ist von unserer Seite im öffentlichen Bereich 
getan worden. Ich sage noch einmal, der Haus-
haltsausschuß wird noch sein übriges tun. 

(Abg. Leicht: Dann muß die Koalition 
mitmachen!) 

Aber nun ging es darum, das Mittel zu finden, wie 
die private Nachfrage oder die private Wirtschaft 
insgesamt ihrerseits veranlaßt werden kann, ihren 
Stabilitätsbeitrag zu leisten. 

(Abg. Haase [Kassel] : Das können Sie doch 
zum Teil erzwingen!) 

— Herr Haase. Nun legen Sie doch einmal die Kar-
ten auf den Tisch! Ich habe am 17. Februar verge-
bens darauf gewartet, von Ihrer Seite etwas zu 
hören. 

(Abg. Dr. Barzel: Sie haben gehofft, wir 
würden die Stimmen bringen, die Sie von 

der SPD nicht kriegen!) 

— Herr Barzel, ich setze zwar viele Hoffnungen auf 
Sie; aber diese nicht! 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Wehner: 
Sehr gut!) 

Hier muß ich leider eine Ausnahme machen. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen.) 

Wir haben hier sehr offen über die Möglichkeit, 
die Notwendigkeit und die Problematik einer Ergän-
zung des bestehenden Stabilisierungsprogramms 
dieser Bundesregierung gesprochen. 

(Abg. Leicht: Deshalb der Ergänzungs

-

haushalt!) 

— Ach Gott, das war nun wirklich ein Kalauer. 

(Abg. Leicht: Nein, nein!) 

— Na, hören Sie mal! 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, Ihr Beitrag im Rahmen der Aktuel-
len Stunde geht zu Ende. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Ja, 
ich werde mich kurz fassen. Aber wenn ich auf 
Zwischenrufe antworten soll — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich habe Verständnis dafür, daß Sie auf Zwischen-
rufe antworten wollen. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident, ich begebe mich sofort in Ihre Zucht. 

(Abg. Wehner: Dann müssen Sie sich aber 
auch mit dem befassen, was die drüben 

dauernd dazwischenfummeln!) 

Wir haben hier sehr offen — ich wiederhole es — 
über die Ergänzung des Stabilisierungsprogramms 
gesprochen, und von Ihrer Seite aus ist dazu nicht 
Stellung genommen worden. Sie haben die Notwen-
digkeit einer solchen Ergänzung weder verneint 
noch bejaht, z. B. als der Bundeskanzler und der 
Bundeswirtschaftsminister über die Eventualität der 
Anwendung des § 26 des Stabilitäts- und Wach-
stumsgesetzes sprachen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Jetzt sind wir 
schuld, daß Sie nichts getan haben!) 

— Nein, nein, ich wollte nur einmal Ihre Position 
umreißen. Ich will ja von Ihnen etwas hören. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Haben Sie uns 
konsultiert? — Abg. Dr. Barzel: Es gibt 
überhaupt keinen Vorschlag Ihrer Regie

-

rung! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU 
und Gegenrufe von der SPD.) 

— Herr Müller-Hermann, nachdem die Bundesregie-
rung und das Wirtschaftskabinett der Bundesregie-
rung nach eingehender Debatte beschlossen hatten, 

(Abg. Dr. Barzel: Sie haben dem Parla

-

ment keinen Vorschlag gemacht!) 
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daß der Finanz- und der Wirtschaftsminister mit  der 

 Deutschen Bundesbank im Zentralbankrat die Lage 
besprechen sollten, hat die Bundesbank  in  vollem 
Einvernehmen mit uns gehandelt. 

(Abg. Dr. Barzel: Weil die Regierung nicht 
gehandelt hat! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 
— In Abstimmung! 

Jetzt kommen Sie aber auf einmal mit neuen An-
trägen. Soweit ich sehe, wollen Sie plötzlich das 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetz schärfer exeku-
tiert wissen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Nein, nicht auf 
einmal, antizyklisch! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU. — Zuruf von der SPD: Brin

-

gen Sie doch einen Antrag ein!)  

— Bitte,  etwas konkreter! Wenn Sie sagen: im 
öffentlichen Bereich, möchte ich Ihnen darauf fol-
gendes antworten. Wenn Sie hier nur kleine Ersatz-
lösungen im öffentlichen Bereich vorschlagen wol-
len, werden Sie das Faktum der Zentralbankrats

-

beschlüsse in  keiner Weise korrigieren. Wenn Sie 
mit kleinen Palliativmitteln noch .ein paar Millionen 
mehr sperren oder die Konjunkturausgleichsrücklage 
etwas :erhöhen wollen, werden Sie das Faktum der 
Diskonterhöhung im Augenblick nicht korrigieren. 
Geben Sie sich hier keinen Illusionen hin, Herr 
MüllerHermann. Das wissen Sie auch ganz genau. 
Deswegen habe ich den Verdacht, daß Sie  erst jetzt 
mit Ihren Anträgen kommen, weil Sie sie überhaupt 
nicht so recht ernst nehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Wehner: Sehr wahr.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Minister  — — 

Dr. Schiller,  Bundesminister für Wirtschaft: Die 
andere Frage — und das ist einfach eine Frage des 
Bekenntnisses —'ist: 

(Abg. Windelen: Herr Schiller, Ihre Zeit ist 
um! -- Abg. Dr. Müller-Hermann: Sie  hät

-

ten sich lieber in der Wirtschaftsdebatte 
stellen sollen! Dann müßten Sie  sich heute 

nicht wehren!) 

Vielleicht wollen ,Sie tatsächlich mit dem Stabilitäts-  
und Wachstumsgesetz unmittelbar auf die private 
Nachfrage losgehen. In dem Fall müßten Sie sich 
heute und hier zu §'26 bekennen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sie müssen sich 
zuerst dazu bekennen!) 

Hier und heute, das ist Ihre Stunde, jawohl. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Wehner: Die CDU ist nicht aktuell! — Leb

-

hafte Zurufe von  der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. iStoltenberg. 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Antworten der Bun-
desregierung und der Koalition zur Sache stehen in 

 einem klaren Widerspruch zu dem,  was der Bundes-
kanzler in  der Regierungserklärung Idas Sta-
bilitätsgesetz, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

seine zentrale Bedeutung für die Konjunkturpolitik 
und die Bereitschaft der Regierung, es anzuwenden, 
gesagt hat. 

(Abg. Dr.  Barzel: Sehr wahr!) 

Dem ist wader durch feuilletonistische Bemerkun-
gen noch durch eine etwas grobschlächtige Polemik 
gegen die Opposition, Herr Kollege Junghans, zu 
begegnen. Sie haben sich entschlossen, diese Regie-
rung auf einer so schwachen Basis  zu bilden, 

(Lachen und Zurufe von  der  SPD) 

eine Regierung, die bei der ersten schweren Ent-
scheidung versagt und nicht handelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Erneute, leb

-

hafte Zurufe von der SPD.) 

Und Sie können sich nicht in solchen Situationen 
nur daran erinnern, wer hier die stärkste Fraktion 
des Hauses ist. Das Stabilitätsgesetz gibt der Re-
gierung die Pflicht zum ersten Handeln und nicht 
uns. 

(Abg. Wehner: Machen Sie ruhig weiter!) 

Wie wenig die Dinge, die Sie hier sagen — Herr 
Kollege Wehner, Sie sind doch zuständig für Ihre 
Partei —, Ihre eigene Partei überzeugen, das kön

-

nen Sie ja im Sozialdemokratischen Pressedienst 
vom 9. März nachlesen, aus dem ich hier doch einige 
Sätze zitieren möchte, die völlig im Widerspruch 
zu dem stehen, was Sie hier dem deutschen Volk in 
dieser Debatte sagen wollen. Da wird nämlich über 
die jetzt angeblich allein genügende und hilfreiche 
Entscheidung der Bundesbank folgendes gesagt — 
ich zitiere —: 

Eine unmittelbare Beruhigung des Preisauf-
triebs ist von dieser Entscheidung nicht zu er-
warten, eher das Gegenteil. 

(Abg. Dr. Barzel: Hört! Hört! — Abg. 
Leicht: Hat recht!) 

Denn man wird versuchen, die erhöhten Kosten 
im Preis abzuwälzen, um die Erträge zu halten. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Völlig richtig! 
— Abg. Leicht: Vollkommen recht! — 

Abg. Dr. Barzel: Hört! Hört!) 

Damit fällt auch das Argument und die billige 
Entschuldigung, die Maßnahmen des Stabilitäts-
gesetzes zur gezielten Beschränkung der Nach-
frage in spezifischen Überhitzungsbereichen 
kämen in dieser Konjunkturphase zu spät, sie 
griffen erst in der zweiten Jahreshälfte. 

Immerhin 

— so meint der Sozialdemokratische Pressedienst — 

wären die Schuldigen getroffen worden. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 
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Jetzt trifft es zuerst ihre Opfer, z. B. private 
kleine Bausparer. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Das heißt, die Wirtschaftspolitik kann durch 
diesen Beschluß nicht einfach suspendiert wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das ist die Aussage des Sozialdemokratischen Pres-
sedienstes, die ja wohl irgend jemand bei Ihnen zu 
verantworten hat. Ganz so weit wird die Desorgani-
sation wohl nicht bei Ihnen gediehen sein, daß nicht 
zu klären ist, wer die Verantwortung für diese 
Feststellung, die wir völlig unterschreiben, trägt, 
ob das Herr Brandt ist, Herr Wehner, Herr Wisch-
newski oder wer sonst. Aber nach solchen Äuße-
rungen des Widerspruchs ist es ja nicht erstaunlich, 
daß Sie die Sachdebatte hier scheuen 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Abg. 
Wehner: Sie sind wohl nicht ganz bei Trost, 
was? Sachdebatte scheuen nennen Sie das?) 

und uns auf die Fünf-Minuten-Beiträge abdrängen 
wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren! Es bleibt der Wider-
spruch zwischen den Erklärungen des Herrn Kol-
legen Schiller in der Öffentlichkeit, daß er den Weg 
der Steuervorauszahlungen gehen wolle, d. h. der 
Abschöpfung von Kaufkraft zur Stabilisierung der 
Preise durch Verminderung der Nachfrage, und der 
jetzigen Verteidigung des Beschlusses der Bundes-
bank  ohne ein ergänzendes Programm der Bundes

-

regierung, 
(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

die eben durch den Weg der Diskonterhöhung eine 
Verteuerung der Investitionen vornimmt und damit 
eine Tendenz zur Verringerung des Investitionsvo-
lumens mit einer kurzfristig preissteigernden Wir-
kung. Diesen Widerspruch haben Sie nicht aufge-
klärt. 

Und was wollen wir nun? Herr Kollege Junghans, 
was wir wünschen, ist eine konzertierte Aktion von 
Bundesregierung und Bundesbank 

(Zuruf von der SPD: Mit was denn?) 

insofern, als die Bundesregierung durch eine akti-
vere Wirtschaftspolitik, 

(Abg. Wehner: Sie möchten gerne dabei 
sein! Das ist alles!) 

insbesondere mit den Mitteln der Konjunkturaus-
gleichsrücklage, der Haushaltsgestaltung und der 
Steuerpolitik, die Bundesbank entlastet und sie in-
stand setzt, diesen Beschluß zu überprüfen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

d. h. die Belastungen in angemessen .kurzer Zeit zu 
senken. Wir haben doch das Wort von der konzer-
tierten Aktion nicht erfunden, bei dem Sie so 
allergisch reagieren, Herr Kollege Wehner. 

(Abg. Wehner: Im Gegenteil! Es freut mich, 
daß Sie dabei sein wollen!)  

Es stammt aus dem Sprachschatz des Kollegen Schil-
ler. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Wehner.) 

— Es stammt aus dem Sprachschatz des Kollegen 
Schiller. Hier wäre eine konzertierte Aktion von 
Bundesregierung und Bundesbank dringend erfor-
derlich. Sie ist, glaube ich, notwendig, 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf des 
Abg. Wehner) 

und dazu tragen wir bei. 

(Zuruf von der SPD: Womit denn?) 

— Mit dem Antrag von gestern, die Konjunktur-
ausgleichsrücklage zu sichern, die verbal verkündet, 
aber im Haushalt nicht vorgesehen ist, 

(Zuruf von  der  SPD: Das stimmt doch gar 
nicht, Herr Stoltenberg! Schauen Sie einmal 
in Einzelplan 60! — Gegenruf des Abg. 

Leicht: Leertitel, kein Pfennig!) 

und zwar zusätzlich zu den Haushaltssperren, mit 
dem Antrag also, den Sie im Haushaltsausschuß des 
Bundestages abgelehnt haben, der aber unterstützt 
wird von den Finanzreferenten sämtlicher Länder, 
auch der sozialdemokratisch regierten, und auch mit 
der Bereitschaft, meine Damen und Herren — und 
Sie haben ja damals im Dezember das Angebot des 
Kollegen Barzel angenommen, 

(Abg. Wehner: Was heißt Angebot?) 

eine unserer ersten Initiativen, Herr Kollege Jung-
hans — , 

(Abg. Wehner: Er tut, als hätte er was zu 
verkaufen gehabt! Er hat nicht einmal einen 

Bauchladen gehabt!) 

die Fragen der Steuersenkung erst endgültig zum 
Zeitpunkt der zweiten und dritten Lesung des Bun-
deshaushaltes zu entscheiden, weitere Zahlungen, 
die aus der  Gesetzgebung dieses Jahres kommen, zu 
einem konjunkturpolitisch richtigeren Zeitpunkt zu 
placieren, auch im sozialen Bereich, sowie mit der 
Bereitschaft, den Umfang 'der Sperren zu überprüfen. 

Herr Kollege Junghans, so einfach können Sie es 
sich ja nicht machen. Wer redet denn neben uns 
noch von Werfthilfen und Seeschiffahrt? Das sind 
wir doch nicht alleine; das ist Herr Weichmann, das 
ist der Herr Kollege Apel, das sind Abgeordnete 
aus allen Küstenländern. Und wenn wir solche Pro-
bleme im einzelnen ansprechen — z. B. auch das 
Problem der Sperren bei den Hochschulbauten — , 

dann können Sie das doch nicht als ein Argument 
gegen unsere angeblich konjunkturpolitische Argu-
mentation verwenden! 

(Abg. Wehner: Gewerbesteuer abschaffen 
usw.! Das ist alles einmal hin, einmal her!) 

Das gleiche tun Sie doch auch, Herr Kollege Wehner, 
als Harburger Abgeordneter. Sie haben doch in 
Ihren Wochenberichten in der „Harburger Post" 
auch schon einiges zum Thema Werften und Schiff- 
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fahrt gesagt, das durchaus auf der Linie der CDU/ 
CSU liegt. 

(Abg. Wehner: Zitieren Sie es doch einmal, 
falls Sie es herausfinden! Sind Sie auch in 
die Hamburger Bürgerschaftswahl einge

-

stiegen?) 

Machen Sie es sich doch nicht so einfach, wie Sie es 
hier tun. 

Wir sind bereit, in der Gesamtbilanz der Bundes-
regierung zu einer Ausweitung der Haushaltssper-
ren zu kommen, wenn die Bundesregierung uns end-
gültig sagt, wie es mit .dem Haushalt steht. Wenn 
wir natürlich aus- der Zeitung lesen, daß ein Nach-
tragshaushalt kommt und daß andere Änderungen 
vorgenommen werden, dann brauchen wir zunächst 
einmal die Eröffnungsbilanz dieser neuen Politik, 
die im Jahreswirtschaftsbericht und im Haushalts-
entwurf nicht vorgelegt wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auf dieser Basis sind wir bereit, konstruktive 
Vorschläge zum Thema der Fiskalpolitik und der 
Steuerpolitik zu machen, wie wir es gestern im 
Haushaltsausschuß getan haben, als wir die Anträge 
einbrachten. So können wir diskutieren, aber mit 
einem Partner, der bereit ist, sachlich zu diskutieren, 
und der nicht die eigene Hilflosigkeit hinter einer 
massiven Polemik verbirgt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (Cuxhaven)  (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich hatte ursprünglich 
die Auffassung, daß man nach den gestrigen Aus-
einandersetzungen im Haushaltsausschuß dieses 
Thema heute hier nicht noch erörtern würde. Herr 
Stoltenberg zwingt mich dazu, ein paar Bemerkun-
gen zu machen. 

Punkt 1. Herr Stoltenberg, Sie haben gesagt, daß 
nach den Vorschlägen des Bundesrates gestern im 
Haushaltsausschuß von Ihrer Fraktion Anträge ge-
stellt worden sind. Ich stelle erstens fest, daß es bis-
her in der Praxis dieses Hauses noch nicht üblich 
war, schon aus Ausschußvorschlägen des Bundes-
rates Konsequenzen zu ziehen. Man hat immer ge-
wartet, bis der Bundesrat als Plenum dazu gespro-
chen hat, und diese Praxis sollte auch beibehalten 
werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber ich muß Ihnen sagen, Ihre Anträge waren 
auch ein bißchen mit der heißen Nadel genäht. Denn 
als Sie sagten, die Bundesregierung solle aufge-
fordert werden, im Einzelplan 60 einen Titel „Kon

-

junkurausgleichsrücklage" auszubringen, hatten Sie 
ganz vergessen, daß dieser Titel schon ausgebracht 
war. 

(Abg. Leicht: Auszufüllen!) 

Daran ist schon zu sehen, daß das eine reine Propa

-

gandaangelegenheit war. Erst nachdem wir Sie dar

-

auf aufmerksam machten, sind Sie mit Ihrem zwei

-

ten Absatz gekommen und haben gesagt, da soll-
ten 1,5 Milliarden DM plus die 2,7 Milliarden DM 
Sperren eingestellt werden. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Herr Stoltenberg und Herr Leicht, Sie wissen 
ganz genau, wie die Lage ist und wie die Praxis ist. 

Dieser Haushalt — das habe ich schon während 
der Haushaltsdebatte gesagt — ist so restriktiv an-
gelegt wie kein Haushalt dieser Regierung und 
einer anderen jemals zuvor. 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Abg. Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein: Deswegen 
kommt auch der Ergänzungshaushalt!) 

Punkt 2. Sie wissen ganz genau, daß die ge-
sperrten 2,7 Milliarden DM — und diese Sperre 
kann nur auf Antrag des Finanzministers mit Zu-
stimmung des Wirtschaftsministers durch Beschluß 
des Bundeskabinetts aufgehoben werden — nicht in 
die Konjunkturausgleichsrücklage gestellt werden 
können, weil diese 2,7 Milliarden DM auch nach 
dem Vorschlag der Regierung auf dem Kapitalmarkt 
aufgenommen werden sollen. Wo wollen Sie jetzt 
bei dieser Kassenlage das Geld hernehmen? Das 
geht auch nicht. 

Sie haben weiter gesagt: Wir setzen den Ergän-
zungshaushalt ab, wir beraten ihn gar nicht. Dabei 
hat die Bundesregierung ihn noch nicht einmal be-
raten. Ich frage: Was ist das für eine Methode? Sie 
kommen mir hier mitunter vor wie eine fröhliche 
Untersekunda. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Zurufe von der CDU/CSU.) 

Da wird glatt gesagt: Die Bundesregierung kann be-
schließen, was sie will, wir werden nicht beraten. 
Sie können zustimmen, Sie können ablehnen. Aber 
Sie können nicht zum Streik auffordern. Das werden 
wir jedenfalls nicht mitmachen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kirst. 

Kirst (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich kann an das anknüpfen, was 
Herr Hermsdorf eben sagte, und auch noch einmal 
auf das zurückkommen, was Herr Kollege Stolten-
berg sagte, weil sich ja beides irgendwie berührt. 
Ich glaube, so viel ist inzwischen klargeworden in 
dieser Debatte — und das scheint für die Öffentlich-
keit ganz wesentlich zu sein —: Das einzige, was 
die CDU/CSU konkret vorzuschlagen hätte, sind die 
vier Punkte, die wir gestern im Haushaltsausschuß 
behandelt haben. Weitere Maßnahmen sind offen-
bar ihr auch nicht eingefallen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch!) 

Meine Damen und Herren, wir sollten uns darüber 
im klaren sein, daß Reden über weitere Maßnahmen 
gerade die von Ihnen behauptete Hektik, das von 
Ihnen behauptete Durcheinander erst einmal herauf-
beschwören würden. Wir sind der Meinung, wie sie 
in der Erklärung der Bundesregierung gestern und in 
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den Äußerungen von Herrn Professor Schiller heute 
zum Ausdruck gekommen ist: Jetzt herrscht Klar-
heit, und diese Klarheit wollen wir nicht durch neue 
Unruhe beeinträchtigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Ruhe ist die erste 
Bürgerpflicht!) 

Meine Damen und Herren, Herr Müller-Hermann 
hat, glaube ich, davon gesprochen, wir hätten die 
Anträge der CDU/CSU im Haushaltsausschuß 
gestern niedergewalzt oder niedergestimmt. „Nie-
der" war auf jeden Fall dabei, ob „gewalzt" oder 
„gestimmt", habe ich phonetisch nicht ganz mitbe-
kommen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: „Gewalzt"!) 

Meine Damen und Herren, das ist absolut falsch. 
Ich würde das Resümee dieser doch immerhin ein-
stündigen Beratungen so zusammenfassen: Wir ha-
ben Sie argumentativ ausgepunktet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Hermsdorf hat schon darauf hinge-
wiesen, daß Ihr Antrag hinsichtlich der Einstellung 
eines Titels überflüssig war. Ich kann das hier im 
einzelnen nicht darlegen. Es ist überzeugend nach-
gewiesen worden, daß Ihre Vorschläge über eine 
weitere Dotierung der Konjunkturausgleichsrück-
lage über die vorgesehenen zwei Tranchen hinaus 
zur Zeit, aus kassenmäßigen Gründen insbesondere, 
nicht möglich ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Stoltenberg. — Abg. 
Leicht: Sie stellen das doch vollkommen 

falsch dar!) 

Wir sind uns einig — das habe ich am 19. Februar 
hier ausgeführt —, was an Ersparnissen, was per 
Saldo an Haushaltsverbesserungen eintritt, soll 
stillgelegt werden. Ich habe aber damals schon ge-
sagt und wiederhole es: in welcher Form, das muß 
man im entscheidenden Augenblick überlegen, 

(Abg. Leicht: Wieso denn?) 

weil wir ja alle wissen, Herr Leicht, daß die Mittel, 
die in die Konjunkturausgleichsrücklage gegeben 
werden, dann nur unter ganz bestimmten erschwer-
ten Bedingungen wieder zurückfließen können. 

Ein Wort noch zum Ergänzungshaushalt, nicht 
„Nachtragshaushalt", wie hier immer fälschlicher-
weise behauptet wird. Dieser Ergänzungshaushalt 
ist ja nun weiß Gott keine Erfindung dieser Regie-
rung. 

(Abg. Leicht: Nein, das ist neu!) 

Den gibt es immer und überall. Wir wissen, daß 
gestern von der Bundesregierung erklärt worden ist 
— und darauf verlassen wir uns —, dieser Ergän-
zungshaushalt wird keine Ausweitung des Haus-
haltsvolumens bringen. Darauf kommt es entschei-
dend an. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nach 
diesen kurzen haushaltstechnischen und haushalts-
politischen Bemerkungen darf ich noch etwas hinzu-
fügen, wozu mir in der ersten Runde sozusagen 

die Zeit gefehlt hat. Wir sollten bei der Beurteilung 
der Auseinandersetzungen der letzten Wochen und 
Monate doch auch einmal sehen, daß wir hier an 
die ganz normalen Grenzen einer staatlichen Kon-
junkturpolitik kommen, die für jede Regierung, wer 
immer sie stellt und in welchem Land, unter den 
von uns gemeinsam vertretenen gesellschafts- und 
staatspolitischen Voraussetzungen gegeben sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wir müssen leider, ob es uns paßt oder nicht, da-
von ausgehen, daß eben sehr gern und überall von 
Stabilität geredet, diese gefordert und darüber ge-
schrieben wird, daß man aber, wenn man dann auf 
den Grund der Dinge kommt — jetzt nicht hier im 
Parlament; wir sind ja insoweit keine Betroffenen, 
aber wenn wir mit den Gruppen aller Art sprechen, 
und ich habe ja vorhin schon kurz von den Tarif-
partnern gesprochen —, doch überall auf allen Sei-
ten auf die Meinung trifft: Konjunkturpolitik, Sta-
bilität, ja, aber nach dem Rezept: Wasch mich, aber 
mach mir den Pelz nicht naß! Ich glaube, das ist eine 
Erscheinung, vor der wir alle stehen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Deshalb muß 
die Regierung mutig sein!) 

— Ihre Regierung hat das ebensowenig gekonnt, 
wie andere es heute und in Zukunft können werden. 
Es ist das erforderlich, was ich hier vor vier Wochen 
als intellektuelle Redlichkeit bezeichnet habe. Ganz 
abgesehen davon sind wir uns wohl alle einig, 
daß alle Maßnahmen immer nur marktkonform sein 
können. Darüber gibt es in diesem Hause ja Gott 
sei Dank keine Meinungsunterschiede mehr — ne-
benbei ein stolzer Beweis liberaler Bekehrung nach 
allen Seiten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, wir stoßen hier letz-
ten Endes auf die geistigen Grundlagen unseres 
Staats- und Gesellschaftssystems, auf die Einstel-
lung des einzelnen und der Gruppen zum Staat, zur 
Gesellschaft und zur Gemeinschaft. Hier werden Sie 
mir vielleicht zustimmen, wogegen Sie mir das 
Letzte vielleicht nicht so honorieren werden, ich 
sage es aber trotzdem: Wenn wir in dieser Situa-
tion sind, dann sollten Sie bei der Kritik an den 
Schwierigkeiten, die aus dieser Situation entstehen, 
nicht ganz vergessen, daß es gerade Ihre Politik in 
20 Jahren gewesen ist, mit Wahlgeschenken zu je-
der Wahl und mit einem Appell an materielle In-
teressen — um nicht zu sagen: Instinkte —, womit 
Sie Wahl für Wahl geführt haben, die uns in diese 
Situation gebracht hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-
ruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Herr Bundesminister Dr. Lauritzen. 

Dr. Lauritzen, Bundesminister für Städtebau und 
Wohnungswesen: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Im Zusammenhang mit der allgemeinen 
Konjunkturdebatte ist heute wiederholt die Frage 
gestellt worden, wie sich die Maßnahmen der Bun- 
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desregierung und der Bundesbank, insbesondere 
die Diskontsatzerhöhung auf die Bauwirtschaft, die 
Baupreisentwicklung und die Mieten auswirken. 
Lassen Sie mich dazu kurz Stellung nehmen. Ich 
meine allerdings eines: Man darf diese Dinge nicht 
immer wieder dramatisieren und durch neue Paro-
len — wie hoch die Mieten z. B. steigen werden -- 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Unruhe in die Bevölkerung hineinbringen. 

(Sehr gut bei der SPD! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

— Ich glaube, Sie alle, die Sie jetzt unruhig werden, 

(Abg. Baron von Wrangel: Die Unruhe 
haben Sie produziert, Herr Lauritzen!) 

sollten sich einmal eine heutige Tageszeitung zur 
Hand nehmen, z. B.  die „Frankfurter Allgemeine 
Zeitung", in der auf der ersten Seite steht: Jetzt 
abwarten! Ich glaube, dieser Satz hat in diesem 
Zusammenhang seine Gültigkeit. Denn auch in die-
sem Bereich geht es der Bundesregierung ganz be-
sonders darum, ihre Bemühungen auf eine Preissta-
bilität ohne Stagnation  auszurichten.  

Die Diskontsatzerhöhung soll doch im Baubereich 
auch dazu beitragen, den allgemeinen Preisauf-
triebstendenzen entgegenzuwirken. Um ein solches 
Ziel zu erreichen, um die eigenen Bemühungen der 
Bauwirtschaft zu fördern, durch Marktanpassungs-
prozesse, Rationalisierung und Industrialisierung 
der Betriebe zu einer Stabilität der Preise zu gelan-

g gen, wäre es doch nicht richtig, wenn die Bundes-
regierung jetzt dazu überginge, etwa die Förde-
rungsbeträge im öffentlich geförderten Wohnungs-
bau zu erhöhen oder die kreditpolitischen Maß-
nahmen der Bundesbank durch Zinssubventionen 
der öffentlichen Hand zu unterlaufen. Das wäre im 
Augenblick sicherlich eine falsche Maßnahme; denn 
solche Maßnahmen, die im Augenblick einen aus-
gesprochen prozyklischen Effekt haben müßten, 
können erst wieder in Betracht gezogen werden, 
wenn das Ziel der Bundesregierung erreicht ist: Sta-
bilität und Vollbeschäftigung. 

Diese Zurückhaltung bezüglich der Fördersätze 
und der Zinssubvention führt nun keineswegs, wie 
gelegentlich behauptet wird, zu einer kritischen 
Situation in der Bauwirtschaft und für den Woh-
nungsneubau des Jahres 1970. Denn wir sind am 
1. Januar 1970 mit einem Bauüberhang von 700 000 
Wohnungen in das neue Jahr hineingegangen. Da-
von sind 500 000 Wohnungen bereits im Bau und 
für 200 000 Wohnungen ist die Baugenehmigung 
gegeben. Das bedeutet, daß "wir auch im Jahre 1970 
wieder ein Fertigstellungsergebnis von über 500 000 
Wohnungen 'erwarten können. 

Im übrigen werden Bauinvestitionen, insbeson-
dere Investitionen für den Wohnungsneubau erfah-
rungsgemäß stets bis zu einem halben Jahr im vor-
aus finanziert; in der Regel durch Pfandbriefhypo-
theken mit einem festen Zinssatz oder durch Bau-
spardarlehen, so daß auch mit einer Verteuerung 
der Kapitalkosten in diesem Zeitraum — ich spreche 
vom ersten Halbjahr 1970 — nicht zu rechnen ist. 

Soweit die Finanzierung noch nicht abgeschlossen 
ist — das gilt erfahrungsgemäß im wesentlichen für 
die Bauvorhaben der zweiten Jahreshälfte —, wird 
wegen der Kalkulationsrisiken sicherlich ein gewis-
ses Abstoppen der Bauinvestitionen zu verzeichnen 
sein. Ich rechne in diesem Zusammenhang mit einer 
gewissen Stabilisierung der Baupreise, so daß ich 
allen Bauwilligen, die ihre Baufinanzierung bisher 
noch nicht abgeschlossen haben, empfehle, 

(Abg. Dr. 'Barzel: Vorsicht! Wir lesen Ihnen 
das alles nach einem halben Jahr wieder 
vor, was Sie zu den Baupreisen sagen!) 

— ich stelle mich auch dann gern wieder der Dis-
kussion! — ihre Bauwünsche solange zurückzustel-
len, bis wir zu einer Normalisierung des Baumark-
tes gekommen sind. 

Die durch die Gesamtmaßnahmen mit Sicherheit 
zu erwartende Baulücke darf , jedoch insbesondere 
für die auf dem Wohnungsbausektor zuständigen 
Industriezweige nicht zu hart ausfallen. Ihre 
Arbeitsplätze dürfen nicht gefährdet werden. Des-
wegen wird die Bundesregierung durch das schon 
angekündigte langfristige Wohnungsbauprogramm, 
das sich dem jeweiligen Konjunkturablauf gegen-
über unabhängig  entwickeln soll, in diesem Bereich 
rechtzeitig und regulierend eingreifen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube auch nicht, 
daß die getroffenen Maßnahmen der Bundesregie-
rung und der Bundesbank auf die Mieten allgemein 
durchschlagen müssen. Für den vorhandenen Woh-
nungsbestand ist doch folgendes festzustellen. Der 
soziale Mietwohnungsbau ist in der Regel durch 
Hypotheken der Pfandbriefinstitute finanziert wor-
den, und diese Hypotheken wurden zu festen Zins-
sätzen gegeben, so daß sie von einer Verteuerung 
des Kapitalmarkts nicht erfaßt werden. Damit er-
gibt sich bei Mietwohnungen, die mit Pfandbrief-
hypotheken finanziert worden sind, aus Anlaß der 
Diskontsatzerhöhung keine Mieterhöhung. Dasselbe 
gilt für Eigenheime, die mit Bausparkassenhypo-
theken finanziert worden sind. Soweit eine Finan-
zierung durch Hypotheken der Sparkassen vorliegt, 
die vielfach eine Zeitgleitklausel vereinbart haben, 
richtet sich der Hypothekenzins doch nicht nach dem 
Diskontsatz der Bundesbank, sondern nach dem 
Spareckzins. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Minister, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Lauritzen, Bundesminister für Städtebau und 
Wohnungswesen: Ich bin sofort fertig. — Während 
sich der Diskontsatz um 4% erhöht hat, hat sich 
der Spareckzins nur um 1 % erhöht. Im übrigen ist 
bei den Hypotheken der Sparkassen weitgehend 
eine Annuität vereinbart, die den Sparkassen die 
Möglichkeit gibt, evtl. Zinserhöhungen über diesen 
Weg abzufangen. Die Sparkassen haben bisher weit-
gehend von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. 

Wir werden uns nach wie vor auf diesem ange-
deuteten Weg um eine Stabilität der Mietpreise be-
mühen. Deswegen denken wir, meine Damen und 
Herren, keineswegs daran, etwa die Mietobergren- 
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zen im Wohngeldgesetz anzuheben, weil wir damit 
auch eine Sogwirkung auf die Mietpreisentwicklung 
ausübten. 

Im übrigen darf ich sagen, daß wir eine gewisse 
Abflachung der Mietpreisentwicklung schon im 
Januar haben feststellen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo denn?) 

— Sicherlich! Wenn Sie sich die Statistik vornehmen, 
werden Sie sehen, daß der Preisindex für Woh-
nungsmieten im Januar nur noch 0,0/o gegenüber 
dem Vormonat ausmacht. — Das wird auch das 
Ziel unserer Wohnungspolitik bleiben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. Zuruf 
von der CDU/CSU: Aktuell abgelesen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Gewandt. 

Gewandt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ruhe ist erste 
Bürgerpflicht, und Parlamentsdebatten sind uner-
wünscht. Warum, das kann man den Worten der 
Kollegen Hermsdorf und Kirst entnehmen. Die anti-
zyklische Fiskalpolitik der Regierungskoalition be-
steht aus Leertiteln. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von der 
SPD.) 

Meine Damen und Herren, der Herr Bundesbank-
präsident hat gestern erklärt: Die Inflation fordert 
wahllos ihre Opfer, während die Wirtschaftspolitik 
die Chance hat zu zielen. Sie zielen nicht, weil Sie 
keine Wirtschaftspolitik haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ende vergangenen Jahres hat Herr Schiller gesagt: 
Wir brauchen ein neues Chequers. Er ist vor vier 
Wochen in Paris gewesen und hat gesagt: Wir 
brauchen die internationale Abrüstung des hohen 
Zinses. Als im Januar die Bundesbank in ihrem Be-
richt sagte, seine Politik sei nicht antizyklisch, hat 
er mit dem Versprechen, eine solche Politik würde 
kommen, erreicht, daß sich die Bundesbank nicht 
entschieden hat. Er hat seinerzeit begrüßt, daß die 
Bundesbank von ihrer kreditpolitischen Linie nicht 
abgegangen ist. Er hat gesagt, das hohe Zinsniveau 
führe zu einem Liquiditätskollaps. 

(Abg. Dr. Barzel: Hört! Hört!) 

Meine Damen und Herren, das ist heute die besorg-
niserregende Situation. 

Jetzt, wo die Regierung keine probaten Mittel 
anwendet, wird gesagt, die Arbeitnehmer und die 
Unternehmer sollten sich bescheiden. Die Regierung 
weiß, daß in besonderer Weise die mittelständische 
Wirtschaft, deren Ertragslage sich auf Grund der 
Kostensteigerung bedenklich entwickelt hat, gar 
nicht in der Lage ist, zu diesen Sätzen noch Kredite 
aufzunehmen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Die Ertragslage dm Einzelhandel — um ein. Beispiel 
zu nennen — ist im vergangenen Jahr um 1,2 % 
wegen der  hohen Kosten auf unter 5 % des Umsat

-

zes abgesunken. Die großen Betriebe können sich 
vielleicht vorübergehend noch ,außerhalb der Gren-
zen billigere Mittel beschaffen. Aber wie ernst die 
Situation ist, sehen Sie idaran, daß ein Magazin, das 
sich in  der letzten Zeit durch Hofberichterstattung 
auszeichnete, sehr richtig sagte, diese Politik mache 
die Armen ärmer und die Reichen reicher. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wohin führt 'denn diese Politik? 

(Abg. Haase [Kassel] : In die Inflation! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie führt dazu, daß wie in England erst gebremst 
und dann angekurbelt wird, also nach dem Prinzip 
des „go and  stop"  gehandelt wird. 

(Zuruf .des Abg. Wehner.) 

Herr Barzel hat zu Recht gesagt, wir sollten hier 
etwas volkstümlicher sprechen. Deshalb möchte ich 
sagen: eine Wechselkur zwischen Rizinusöl und 
Kohletabletten bekommt keiner Volkswirtschaft! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wie soll der Bürger Vertrauen haben, wenn ihm 
innerhalb von fünf Monaten erst gesagt wird: 
Steuersenkung, dann aber: Steuererhöhung, dann: . 

zinslose Zwangsabgabe? Wie soll disponiert wer

-

den? Wie soll man Vertrauen haben? 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
haben 'sich heute der  Sachdebatte entzogen; 

(Lachen bei  den  Regierungsparteien) 

die Regierung hat sich einer Anwendung ides  Stabili-
tätsgesetzes entzogen und es der  Bundesbank über-
lassen, eine Roßkur durchzuführen. Ich frage: Wie 
sollen der Bürger und die Wirtschaft Vertrauen in 
eine Wirtschaftspolitik haben, 

(Zuruf des Abg. Wehner) 

Herr Wehner, bei der sich der Wirtschaftsminister 
— unabhängig davon, wie der Bundeskanzler heißt, 
ob Kiesinger oder Brandt  — mit seinen Ideen im 
Kabinett nicht durchsetzt und ständig durch Hektik 
und Fehlprognosen die Wirtschaft beunruhigt? Wie-
so ist es möglich, daß er in 'dieser Situation keine 
Konsequenz zieht? 

Wir haben hier eine konstruktive Mitarbeit ange-
boten. Der erste war unser Fraktionsvorsitzender, 
der sagte: Wir werden keine ausgabewirksamen Be-
schlüsse treffen, solange nicht die mittelfristige 
Finanzpolitik vorliegt. Herr Stoltenberg hat, wie 
auch Herr Müller-Hermann, während der Debatte 
heute und bei der  Debatte über den Jahreswirt-
schaftsbericht unseren konstruktiven Beitrag ange-
boten. 

(Lachen bei der ,SPD.) 

Die  Bundesregierung entzieht sich aber ihrer aus 
dem Stabilitätsgesetz resultierenden Pflicht. 

(Sehr gut! beider CDU/CSU.) 

Das heißt, meine verehrten Damen und  Herren:  so

-

lange die Regierung sich der  Verantwortung ent
-z ieht und  die  Bundesbank allein in 'der Verantwor- 
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tung läßt, müssen wir jede Verantwortung für diese 
sehr ernste Entwicklung ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
 Oh-Rufe bei der SPD. — Abg. Wehner: 

Schwere Geburt!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Professor 
Schachtschabel. 

Dr. Schachtschabel (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, daß es ratsam und 
zweckmäßig ist, nach den Diskussionen, die wir 
eben gehört haben, auch wieder einmal zur Sache 
zu kommen 

(Beifall bei der SPD) 

und zu einer ernsten Angelegenheit auch ernste 
Worte zusprechen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wir sollten uns doch an folgenden Punkt erin-
nern. Wir sind heute, unter konjunkturtheoretischen, 
konjunkturpolitischen Gesichtspunkten gesehen, in 
einer sehr viel anderen Situation als im Jahre 1966, 
und wir haben heute andere Instrumente, um damit 
die konjunkturelle Entwicklung zu beeinflussen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. van 
Delden: Sagen Sie das mal der Regierung! 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: An- 

wenden!) 

Zu diesen Instrumenten ist allerdings etwas zu 
sagen, und ich glaube, daß es wichtig ist, dabei auch 
auf ein paar Vorgänge aufmerksam zu machen, 

(Abg. Dr. Barzel: Nicht so viel sagen, 
handeln!) 

von denen wir meinen, daß sie immer wieder in Ver-
gessenheit geraten. Bitte, überlegen Sie einmal, daß 
wir in der heutigen Situation, von der wir aus-
zugehen haben, die Instrumente in einer dosierten, 
wohlüberlegten Form einsetzen können. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß wir das Stabilitätsgesetz ha-
ben, und dieses Stabilitätsgesetz, wie es gestern in 
.der Erklärung der  Bundesregierung deutlich zum 
Ausdruck gekommen ist, im Zusammenhang mit 
einer Diskontsatzerhöhung einsetzen können. 

(Abg. Leicht: In welcher Erklärung? In einer 
Presseerklärung oder hier?) 

Wir haben diese Maßnahme eingesetzt, und es 
ist völlig abwegig, zu sagen, die Bundesregierung 
habe überhaupt nichts getan, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sie tut auch 
nichts! — Was denn?) 

und es werde — wie es vorhin gesagt worden ist 
— ein Zickzackkurs verfolgt. Die Unruhe und die 
Ungewißheit, von der Sie gesprochen haben, kommt 
doch nicht von der Bundesregierung, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch!)  

sondern von denen, die daran interessiert sind, daß I 
diese Unruhe aufkommt! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Barzel: Fragen Sie doch mal Herrn 
Wehner, was er davon denkt! — Abg. 
Leicht: Wer hat denn Steuersenkungen ver

-

sprochen und  dieses  Versprechen wieder 
zurückgenommen? — Anhaltende Unruhe 

bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wenn wir einen Augen-
blick auf das Stabilitätsgesetz aufmerksam machen 
dürfen, so besteht• doch wohl Einmütigkeit darüber, 
daß die entsprechend der gegebenen Lage notwen-
digen Maßnahmen aus diesem Stabilitätsgesetz an-
gewandt werden. 

(Abg. Leicht: Wo werden sie angewandt?) 

Wir würden uns allerdings freuen, wenn dabei die 
Hauptlast nicht nur beim Bund läge, sondern die 
Länder damit im Gleichklang und im gleichen An-
liegen eine solche Stabilitätspolitik betrieben. Wir 
hören immer wieder — und ich glaube, Sie wissen, 
was damit gemeint ist —, daß man offenbar nicht 
geneigt zu sein scheint, einer sozialdemokratischen 
Wirtschaftspolitik, die im Zusammenhang mit den 
Freien Demokraten auf einen ganz klaren und ein-
deutigen Nenner ausgerichtet ist, auch durch die 

 Länder unterstützt zu wissen, in denen die CDU 
oder CSU die Regierung innehat. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD. 
Zuruf von der CDU/CSU: Wie ist es 

denn in Düsseldorf?) 

Ich glaube, es ist im Augenblick gar keine Veran-
lassung gegeben, irgendwelche anderen Maßnahmen 
vorzusehen als diejenigen, die im Jahreswirtschafts-
bericht im sogenannten Konjunkturprogramm der 
Bundesregierung vorgesehen sind, und dazu zusätz-
lich die Diskontpolitik einzuschalten. 

(Abg. Leicht: Wollen Sie die beibehalten?) 

Wenn wir diese Maßnahmen konsequent durch-
führen, dann bringen wir nicht nur eine notwendige 
Ruhe in die Wirtschaft hinein, von  der  übrigens 
auch einmal seitens der Opposition hier gesprochen 
worden ist — und ich glaube, daß diese Ruhe eben 
dann gegeben ist, wenn man bei den Maßnahmen 
bleibt, die  man eingeleitet hat --, sondern wir haben 
auch die Möglichkeit, daß eine vielleicht zu erwar-
tende, kommende Abflachung in der wirtschaftlichen 
Konjunktur aufgefangen werden kann. 

Meine Damen und Herren, gehen wir an diesem 
Tatbestand nicht vorbei, der ,aus den Kreisen der 
Opposition doch sonst immer mit großer Aufmerk-
samkeit verfolgt wird. Ich glaube, wir haben noch 
einige Indikatoren, daß sich unsere wirtschaftliche 
Situation in der Tat beruhigt und in sich selbst 
stabilisiert. Denken Sie .an die Vorgänge an der 
Börse, wo doch durch die letzte Entwicklung auch 
ein nachhaltiges Vertrauen sichtbar geworden ist! 

Da die Zeit abgelaufen ist,  darf ich mit den Wor-
ten schließen: In dieser Situation scheint mir nichts 
notwendiger zu sein, als sich auf die Grundlagen 
der von der Bundesregierung eingeleiteten kon- 
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junkturpolitischen Maßnahmen im Zusammenhang 
mit der Diskontpolitik einzustellen und sie für die 
nächste Zeit konquent durchzuführen; dann wird sie 
auch erfolgreich sein. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat  der  Herr Abgeordnete Mertes. 

Mertes (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Freitag ist bekanntlich für viele 
ein fleischloser Tag. Das, was die Opposition heute 
bisher geboten hat, das war wirklich auch fleisch-
lose Kost. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es war mager, was hier an angeblichen Argumen-
ten vorgetragen wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Ja, verehrter Herr Kollege von der CDU, das ist 
noch nicht einmal böser Wille von Ihnen. Das eine 
ist doch erneut wirklich deutlich geworden: Sie ha-
ben kein Rezept! 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Weh

-

ner: Es fehlt ein Freundeskreis!) 

Sie stehen hier mit völlig leeren Händen, und des-
wegen nehmen Sie den Mund um so voller. 

(Zuruf von  der CDU/CSU: Wer ist denn 
Wirtschaftsminister? — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

Damit wollen Sie nur vernebeln, daß Sie in dieser 
Situation selbst eine schwache Position einnehmen. 
Denken Sie daran, was durch Ihre Politik in den 
vergangenen Jahren auch auf diesem Sektor ver-
säumt worden ist! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Sie spekulieren damit — — 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ach Gott, dieses Niveau entspricht auch der 
Schwäche, von der ich gerade gesprochen habe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien — Abg. 
Leicht: Aber Sie haben Niveau!) 

Sie spekulieren doch damit, nun der Öffentlichkeit 
weismachen zu wollen, daß diese Bundesregierung 
nichts getan habe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie tut ja 
auch nichts!) 

Ich werde mich hüten, den Katalog der getroffenen 
Maßnahmen hier noch einmal vor Ihnen vorzu-
tragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben doch 
keinen! — Abg. Haase [Kassel] : Das ein

-

zige, was Sie machen, ist Inflation!) 
Sie würden das ja doch nicht akzeptieren. Es ist 
genügend darauf hingewiesen worden, auch heute 
wieder von dieser Stelle aus. 

(Abg. Dr. Barzel: Geredet, aber nicht 
gehandelt!) 

Nun gebe ich zu, daß die Abrundung der Maß-
nahmen der Bundesregierung durch die Diskont-
erhöhung ein schmerzvoller Akt ist, ganz ohne 
Zweifel. Aber, Herr Barzel, diese Diskonterhöhung 
ist auch ein Appell gewesen, ein Appell unter an-
derem auch an die Tarifvertragsparteien. 

(Abg. Dr Barzel: An die Regierung, endlich 
etwas zu tun!) 

Und, Herr Barzel, Ihr Verhalten heute hier macht 
deutlich, daß zumindest die CDU/CSU-Fraktion die-
sen Appell nicht begriffen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Dr. Barzel: Die Regierung hat doch 
nichts getan! — Abg. van Delden: Wer hat 
denn im Herbst die Konjunktur angeheizt?) 

Denn andernfalls würden Sie hier andere Methoden 
anwenden. Aber Sie zielen bewußt auf eine Ver-
unsicherung ab. 

(Zustimmung bei der SPD. — Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Nun zum Abschluß. Der Herr Stoltenberg hat 
noch den Mut gefunden, nach der Abstimmungs-
niederlage, die Sie heute erneut haben in Kauf 
nehmen müssen, 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das war ein 
Zeichen für Unfairneß!) 

von der schwachen Basis dieser Koalition zu spre-
chen. Ich kann mich nur darüber wundern, daß man 
noch nicht einmal in der Lage ist, das in Erinne-
rung zu behalten, was sich zwei Stunden vorher 
hier zugetragen hat,  

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das war ein 
Akt der Unfairneß!) 

Ich habe mal nachgerechnet: fast 80 Kollegen der 
Opposition waren heute morgen nicht da. Ich habe 
mich gefragt — nachdem Sie doch uns überrumpeln 
wollten —: warum waren sie nicht da? Sie waren 
nicht da, weil diese 80 Kollegen diese Spiegelfech-
terei von Ihnen selbst nicht mehr ernst nehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Oh-Rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat  der  Herr Abgeordnete Mick. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Mick (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Auf einer sozial-
demokratischen Betriebsrätekonferenz in Duisburg 
hat der Bundeskanzler laut Pressemitteilungen ge-
sagt, daß die Bundesregierung keine Veranlassung 
habe, bei der gegenwärtigen Konjunktursituation 
schweres Geschütz in Stellung zu bringen. Nun, ich 
stelle fest: obwohl diese Regierung wie keine an-
dere von -  Anfang an Geschütze zur Hand hatte — 
nicht nur schwere —, um diese Lage zu meistern, 
hat sie vorläufig überhaupt noch nichts in Stellung 
gebracht. Die Ruhrkumpels hätten wahrscheinlich 
mit Beifall gekargt, wenn sie z. B. hätten zur Kennt-
nis nehmen müssen, daß jedes Prozent Diskonterhö- 
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hung acht Prozent Baukostensteigerung zur Folge 
hat. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Bei 1 1 /2% macht das  nach Adam Riese 12% Bau-
kostensteigerung. Verehrter Herr Minister Laurit-
zen, der Mann, der Ihnen diese Rede aufgesetzt hat, 
den würde ich einmal ins Gebet nehmen; denn der 
hat sich mit den Tatbeständen weiß Gott nicht ver-
traut gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Tatbestände sind nämlich folgende. Im Lande 
Nordrhein-Westfalen z. B. sind 55 bis 60 % aller 
Wohnungen — ich betone: aller Wohnungen, auch 
der Sozialwohnungen — mit zinsvariablen Mitteln 
gebaut worden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Das gilt insbesondere für die Mittel, die durch die 
Sparkassen gegeben worden sind, und das dürfte 
wohl ein höherer Finanzierungsanteil sein als 
Pfandkredite. Bei den von Ihnen hier so heraus-
gestrichenen 700 000 Wohnungen im Bauüberhang 
werden Sie diese 12% ige Baukostensteigerung ekla-
tant erleben. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Das bedeutet, daß der  deutsche  Mieter wiederum 
mit 10 bis 20 Pfennig Mieterhöhung pro Quadrat-
meter zur Kasse gebeten werden wird. Und da reden 
Sie davon, daß diese Maßnahme im Wohnungsbau 

4 eine Preisabstiegstendenz erbringen soll. 

Aber auch der Deutsche Gewerkschaftsbund hat 
zu diesen Fragen Stellung genommen; ich darf mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten zitieren, auch 
wenn es mein DGB-Kollege Wehner nicht so gern 
hat: 

(Abg. Wehner: Woher wissen Sie denn 
das? Kennen Sie denn meine heimliche 

Sympathie?) 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund bedauert den 
Beschluß der Bundesbank, den Diskontsatz von 
6 auf 7,5 % zu erhöhen. Eine mit der Diskont-
erhöhung beabsichtigte Drosselung der Inve-
stitionstätigkeit wäre vor zwölf Monaten zeit-
gemäß gewesen. In der jetzt eingetretenen 
Abschwächungsphase der Konjunktur kann 
diese Maßnahme zu einer unbeabsichtigten 
Unterkühlung führen. Die Zinserhöhung trägt 
nicht unmittelbar zu einer Preisberuhigung bei, 
sondern führt insbesondere in der Bauwirt-
schaft zu weiteren Kostenerhöhungen. Die Dis-
konterhöhung erschwert zugleich die inter-
nationale Abstimmung der Konjunkturpolitik 
und steht im Widerspruch zu der international 
angestrebten Politik der Zinssenkung. 

Ich bin überzeugt, daß der Deutsche Gewerk-
schaftsbund in seinen nächsten Mitteilungen mit dem 
Finger dahin weist, wo in Wahrheit die Gründe 
dieser Zustände und dieser Entwicklungen zu suchen 
sind. Der Deutsche Gewerkschaftsbund wird und 
muß sich von der Umklammerung dieser Bundes-

regierung freimachen, wenn er auf Dauer glaub-
würdig 'bleiben will. 

(Beifall bei (der CDU/CSU.) 
Lassen Sie mich noch ein weiteres anführen, ehe 

ich zum Schluß komme. Wir haben bei dieser 
Situation im Wohnungsbau vergebens darauf ge-
wartet, daß etwa 'der  Herr Nevermann, der sich 
sonst so gern als der Schutzheilige der deutschen 
Mieter aufspielt, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

etwas zu diesen Entwicklungen gesagt hätte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit den 
Mietern wehren wir uns dagegen, daß der Herr 
Nevermann den Deutschen Mieterbund wie zum 
Teil die Gewerkschaften zu einer Rekrutenschule 
der Sozialdemokratie macht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen bei 
der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Porzner. 

Porzner (SPD): Herr Mick, zu Ihrer letzten Be-
merkung brauche ich nichts zu sagen, sie qualifiziert 
sich selbst. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Schmidt [Wuppertal] : So leicht dürfen Sie 

es sich aber nicht machen!) 

Das werden Sie mit (dem Mieterbund vielleicht aus-
tragen können. 

Herr Mick, daß 1 % Diskonterhöhung zu 12 % 
Baukostensteigerung führen muß, — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben amt

-

liche Stellen ausgerechnet!) 

jene Art Prozentrechnung ist zu schwierig, als daß 
Sie  sie begreifen könnten. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD. — Abg. 
Rösing : Die ganze Wohnungswirtschaft sagt 

das!) 

Sie wissen ganz genau, daß wir schon im Frühjahr 
des Jahres 1969, vor den Diskonterhöhungen, hohe 
Baupreissteigerungen hatten. Wie wollen Sie dann 
die erklären? 

Es 'stimmt, wenn der DGB sagt, daß es besser 
gewesen wäre, vor zwölf Monaten konjunkturpoli-
tisch zu handeln. Auch was Herr Stoltenberg vor-
hin gesagt hat — das  hier nicht suspendiert werden 
kann —, stimmt. Durch Beschluß des Bundestages 
oder der Bundesregierung können die Folgen der 
Versäumnisse vergangener Zeiten nicht mehr sus 
pendiert werden. Die  CDU/ CSU — Kiesinger und 
Strauß — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und Schiller!) 

haben dem Volk im Sommer vorgegaukelt, daß man 
mit konjunkturpolitischer Abstinenz Stabilität wah-
ren könne. 

(Abg. Dr. Barzel: Vorgegaukelt? Vorsicht, 
Herr Kollege!) 
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Genau das Gegenteil ist eingetreten und mußte ein-
treten. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Damals hatten 
wir relativ stabile Preise! — Abg. Dr. 
Wulff: Ab Januar sollte alles erledigt sein! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Die hohen Steigerungen der industriellen Erzeuger-
preise, die 'im Herbst schon zu verzeichnen waren, 
schlagen bis zu den Verbrauchern durch. Das ist 
durch nichts aufzuhalten. 

(Abg. Dr.  Wulff: Das wußte der  Herr Arndt 
aber doch auch!) 

Es ist so, wie Präsident Münchmneyer neulich in einer 
kurzen Rede sagte: 'Gegen jene Preiswelle, die  von 
der Industrie her auf den Verbraucher zurollt, wirkt 
in jener Spätphase der Konjunktur, die wir haben, 
kein Preisbrecher. — Und Gewaltkuren wollen wir 
nicht verordnen, weil es uns darum geht, die Kon-
junktur 'in eine Phase normalen Wachstums über-
zuleiten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das wird mit den vorgeschlagenen Mitteln, mit den 
Beschlüssen der Bundesbank, der Bundesregierung, 

(Abg. Dr.  Wulff: Die faßt keine!) 

die ich nicht 'aufzuzählen brauche, 

(Abg. Dr.  Barzel: Weil es keine gibt!) 

erreicht 'werden. 

'Herr  Mick,  nun  noch einige Bemerkungen zu Ihren 
Äußerungen, obwohl ja der Bundesminister für 
Wohnungsbau, Herr Lauritzen, schon vorweg darauf 
eingegangen ist. Für mich ist die 'Deutsche Bundes-
bank eine sehr zuverlässige Informationsquelle. 

(Abg Dr. Barzel: Haben Sie den neuesten 
Monatsbericht da? -- Abg. Dr.  Wulff:  Für 

uns auch!) 

Aus den Berichten der Bundesbank kann man  ent-
nehmen, daß die Hauptwirkung jener zinspolitischen 
Maßnahme, die kurzfristig zu einer Steigerung der 
Zins- und Kapitalkosten führt, darin liegt, daß stei-
gende Finanzierungskosten die Nachfrage nach In-
vestitionsgütern und nach Bauleistungen dämpfen. 
Dies wird  in  der ganzen Volkswirtschaft, auch in  der 

 Bauwirtschaft, zur Preisberuhigung beitragen. 

(Abg. Dr. Barzel: Wir lesen Ihnen das  in 
 drei Monaten wieder vor!) 

Den Mietern ist mit  einer solchen preisdämpfenden 
Maßnahme 'mittelfristig mehr gedient, als wenn man 
nichts 'in dieser Richtung unternommen hätte. Diese 
Zinspolitik der Bundesbank  wirkt preisdämpfend 
und kommt somit allen auf lange Sicht zugute. 

(Oh-Rufe von der CDU/CSU. — ,Abg. Dr. 
Wulff: Die Gleitklausel wird erst acht Mo

-

nate später nach unten gesetzt! So ist das 
Problem! - Abg. Wehner: Sie wollen sie 

gern hoch schaukeln! Das ist alles!) 

Am Montag dieser Woche hatte Herr Kollege Stol-
tenberg in seinen vier Vorschlägen unter anderem 
die Zurückstellung der steuerlichen Entlastung bis 
mindestens 1. Januar 1971 gefordert. Am Mittwoch,  

nur zwei Tage danach, haben Abgeordnete der 
CDU/CSU hier einen Gesetzentwurf eingebracht, 

(Abg. Dr. Barzel: Unter denselben Termin

-

bedingungen!) 

der einen Steuerausfall von 420 Millionen DM mit 
sich bringt. 

(Abg. Wehner: Hört! 'Hört! — Abg. Dr. 
Barzel: 'Dieselbe Terminbedingung!) 

— Ich komme auf den Termin zu sprechen. 

Entweder zählt das, was Herr Stoltenberg sagt, 
in Ihrer Fraktion nicht, 

(Abg. Wehner: Das zählt auch nur bedingt!) 

oder Sie nehmen Herrn Schulhoff und Genossen in 
Ihrer Fraktion nicht ernst. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es war nicht möglich, am Mittwochabend darauf zu 
antworten, weil alles zu Protokoll gegeben wurde. 
Ich möchte Herrn Schulhoff hier zitieren. Es heißt 
in seiner Erklärung, die er zu Protokoll gegeben 
hat: 

... wann soll man eigentlich einen solchen 
steuermindernden Antrag einbringen, wenn 
nicht zu einer Zeit, in der die Steuereinnahmen 
... geradezu übersprudeln? 

Das ist die Begründung für den Gesetzentwurf. 

(Abg. Dr. Barzel: Derselbe Terminvorschlag 
wie bei Ihren eigenen Vorlagen!) 

— Diejenigen, die diesen Antrag gestellt haben, 
wollen, daß sofort eine Regelung beschlossen wird. 
Aus dem Zitat können Sie das auch entnehmen. 

(Abg. Rösing: Die Rede ist zu Protokoll ge

-

geben worden, weil keine Zeit mehr zur 
Aussprache war!) 

Ich habe meine Zeit schon um eine Minute über-
schritten und muß deswegen zum Schluß kommen. 

Sie müssen sich darüber klarwerden, ob Sie als 
Fraktion zu dem stehen, was Sie selbst hier immer 
laut verkünden, oder ob Sie einzelnen Gruppen aus 
irgendwelchen taktischen Gründen — nur weil es 
bei den Leuten ankommt — Anträge stellen und be-
gründen lassen. Es allen recht zu machen, wird 
Ihnen auf die Dauer nicht gelingen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Wulff: Das werden Sie noch erleben!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, die Aktuelle Stunde ist 
damit abgelaufen. 

Ich rufe nun den Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Geset-
zes zur Änderung des Gesetzes über das Bun-
desverfassungsgericht 
— Drucksache VI/ 388 — 

Das Wort hat der Herr Bundesjustizminister zur 
Begründung der Regierungsvorlage. 

(Unruhe.) 
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— Herr Minister, ich würde Ihnen vorschlagen, 
noch einen Augenblick zu warten, bis sich die Ge-
spräche im Saal etwas beruhigt haben. 

Das Wort hat der Herr Bundesjustizminister.  

Jahn, Bundesminister der Justiz: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Vor etwas mehr als 
einem Jahr, am 12. Februar 1969, hat mein Amts-
vorgänger Professor Dr. Ehmke, damals noch als 
Staatssekretär im Bundesministerium der Justiz, 
den seinerzeit von der Bundesregierung eingebrach-
ten ersten Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Än-
derung des Gesetzes über das Bundesverfassungs-
gericht anläßlich seiner ersten Beratung vor diesem 
Hohen Haus erläutert. Aus Zeitgründen konnte hier 
der Entwurf vom 5. Deutschen Bundestag nicht mehr 
verabschiedet werden.  

Der von der Bundesregierung nunmehr erneut 
eingebrachte Entwurf hat zwar weitgehend die glei-
chen thematischen Schwerpunkte wie sein Vor-
läufer, jedoch sind in ihm teilweise neue Vorschläge 
entwickelt worden, mit denen die Bundesregierung 
Folgerungen aus der zurückliegenden parlamentari-
schen und sonstigen öffentlichen Diskussion über 
die zur Regelung anstehenden Probleme gezogen 
hat. 

Die im Grundgesetz verwirklichte Konzeption, das 
Bundesverfassungsgericht als den höchsten Gerichts-
hof des Bundes gleichzeitig als Gericht und als ein 
gleichberechtigt neben den anderen Staatsorganen 
stehendes Verfassungsorgan auszugestalten, war 
ein seinerzeit verfassungsgeschichtlich und verfas-
sungspolitisch bemerkenswerter Versuch. Ob ein 
solcher großangelegter Versuch glückt, hängt ent-
scheidend von der praktischen Bewährung ab, vor 
allem auch davon, daß die Unverbrüchlichkeit des 
Rechts als eine tragende Grundlage unserer freiheit-
lichen demokratischen Gemeinschaft verstanden 
wird. Wir dürfen heute feststellen, daß die Ent-
scheidung des Grundgesetzes, eine besondere ver-
fassungsbewahrende Kraft in der Form eines Ver

-

system einzufügen, sich nach fast zwanzigjähriger 
praktischer Bewährung grundsätzlich als richtig er-
fassungsgerichts in unser demokratisches Ordnungs-
wiesen hat. Ich sage bewußt „grundsätzlich"; denn 
im Kräftefeld zwischen Politik und Recht gibt es, 
jedenfalls für Einzelprobleme, keine endgültigen 
Lösungen, weil die auf die Verfassungsorgane und 
damit auch auf das Bundesverfassungsgericht zu-
kommenden Aufgaben immer als neu gestellt be-
trachtet werden müssen. 

In der allgemeinen Zustimmung, die die Einrich-
tung der Verfassungsgerichtsbarkeit heute findet, 
spiegelt sich vor allem der hohe Respekt wider, den 
sich das Bundesverfassungsgericht durch seine glei-
chermaßen auf Kontinuität der staatlichen und so-
zialen Lebensverhältnisse bedachte wie für neue 
Entwicklungstendenzen aufgeschlossene Rechtspre-
chung erworben hat. Aber auch die gegenseitige 
Respektierung der Verfassungsorgane untereinander 
und ihre unterschiedliche Aufgabenstellung hat zu 
diesem Ergebnis beigetragen. Dabei hat sich die 
Durchdringung von politischer Initiative und recht-
licher Bindung als überaus fruchtbar erwiesen. Ich  

bin sicher, in dieser Beurteilung mit dem Hohen 
Haus einig zu sein. Mit der verfassungsrechtlichen 
Verankerung der Verfassungsbeschwerde hat der 
Deutsche Bundestag vor nicht allzu langer Zeit noch 
ein deutliches Votum für die Verfassungsgerichts-
barkeit abgegeben. 

Der Ihnen nunmehr vorliegende Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht ist das Ergebnis von 
Überlegungen, wie die Möglichkeiten einer optima-
len Funktionsausübung für das Bundesverfassungs-
gericht verbessert werden können. Die früheren 
Novellen zum Bundesverfassungsgerichtsgesetz ver-
folgten vor allem den Zweck, die Arbeitsfähigkeit 
des Gerichts zu erhalten, das durch die Fülle der 
Eingänge außerordentlich belastet war. 

Diese existentielle Voraussetzung, so möchte ich 
es einmal nennen, ist mit der dritten Novelle aus 
dem Jahre 1963 geschaffen worden. Der Resteberg, 
der in den 50er Jahren noch den Eingängen von 
10 Monaten entsprach, ist inzwischen, nicht zuletzt 
infolge eines angemessenen Vorprüfungsverfahrens 
bei Verfassungsbeschwerden, erheblich geschrumpft. 
Das bedeutet, daß die Beschwerdeführer im Durch-
schnitt nur noch halb so lange wie früher auf eine 
Entscheidung waren müssen. Diese Entwicklung ist 
um so mehr zu begrüßen, als die Zahl der Senatsent-
scheidungen über Verfassungsbeschwerden gegen-
über früher nicht etwa zurückgegangen ist, sondern 
beachtlich zugenommen hat. 

Die vertretbare Belastung des Gerichts, die sich 
trotz der Herabsetzung der Richterzahl von ur-
sprünglich 12 über 10 auf jetzt 8 Richter je Senat 
eingestellt hat, ist allerdings teilweise auch auf die 
Organisationsform des Bundesverfassungsgerichts 
als Zwillingsgericht zurückzuführen, indem die Zu-
ständigkeiten der beiden Senate in der Weise von-
einander abgegrenzt sind, daß jeder Senat für seinen 
Bereich das Bundesverfassungsgericht ist. Frühere 
Bestrebungen, das Bundesverfassungsgericht aus 
einem Zwillingsgericht in ein Einheitsgericht umzu-
wandeln, hatten ihre Grundlage in einer Entschlie-
ßung, die der Deutsche Bundestag in seiner 70. Sit-
zung am 3. Juni 1959 verabschiedet hatte und der 
der Bundesrat in seiner 207. Sitzung am 26. Juni 1959 
beigetreten war. Jedoch schon bei den Beratungen 
der dritten Novelle zum Bundesverfassungsgerichts-
gesetz wurde klar, daß man die Umwandlung in ein 
Einheitsgericht nur mit einer Einschränkung der 
verfassungsgerichtlichen Zuständigkeiten erkaufen 
könnte, wenn man das Gericht arbeitsmäßig nicht 
völlig überfordern wollte. Eine Einschränkung der 
Zuständigkeiten des Bundesverfassungsgerichts ist 
jedoch von keiner Seite je in Betracht gezogen wor-
den. 

Im Zusammenhang damit habe ich seinerzeit in 
der 82. Sitzung des 4. Deutschen Bundestages 
namens der sozialdemokratischen Bundestagsfrak-
tion ausgeführt, daß man die Organisationsform des 
Bundesverfassungsgerichts nicht zum Gegenstand 
eines Experiments machen könne, daß man sich viel-
mehr Zeit lassen müsse, um die Tradition der 
Verfassungsgerichtsbarkeit in unserem Land wach-
sen und die Verfassungsrechtsprechung sich festigen 
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zu lassen, bevor man das Ziel eines kleineren, näm-
lich eines Einheitsgerichts ernsthaft ansteuern und 
verwirklichen könne. 

Diese Feststellungen gelten auch heute noch. Denn 
niemandem von uns ist daran gelegen, die Funk-
tionsfähigkeit des Gerichts durch gerichtsverfas-
sungsrechtliche Maßnahmen zu beeinträchtigen. 

Die trotz der hohen Eingänge vertretbare Ge-
schäftsbelastung des Bundesverfassungsgerichts er-
laubt es, einige Grundsätze unserer Verfassungs-
gerichtsbarkeit weiterzuentwickeln. Dazu schlägt die 
Bundesregierung in dieser vierten Novelle vor 
allem die Zulassung des Sondervotums für einen 
überstimmten Richter, die Angleichung der Rechts-
stellung der beiden Richtergruppen beim Bundesver-
fassungsgericht, also der sogenannten Lebenszeit

-

richter und der Zeitrichter, sowie die Begrenzung 
der Rückwirkung der verfassungsgerichtlichen Nich-
tigerklärung von verfassungswidrigen Normen vor. 

Zunächst zum dissenting vote. In der Regierungs-
erklärung vom 28. Oktober 1969 hat sich der Herr 
Bundeskanzler ausdrücklich für das Recht des Ver-
fassungsrichters ausgesprochen, seine abweichende 
Meinung in einem Sondervotum zu veröffentlichen, 
und damit einen der zentralen Vorschläge aufge-
griffen, die bereits in dem letzten Entwurf eines 
Vierten Änderungsgesetzes zum Verfassungsge-
richtsgesetz enthalten waren. Ich meine festgestellt 
zu haben, daß der Gedanke des Sondervotums, der 
bekanntlich auf dem Deutschen Juristentag im vor-
letzten Jahr jedenfalls für die Verfassungsgerichts

-

barkeit fast einhellig, aber auch für die übrige Ge-
richtsbarkeit mit beachtlichen Argumenten bejaht 
worden war, mit seiner erstmaligen parlamentari-
schen Erörterung im vergangenen Jahr an Boden 
gewonnen hat. 

Lassen Sie mich mit wenigen Sätzen erläutern, 
weshalb nach meiner Überzeugung die Zulassung 
des Sondervotums dem Wesen der Verfassungsge-
richtsbarkeit in besonderer Weise entspricht. Die 
gerichtsverfassungsrechtliche Struktur des Bundes-
verfassungsgerichts, insbesondere die Besetzung je-
des Senats mit acht Richtern, trägt der Besonder-
heit Rechnung, daß die Fundamentalnormen der 
Verfassung die politische Grundordnung selbst be-
treffen, jedoch vielfach sehr elastisch gefaßt sind 
und durch die Rechtsprechung konkretisiert werden 
müssen. Bei dieser Eigenart des Verfassungsrechts 
ist die Rechtsfindung nicht mehr nur als schlichter 
logischer Erkenntnisvorgang erklärbar, der außer-
halb jeder Meinungsverschiedenheit steht. Vielmehr 
werden hier häufig divergierende Meinungen der 
Richter nicht nur möglich, sondern geradezu not-
wendig sein, wenn man Demokratie als die Ver-
fassung einer offenen Lebens- und Gesellschafts-
ordnung versteht. 

Deshalb kommt nicht nur der verfassungsgericht-
lichen Entscheidung als dem eigentlichen Erkennt-
nisakt, sondern auch dem vorausgehenden richter-
lichen Meinungsbildungsprozeß Bedeutung zu. Wenn 
dieser Rechtsfindungsvorgang nicht in grundsätzli-
cher Anonymität stattfindet, so kann das nur das 
Ansehen des Bundesverfassungsgerichts stärken,  

denn die Anonymität ist ein ungeeignetes Mittel, 
Autorität zu gewährleisten. Autorität erlangt ein 
Rechtsspruch letztlich durch seine Überzeugungs-
kraft, die durch die Offenheit der Rechtsfindung 
nur gestärkt wird. 
Natürlich stellt jede im echten Sinne wesentliche 

Neuerung einen Versuch dar, der auf das Gelin-
gen hin angelegt ist. Ein solcher Versuch war — ich 
sagte es schon — auch die vor 20 Jahren getrof-
fene Entscheidung für eine umfassend zuständige 
Verfassungsgerichtsbarkeit. Auch bei der Einfüh-
rung des Sondervotums sollte man das Vertrauen 
darauf nicht außer Betracht lassen, daß von dieser 
Möglichkeit der Rechte Gebrauch gemacht wird. 
Setzt man die Solidarität der richterlichen Mitglie-
der eines Spruchkörpers voraus — und das scheint 
mir eine unabdingbare Voraussetzung für jede Kol-
legialentscheidung zu sein —, so wird auch das 
Sondervotum zum Abbau überholter, in dem Prin

-

zip der Anonymität begründeter Autoritätsstruk-
turen beitragen und zu einer Verstärkung der ge-
rade im Verfassungsleben erwünschten Offenheit 
bei der Rechtsfindung beitragen. 

Ein weiterer Schwerpunkt des Gesetzentwurfs 
liegt in der Angleichung des Status der Bundes-
verfassungsrichter. Die bisherige Unterscheidung 
zwischen den Richtern auf Lebenszeit und den für 
eine Amtsdauer von acht Jahren gewählten Richtern 
auf Zeit wird der Funktion des Bundesverfassungs-
gerichts und der gemeinsamen Aufgabe seiner Mit-
glieder nicht voll gerecht. Die Bundesregierung hat 
deshalb eine Regelung vorgeschlagen, die einen ein-
heitlichen Richterstatus begründet und gleichzeitig 
zu einer Stärkung der richterlichen Unabhängigkeit 
führt. 

Im Hinblick darauf, daß im demokratischen Staat 
Verfassungsorgane keine zeitlich unbefristete Legi-
timation zu erhalten pflegen, sollten die Verfas-
sungsrichter nicht auf Lebenszeit, sondern einheit-
lich für eine begrenzte Amtsperiode von zwölf 
Jahren, längstens jedoch bis zur Altersgrenze von 
68 Jahren, ihr Amt ausüben. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die  Frage 
nach der Möglichkeit einer Wiederwahl. Gegen die 
gleichzeitige Zulassung einer Wiederwahl und die 
Einführung ides Sondervotums sind aus den Reihen 
dieses Hauses, aber auch aus der Mitte des Bundes-
verfassunggerichts selbst, Bedenken angemeldet 
worden. Die Befürworter eines Ausschlusses der 
Wiederwahl wollen im Interesse des  Ansehens des 
Gerichtes unbedingt vermeiden, daß auch nur ein 
entfernter Zusammenhang zwischen der Abgabe 
eines Sondervotums und  der  Entscheidung über eine 
Wiederwahl angenommen werden kann. Die Bun-
desregierung knüpft an eine auf zwölf Jahre be-
fristete Amtsperiode ohne Zulassung der Wieder-
wahl vor allem die Erwartung einer kontinuierlichen 
Fortentwicklung der  Verfassungsrechtsprechung. 

Die Einführung einer einmaligen Amtszeit von 
zwölf Jahren für alle Verfassungsrichter bringt 
allerdings für die von den obersten Bundesgerichten 
in das Bundesverfassungsgericht gewählten Richter 
Nachteile gegenüber dem geltenden Recht mit sich. 
Sie amtieren nicht mehr als Verfassungsrichter auf 
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Lebenszeit, sondern treten nach zwölf Jahren wieder 
voll in ihre Rechte und Pflichten als Bundesrichter 
ein. Im Ergebnis erleiden sie dadurch zwar keine 
finanzielle Einbuße, doch mag es in der Tat für einen 
ehemaligen Verfassungsrichter keine zufriedenstel-
lende Lösung sein, gewissermaßen zum Bundes-
richter „zurückgestuft" zu werden. Sollten sich in 
Zukunft aus diesem Gesichtspunkt Schwierigkeiten 
ergeben, wird man im Einzelfall mit gutem Willen 
eine für die Beteiligten annehmbare Lösung finden 
können. 

Unbegründet erscheint mir allerdings die in die-
sem Zusammenhang geäußerte Besorgnis, das Inter-
esse qualifizierter Bundesrichter für das hohe, an-
gesehene Amt eines Verfassungsrichters könne we-
gen 'der vorgeschlagenen Statusregelung abnehmen. 
Keinesfalls kann diesem Aspekt so starkes Gewicht 
beigelegt werden, daß man seinetwegen von der 
Konzeption eines einheitlichen Verfassungsrichter

-

status abgeht und es für die von den obersten Ge-
richtshöfen in das Bundesverfassungsgericht ge-
wählten Richter bei dem Lebenszeitprinzip beläßt. 

Die erstrebte Angleichung der Rechtsverhältnisse 
der Bundesverfassungsrichter wäre jedoch unvoll-
kommen, wenn nicht auch die erheblichen Unter-
schiede in der Versorgungsrechtslage der beiden 
Richtergruppen gemildert würden. Um ausgewogene 
Vorschläge zur Lösung dieses Problems unterbreiten 
zu können, bedarf es jedoch zuvor noch der end-
gültigen Abstimmung, insbesondere mit dem Bun-
desverfassungsgericht selbst. Ich erwarte, daß im 
Verlauf der parlamentarischen Beratungen dieses 

1) Entwurfs eine Lösung gefunden werden kann. 

Besonders bedeutsam für die weitere Entwicklung 
der Verfassungsgerichtsbarkeit ist die vorgeschla-
gene, an strenge Voraussetzungen gebundene Mög-
lichkeit, die Rückwirkung  verfassungsgerichtlicher 
Nichtigerklärung von verfassungswidrigen Normen 
zu begrenzen. Die geltende Regelung, die die Nich-
tigerklärung eines Gesetzes auf den Zeitpunkt 'sei-
ner  Entstehung zurückbezieht, vermag nur bei einer 
sehr dogmatischen Einstellung zu befriedigen. Auch 
ein verfassungswidriges Gesetz wirkt auf eine Viel-
zahl von Lebensachverhalten ein, ohne daß sich 
diese Einwirkungen insgesamt ungeschehen machen 
lassen, wenn durch .die Verfassungsrechtsprechung 
oder die Staatspraxis verfassungsrechtliche Zweifels-
fragen geklärt wurden, die bei der Verabschiedung 
des Gesetzes noch nicht gesehen worden sind. 

Besonders schwerwiegend werden  die Probleme, 
wenn zwischen der  Verabschiedung eines Gesetzes 
und der Entscheidung 'des Bundesverfassungsgerichts 
ein zeitlicher Abstand von vielen Jahren liegt. Wie 
Sie wissen, kann die Verfassungswidrigkeit eines 
Gesetzes in einigen bestimmten verfassungsgericht-
lichen Verfahrensarten zeitlich unbeschränkt geltend 
gemacht werden. Die Auswirkungen eines verfas-
sungsgerichtlichen Nichtigkeitserkenntnisses sind 
dann häufig unerträglich. 

Die geltende Rechtslage mit ihrer unbegrenzten 
Rückwirkung kann zu schwerwiegenden Beeinträch-
tigungen .des Gemeinwohls führen, nicht allein bei 
der Nichtigerklärung von Steuergesetzen, die in  

extremen Fällen der Grundlagen der staatlichen 
Finanzführung berühren kann, sondern auch in an-
deren Bereichen. Die unbegrenzte Rückwirkung kann 
eine so hohe Hemmungsschwelle für das Bundesver-
fassungsgericht darstellen, daß seine Funktion als 
Hüter der Verfassung unerträglich erschwert wird. 

Das wesentliche Ziel des Regierungsentwurfs ist 
es deshalb, das Bundesverfassungsgericht von der 
Rücksichtnahme auf die weitreichenden Auswirkun-
gen seiner Entscheidung für den in der Vergangen-
heit liegenden Zeitraum zu entlasten, damit es in 
ausschließlicher Bindung an die Verfassung seiner 
wichtigen Verantwortung voll genügen kann. Der 
Vorschlag der Bundesregierung, den auch das Bun-
desverfassungsgericht nachdrücklich befürwortet hat, 
hält für den Regelfall an der unbeschränkten Rück-
wirkung verfassungsgerichtlicher Nichtigkeitser-
kenntnisse fest. Er sieht jedoch die Befugnis des 
Bundesverfassungsgerichts vor, aus schwerwiegen-
den Gründen des öffentlichen Wohls einen späteren 
Zeitpunkt, spätestens den Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Entscheidung, zu bestimmen, zu dem 
ein für nichtig erklärtes Gesetz als außer Kraft ge-
treten gilt. Diese Befugnis soll dem Gericht zuste-
hen, wenn schwerwiegende Beeinträchtigungen des 

 Gemeinwohls als Folge der vergangenheitsbezoge-
nen Auswirkungen eines Nichtigkeitsausspruchs zu 
besorgen sind. Die Bundesregierung hat sich damit 
gegen die  nach ihrer Ansicht verfassungsrechtlich 
nicht zwingende Doktrin der  unbeschränkbaren 
Rückwirkung, jedoch für eine Regelung entschieden, 
die den tatsächlichen Gegebenheiten gerecht wird 
und dem Bundesverfassungsgericht die Erfüllung 
seiner schweren und verantwortungsvollen Auf-
gaben erleichtert. 

Wenn ich die in dem Entwurf vorgeschlagenen 
Ausnahmen von der strengen Rückwirkung u. a. 
mit der Notwendigkeit begründet habe, das Bundes-
verfassungsgericht bei der Normenprüfung von der 
Rücksichtnahme auf die möglicherweise schädlichen 
Auswirkungen seines  Spruchs  auf die Vergangen-
heit zu entlasten, so mag man mir wie schon mei-
nem Herrn Amtsvorgänger im vergangenen Jahr 
entgegnen, daß sich diese Rückwirkung als nützliche 
Schranke erweise; sie hindere das Bundesverfas-
sungsgericht daran, in noch größerem Umfange als 
bisher Gesetze für nichtig zu erklären. 

Nun trifft es allerdings zu, daß nach den Fest-
stellungen meines Hauses bis  zum 31. Dezember 
1969 im Bundesgesetzblatt 262 gesetzeskräftige Ent-
scheidungen des Gerichts veröffentlicht worden sind, 
die Normenprüfungen zum Gegenstand hatten. In 
109 dieser Fälle, also fast 42% der hier veröffent-
lichten Entscheidungen, hat das Bundesverfassungs-
gericht die geprüften Normen ganz oder teilweise 
für nichtig erklärt. Daraus dürfen jedoch keine fal-
schen Schlüsse gezogen werden; denn die zur Ent-
scheidung kommenden Bestimmungen sind in ver-
fassungsrechtlicher Hinsicht bereits gründlich vor

-

gefiltert, sei es durch die vorlegenden Instanz-
gerichte, sei es durch den bei Verfassungsbeschwer-
den tätig werdenden Vorprüfungsausschuß. Abge-
sehen davon, daß mit dieser quantitativen Betrach-
tungsweise die Problemlage nicht zutreffend erfaßt 
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werden kann, glaube ich hier aber feststellen zu 
dürfen, daß die hohe Anerkennung, die der Quali-
tät unserer Verfassungsrechtsprechung allseits ge-
zollt wird, ,das 'Bundesverfassungsgericht über den 
Verdacht erhebt, es bei der ihm zugewiesenen Kon-
trolle der Gesetzgebungsakte an Behutsamkeit und 
Rücksichtnahme auf den Gesetzgeber fehlen zu las-
sen. 

Diese Hinweise auf die drei tragenden Verbesse-
rungen des Regierungsentwurfs sollen seine Absicht 
deutlich machen. Die Bundesregierung war stets 
darum bemüht, die Bedingungen für die Verfas-
sungsgerichtsbarkeit in engstem Einvernehmen mit 
dem Gericht selbst zu stärken und zu verbessern. 
Ich bringe deshalb meine Genugtuung darüber zum 
Ausdruck, daß auch der vorliegende Entwurf auf 
diesem grundsätzlichen Einvernehmen beruht. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dichgans. Seine Fraktion hat eine 
Redezeit von 45 Minuten angemeldet. 

Dichgans (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich werde 
mich bemühen, die Redezeit des Herrn Justizmini-
sters nicht zu überschreiten. — Die Novelle, zu der 
ich hier im Namen der Fraktion der CDU/CSU einige 
Bemerkungen zu machen habe, wirft eine Reihe be-
deutungsvoller Rechtsfragen auf. Mit diesen Rechts-
fragen wird sich der Rechtsausschuß zu befassen 
haben. Ich habe nicht die Absicht, die Diskussion 
ins Plenum vorzuverlegen, ganz abgesehen von der 
fortgeschrittenen Zeit. 

Die Novelle enthält jedoch eine Reihe von sehr 
bedeutenden politischen Fragen, die keineswegs nur 
den Rechtsaussschuß angehen, sondern alle Mitglie-
der des Bundestages. Wenn sich das Hohe Haus mit 
einem Gesetz befaßt, das das Verhältnis des Bundes-
tages zum Bundesverfassungsgericht, das Verhältnis 
zweier Verfassungsorgane zueinander, zum Gegen-
stand hat, dann muß es, glaube ich, dieses Verhält-
nis in seiner Gesamtheit betrachten, in der Gesamt-
heit der Problematik. Dazu wäre in dieser ersten 
Lesung einiges zu sagen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat als Bundes-
organ eine bemerkenswerte Besonderheit: es exi-
stiert nämlich praktisch nicht. In den zwölf Jahren 
seines Bestehens ist es nur ein einziges Mal in 
Aktion getreten. Im übrigen agiert es nur in der 
Form von Senaten, zwei Senaten, und darüber 
hinaus in der Form von Vorprüfungsausschüssen; 
ich glaube, es bestehen jetzt sechs Vorprüfungsaus-
schüsse nebeneinander. Nun, Sie werden sagen: Die 
Aufteilung in Senate ist bei vielen Gerichten etwas 
ganz Normales; warum nicht auch beim Bundesver-
fassungsgericht? Darauf kann ich nur antworten: 
Die übrigen Gerichte sind kein Verfassungsorgan. 

Ich bitte Sie, einmal folgendes zu überlegen. Dürf-
ten wir als Bundestag beschließen, das Plenum ab-
zuschaffen und die Entscheidungen den Ausschüs-
sen zu übertragen? Das wäre nämlich exakt das  

gleiche. Oder wäre es zulässig, daß der Herr Bundes-
präsident seinen Vertreter, den ja die Verfassung 
ausdrücklich vorsieht, in sein Haus holt und sich 
mit ihm darüber einigt, daß er die Vorgänge mit 
den Buchstaben A bis K und sein Vertreter stän-
dig die Vorgänge mit den Buchstaben L bis Z bear-
beitet? Ich glaube nicht, daß das zulässig wäre. Ich 
glaube auch nicht, daß das beim Bundesverfassungs-
gericht zulässig ist. Das ist nicht nur eine Rechts-
frage, sondern eine Frage von eminent praktischer 
Bedeutung. Nur ein Beispiel heute: Sie kennen die 
Problematik der Bestrafung der Wehrdienstverwei-
gerer, die einmal bestraft worden sind und dann 
erneut bestraft werden sollen. Ist das zulässig? Zu 
dieser Frage gibt es zwei grundverschiedene Ent-
scheidungen. Bei dem einen Senat hat bereits der 
Vorprüfungsausschuß entschieden, daß die Verfas-
sungsbeschwerde offensichtlich unbegründet sei. 
Dieser Fall hat also dort nicht einmal den Senat er-
reicht. Der andere Senat hat dagegen die gleiche 
Verfassungsbeschwerde für begründet erklärt. 

Die Frage, ob in einem solchen Fall bei völlig 
gleichem Tatbestand ein Mitbürger zweimal bestraft 
werden darf, hängt also nur davon ab, an welchen 
Senat diese Sache kommt. Halten Sie das für erträg-
lich? 

Die Problematik geht noch tiefer. Wir sehen deut-
lich, daß die Rechtsprechung dieser beiden Senate 
Unterschiede aufweist, auch soweit die Zuständig-
keit klar ist. Der eine Senat ist eher konservativ 
gesonnen; er bemüht sich, die Entscheidungen der 
Parlamente so weit wie möglich aufrechtzuerhalten. 
Der andere Senat entwickelt dagegen ein beträcht-
liches Maß an Rechtskühnheit; er tendiert zuweilen 
dazu, den Gesetzgeber zu ersetzen — verhinderte 
Gesetzgeber, die sich vielleicht besser um ein Man-
dat im Bundestag hätten bemühen sollen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Aber das Schlimmste ist nicht die unterschied-
liche Rechtsprechung, sondern die Psychologie, die 
sich für den Rechtsuchenden daraus ergibt. Es ent-
steht der Eindruck, daß es bei manchen Prozessen 
viel mehr darauf ankommt, die Sache im Vorver-
fahren so anzulegen, daß der Prozeß bei einem be-
stimmten Senat landet, als auf die Argumente, 
die man in der Sache vortragen will. 

Wenn Sie in Ihren nächsten Ferien Bedarf an 
 spannender Lektüre haben, empfehle ich Ihnen, sich 

aus unserer Bibliothek ein Buch zu entleihen, das 
die Vorgeschichte des Prozesses über die Euro-
päische Verteidigungsgemeinschaft behandelt: die 
Manöver und Gegenmanöver, mit denen man ver-
sucht hat, diesen Prozeß vor den einen oder an-
deren Senat zu bringen, crème de la crème der 
höchsten forensischen Equilibristik. Das ist nicht 
der einzige Fall. Es gibt den Fall „Süd-West-Staat". 
Ganz allgemein: Halten Sie es auf die Dauer für 
tragbar, daß der Rechtsuchende den Eindruck ge-
winnt, man könne die Entscheidung des Prozesses 
weitgehend dadurch vorformen, daß man ihn an 
einen bestimmten Senat bringt? 

Die allgemeine Meinung geht dahin, daß wir auf 
die Dauer nur ein Einheitsgericht haben wollen. 
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Ich bin dem Herrn Justizminister sehr dankbar, daß 
er den Beschluß dieses Hohen Hauses aus dem 
Jahre 1959 zitiert hat. Aber es wird uns mitgeteilt, 
daß das aus technischen Gründen nicht gehe, weil 
der Gerichtshof so stark überlastet sei. Ist das so? 
Sehen wir uns etwa den Supreme Court in Amerika 
an. Er nimmt bei einer Einwohnerzahl von 200 Mil-
lionen — das ist das Dreifache der unsrigen — 
Funktionen wahr, die über die des Bundesverfas-
sungsgerichts hinausgehen. Er besitzt Zuständig-
keiten, die die unserer übrigen obersten Bundes-
gerichte einschließen. Trotzdem kommt er mit einem 
Einheitsgericht von neun Mitglieder aus. 

Nun kann man natürlich sagen: Die Verhältnisse 
sind in den Vereinigten Staaten anders. Das ist 
selbstverständlich richtig. Aber in der hier allein in-
teressierenden Frage, ob die ständig zu überwa-
chende Gesetzgebung verfassungsmäßig ist, liegt 
die Aufgabe in den Vereinigten Staaten exakt, 
mikroskopisch genauso wie bei uns. Es gibt über-
haupt gar keine Unterschiede. 

Nun wird bei uns gesagt: Der Unterschied liege 
darin, daß es bei uns die Verfassungsbeschwerde 
gebe, die jedermann erheben könne. Das steht ja 
auch in der neuen Formulierung. Theoretisch kann 
jedermann die Verfassungsbeschwerde erheben. 
Aber ist das wirklich so? Kann wirklich jeder Bür-
ger das Bundesverfassungsgericht in Bewegung set-
zen? 

Meine Damen und Herren, wir sind hier unter 
nüchternen Juristen, sozusagen unter uns; mit we

-

nigen Ausnahmen: die Kollegin Frau Stommel, 

(Abg. Frau Stommel: Aber Mutter eines 
Juristen!) 

die ich besonders hervorheben möchte, den Kolle-
gen Moersch. Wir sollten ehrlich genug sein, zu 
fragen: Ist das wirklich so? Was heißt: ein Verfah-
ren in Gang zu setzen? Das heißt eine Klage ein-
reichen, Klagebeantwortung, Behandlung dieser 
Klage, Urteil und Entscheidung. Kann man das 
beim Bundesverfassungsgericht erreichen? Sie alle 
wissen, daß man das nicht kann. Es gibt einen 
Siebmechanismus, der das vorher ausschaltet. Die-
sen Siebmechanismus gibt es in allen Verfassungs-
gerichten der Welt. Es handelt sich nicht um die 
Frage, ob es einen solchen Siebmechanismus geben 
soll — es besteht Einigkeit,, daß er notwendig ist —, 
sondern lediglich darum, wie er gestaltet werden 
muß. 

Dabei gibt es verschiedene Methoden. Die 
deutsche Methode ist die, sagen wir einmal, nega-
tive Methode. Drei Richter können beschließen, daß 
eine Klage offensichtlich unbegründet ist. Ich be-
grüße sehr, Herr Minister, daß man eine etwas 
neutralere Form in der Novelle finden will. Aber 
drei Richter können die Behandlung ausschließen. 

Die Amerikaner haben, was die Fachleute ver-
mutlich wissen, ein anderes System. Dort werden 
nur diejenigen Verfahren vor dem Plenum aufge-
nommen, bei denen sich mindestens vier Richter, 
also eine Minderheit von Richtern, dafür aus-
sprechen. 

Der Rechtsausschuß sollte sich eingehend damit  

beschäftigen, wie dieses Aufnahmeverfahren ge-
staltet werden sollte, zumal mir gesagt wurde, daß 
es auch im Bundesverfassungsgericht Richter gibt, 
die das amerikanische Verfahren für besser halten. 

Ich möchte hier diesem amerikanischen Verfahren 
zwei Vorteile nachrühmen. Zunächst ist es einfacher, 
weil es keinerlei Begründungen erfordert und damit 
auch die Bitterkeit vermeidet; man bekommt eben 
einfach keinen Bescheid, daß die Beschwerde auf-
genommen ist. Zweitens gibt es die Möglichkeit, 
die  Fälle, in denen aus überwiegend politischen 
Gründen die rein juristische Betrachtung zurücktre-
ten muß, angemessen zu behandeln. 

Der Laie fragt mit Staunen: Gibt es solche Fälle 
denn überhaupt, in denen die Politik wichtiger ist 
als das Recht? Natürlich gibt es sie. Ich will Ihnen 
nur zwei Beispiele zitieren. 

Es gab das nordrhein-westfälische Erbhofgesetz, 
das vorsah, daß nur der männliche Erbe den Hof 
erben sollte. Es war ein Gesetz, daß sichtlich gegen 
den Gleichheitsgrundsatz der Verfassung verstieß. 
Deswegen gab es nach einigen Jahren eine Verfas-
sungsbeschwerde in Karlsruhe. Aber die Richter dort 
sahen ein, daß eine Aufhebung dieser Bestimmung 
zur Aufhebung von Tausenden von Hofübernahme-
verträgen hätte führen müssen. Diese Folge wollte 
man nicht tragen. Daraufhin hat man mit einer, ich 
kann nur sagen, juristisch sehr respektablen, aber 
doch kaum überzeugenden Begründung die Verfas-
sungsmäßigkeit doch bejaht und nur gesagt, das 
Gesetz müßte geändert werden. 

Eine ganz ähnliche Situation hatten wir beim 
Saarvertrag, wo es auch sehr ernsthafte Zweifel 
gab, ob er verfassungsmäßig sei. Aber das Bundes-
verfassungsgericht sah ein, daß man den Vertrag, 
nachdem er nach vielem Hin und Her und einer 
Volksabstimmung glücklich unter Dach und Fach 
gebracht war, nicht mit Argumenten aus der Kiste 
der juristischen Perfektion zu Fall bringen könnte. 
Man hat auch hier wieder ein Urteil geschrieben, 
das mehr politisch als juristisch war. 

Meine Damen und Herren, ich respektiere dieses 
Verhalten des Gerichts. Ich halte es aber für un-
günstig. Im amerikanischen Verfahren wäre es so 
gelaufen, daß der Gerichtshof gesagt hätte: Das ist 
kein Fall, den man aufnehmen sollte. Das scheint 
mir auch das Ehrlichere zu sein. 

Meine Damen und Herren, wir müssen einmal 
darüber nachdenken, wie wir die Funktion des 
Gerichtes, die Verfassung, den Staat, aber auch 
jeden einzelnen von uns zu schützen, am besten 
verwirklichen. Geschieht das wirklich am besten 
dadurch, daß möglichst viele Prozesse in Karlsruhe 
geführt werden? Ich glaube, das Gegenteil ist der 
Fall. Das Bundesverfassungsgericht arbeitet dann 
am wirksamsten, wenn es sich auf die wesentlichen 
Fälle konzentriert. Wir sollten energisch der Vor-
stellung entgegentreten, daß das Bundesverfassungs-
gericht eine Art von vierter Instanz sei. Daß die 
vierte Instanz richtiger urteilt als die dritte, ist ein 
reiner Aberglaube. Daß es nicht der Fall ist, läßt 
sich beweisen, Wenn das Bundesverfassungsgericht 
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selbst in zwei Senaten verschiedener Meinung ist, 
wenn es beim Bundesverfassungsgericht immer wie-
der Entscheidungen mit dem Mehrheitsverhältnis 
5 : 3 gibt, dann zeigt sich eben, daß es das absolute 
Recht nicht gibt — eine Feststellung, die Kollege 
Arndt bei der letzten Debatte in der vorigen Legis-
laturperiode so leidenschaftlich bekämpft hat. 

Eine weiteres Problem bezüglich der Überlastung 
ist die Frage der Tatsachen und Prognosen. Ist es 
zweckmäßig, daß sich das Bundesverfassungsgericht 
über die Aufgaben der Rechtskontrolle hinaus auch 
ständig mit Tatbestandsfragen beschäftigt? Dazu 
zwei Beispiele. Es gibt Ländergesetze, die vorschrei-
ben, daß sich jeder Lehrer von Zeit zu Zeit einer 
Röntgenuntersuchung zu unterziehen hat. Man will 
dadurch die Kinder vor der Tuberkulose schützen. 
Es hat eine Verfassungsbeschwerde gegeben, die 
gesagt hat: Das ist unzumutbar für den Lehrer. Das 
Bundesverfassungsgericht hat sich eingehend mit 
dieser Sache befaßt. 

Ist die Frage, ob die Röntgenstrahlen für den 
einzelnen Lehrer so schädlich sind, daß ihm das 
nicht zuzumuten ist und daß das wichtiger ist als 
das Schutzbedürfnis der Kinder, überhaupt eine 
Rechtsfrage? Ist das Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe, das ja Sachverständige hören muß, bes-
ser für diese Entscheidung qualifiziert als die Fach-
leute dieses Hauses? Das frage ich Sie. 

Ein weiterer Fall dieser Art ist die Frage: Ist die 
Homosexualität eine Krankheit? Ist das eine Frage, 
die das Bundesverfassungsgericht entscheiden 

) sollte? 

Aber ,die Problematik geht noch tiefer. Es handelt 
sich nicht nur um die Tatsachen, sondern auch um 
die Prognosen. Sie kennen den klassischen Fall des 
bayerischen Apothekengesetzes, bei dem es darum 
ging, ob unter Umständen die Volksgesundheit 
durch die absolute Niederlassungsfreiheit beein-
trächtigt werden könnte. Es wurde damals die Frage 
gestellt, ob die absolute Niederlassungsfreiheit nicht 
zu einer Entblößung des flachen Landes von Apo-
theken führen könnte. 

Nun, darüber kann man verschiedener Meinung 
sein. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem 
Urteil dem bayerischen Landtag, der das angegrif-
fene Gesetz erlassen hat, ausdrücklich bescheinigt, 
daß er sich größte Mühe mit der Sache gegeben 
habe und daß an seinem guten Glauben und seinem 
guten Willen nicht zu zweifeln sei. Aber dann 
kommt der lapidare Satz: „Das Bundesverfassungs-
gericht hat sich nicht davon überzeugen können, 
daß hier eine Gefahr besteht." 

Meine Damen und Herren, das gehört in den Be-
reich der echten Prophetie. Ich frage mich, wer 
dafür qualifizierter ist: die Politiker oder die Rich-
ter? 

(Abg. Moersch: Die Theologen!) 

— Das wäre in der Tat vielleicht ein Ausweg. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Heute auch nicht 
mehr!) 

Ich will hier nur Fragen stellen, keine Antworten 
geben. 

Man sollte aber auch andere Auswege in Betracht 
ziehen. Der Rechtsausschuß sollte prüfen, ob man 
nicht Rechtsmodelle übernehmen sollte, die es in 
anderen Bereichen des Rechts seit langem gibt. Der 
Rechtsausschuß sollte die Frage behandeln, ob man 
nicht eine Regelung finden kann, die davon aus-
geht, daß Idas Bundesverfassungsgericht bei Tat-
sachen und Prognosen an die Feststellung des Par-
laments gebunden ist, es sei denn, es stellt fest, 
daß offensichtlich falsche Feststellungen mißbräuch-
lich getroffen worden sind. Das wäre eine Schutz-
klausel, die für die extremen Fälle ausreicht. Ich 
bitte, darüber einmal nachzudenken. 

Das Wort „Mißbrauch" führt nun zum Thema des 
Ermessens. Ich will mich hier  verhältnismäßig kurz 
fassen. Sie kennen den klassischen Fall dieses Be-
reichs: das ist der  Fall der Parteienfinanzierung. Das 
erste Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Thema Parteienfinanzierung enthielt drei Thesen. 
Erste These: Parteienfinanzierung aus dem Haus-
halt ist zulässig. Zweite These: Das Gesetz braucht 
nicht so gestaltet zu werden, daß auch die kleinste 
Splitterpartei Geld bekommt. Dritte These: Die 
Grenze für das Recht auf Finanzierung muß aber 

 erheblich unter der Sperrgrenze der Fünfprozent-
klausel liegen. 

Daraufhin haben wir uns hier im Bundestag dar-
über unterhalten: was heißt hier „erheblich" im 
Sinne des Urteils? Nach langen Überlegungen haben 
wir gesagt: „erheblich" ist die Hälfte. Das ist, so 
meine ich, eine Aussage, die unserem Sprachge-
brauch entspricht. Wenn meine Frau ein Kleid für 
die Hälfte des Preises kauft, kann sie mit Recht 
sagen, sie habe es „erheblich" billiger bekommen. 

(Abg. Moersch: Vielleicht auch kürzer!) 

Die Sache ging dann erneut nach Karlsruhe, und 
dort hörten wir zu unserer Überraschung, für „er-
heblich" reiche die Hälfte nicht aus, es müsse min-
destens ein Zehntel sein, 0,5 statt 5 Prozent. Der 
Bundestag hat dann diese Weisung auch ausgeführt. 

Nun, darüber kann man in der Tat streiten, wo 
die richtige Grenze liegt. Aber wenn man 0,5 Pro-
zent fixiert, ist das eigentlich richtiger als 0,4 oder 
0,6, ist das richtiger als 1 oder 0,1? Ist ,die Frage, 
was innerhalb eines bestimmten Bereiches richtig 
ist, überhaupt eine Rechtsfrage, deren Lösung sich 
aus abstrakten juristischen Überlegungen ableiten 
läßt? Ich bezweifle idas. Ich will hier heute keine 
Aussage machen, aber ich bitte den Rechtsausschuß, 
auch hier zu überlegen, ob man nicht die Praxis des 
Verwaltungsrechts übernehmen sollte, wo das  Ge-
richt unter gewissen Umständen nur dann eingreift, 
wenn es zuvor einen Ermessensmißbrauch festge-
stellt hat. Ich will durchaus die Schutzfunktion des 
Bundesverfassungsgerichts unterstreichen. Aber es 
reicht wohl für uns aus, wenn wir sagen: In Ermes-
sensentscheidungen des Parlaments darf das Gericht 
nicht eingreifen, es sei denn, daß es einen Mißbrauch 
des Ermessens feststellt. 

Das vierte Problem ist das Problem der Rechts-
gewißheit. Das Beispiel ist das Ingenieurgesetz. Wir 
haben hier, wenn ich es recht in Erinnerung habe, 
das Ingenieurgesetz einstimmig verabschiedet. Der 
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Bundesrat hat ebenfalls zugestimmt, und eine Reihe 
von Ländern hatte bereits Ausführungsgesetze er-
lassen. Darauf kam das Ingenieurgesetz — nicht 
durch eine Normenkontrollklage, sondern durch 
einen Zufall, durch eine periphere Bestimmung — 
an  das Bundesverfassungsgericht, und das Bundes-
verfassungsgericht erklärte es kurzerhand für nich-
tig. Es war der Meinung, daß es durch elf gleich

-

lautende Gesetze der Länder ersetzt werden müsse. 
Das halte ich in der Sache für unvernünftig. Aber 
das ist nicht mein Thema, sondern mein Thema ist 
die Rechtsgewißheit. 

Die Entscheidung ist,  wenn ich es richtig erfahren 
habe, mit einer Mehrheit von 5 : 3 gefallen, das 
heißt mit der geringsten überhaupt zulässigen Mehr-
heit. Der einstimmige Beschluß der gesetzgebenden 
Körperschaften wird von Richtern aufgehoben, die 
unter sich völlig zerstritten sind. Nun werden Sie 
sagen, das ist bei Gerichten etwas ganz Normales. 
Es gibt überall Bestimmungen über Mehrheitsbil-
dung. Aber ich frage: welche Mehrheit? Auch das 
Bundesverfassungsgerichtsgesetz sieht bereits ver-
schiedene Mehrheiten vor. Wenn Sie einmal den 
§ 105 ansehen, ,dann lesen Sie zu Ihrer Überraschung, 
daß die Mehrheit, die zur Entlassung eines offen-
sichtlich arbeitsunfähigen Richters erforderlich ist, 
wesentlich über der Mehrheit liegt, die zur Auf-
hebung eines einstimmig beschlossenen Gesetzes 
notwendig ist. Ich will auch hier wieder keine Mei-
nung äußern, sondern nur fragen: ist das sinnvoll? 

Es gibt im übrigen auch Parallelen. Ich darf an 
) die Bestimmungen des Grundgesetzes erinnern, nach 
denen eine hohe Mehrheit des Bundesrates nur 
durch eine entsprechend höhere Mehrheit des Bun-
destages überspielt werden kann. Es wäre also 
durchaus denkbar — wir haben schon Vorgänge 
dafür —, daß man auch die notwendige Mehrheit im 
Bundesverfassungsgericht, die Rechtsgewißheit, 
etwa an die Höhe unserer Mehrheit bindet. 

Meine Damen und Herren, das waren die vier 
politischen Kernfragen, um die es mir ging. Die 
zahlreichen juristischen Fragen, die der Herr Mini-
ster eben hier angesprochen hat, will ich nur ganz 
kursorisch behandeln. 

Da ist zunächst die Frage der Arbeitskraft der 
Richter. Die Richter klagen über ständige Über-
lastung. Herr Minister, ich bin der Meinung, wir 
sollten auch die Frage des Minderheitsvotums, für 
das ich im Grundsatz bin, mit der Umwandlung des 
Gerichts in ein Einheitsgericht verknüpfen. Solange 
die Richter so überlastet sind, wie sie heute sind, 
sollte man sie nicht noch mit der Arbeit zusätzlicher 
Voten belasten, wobei wir ja auch ein wenig an 
den deutschen Perfektionismus denken müssen. Wir 
bekommen, glaube ich, anfänglich eine Reihe von 
Minderheitsvoten. Ich habe gelesen, daß man Min-
derheitsvoten nicht nur zur Begründung einer ab-
weichenden Meinung, sondern auch zur Begründung 
einer gleichen Meinung zulassen will, wenn sie auf 
anderen Erwägungen beruht. 

Das zweite ist das Problem der Professoren-Rich-
ter. Kann man sich ernsthaft über Belastung be-

schweren, wenn man gleichzeitig noch Zeit für Lehr

-

tätigkeit in Anspruch nimmt? Der Entwurf befaßt 
sich mit der Frage und will die Entscheidung jetzt 
dem Plenum des Gerichts überlassen. Herr Minister, 
ich halte das nicht für gut. In der kollegialen 
Atmosphäre des Gerichts ist es natürlich für den 
einzelnen Richter sehr schwer, zu sagen, der Bun-
desverfassungsrichter Dichgans dürfe in Zukunft 
unter keinen Umständen mehr Vorlesungen halten. 
Das belastet das Gericht mit inneren Spannungen. 
Wir sollten den Mut haben, diese Frage hier für uns 
selbst zu entscheiden — nach dem amerikanisch-
italienischen Vorbild —, mit dem Ergebnis, daß die 
Richtertätigkeit beim Verfassungsgericht wirklich 
ein fulltime-job ist. 

Nichtigkeit nur für die Zukunft! Auch damit wer-
den wir uns eingehend beschäftigen müssen. Das ist 
in der Tat ein Problem. Aber, Herr Minister, Ihrer 
Deutung der Statistik kann ich nicht ganz zustim-
men. Der Prozentsatz, den Sie mir gestern dankens-
werterweise schon mitgeteilt hatten — daß 42 % der 
angefochtenen Normen ganz oder teilweise für nich-
tig erklärt worden sind —, hat mich doch wieder 
sehr erschreckt. Ich kann es mir nicht vorstellen, daß 
die Parlamente, die betroffen sind, bei der Qualität 
der Rechtsausschüsse, bei der Qualität des Bundes-
justizministeriums, Herr Minister, das ja ständig an 
diesen Dingen mitarbeitet, eine- so schlechte Arbeit 
leisten, daß im Interesse des Staates, im Interesse 
der Verfassung 40 % der Normen aufgehoben wer-
den müssen. Herr Minister, mir graust vor der Vor-
stellung, daß die Möglichkeit, die Rückwirkung aus-
zuschließen, diesen Prozentsatz in Kürze auf 60 bis 
70 % bringen könnte. Herr Minister, wir müssen 
uns darüber klar sein, es gibt zahllose Fälle, in 
denen uns nur die Rückwirkungsklausel vor der 
Aufhebung geschützt hat. Ich denke z. B. an die Um-
satzsteuer. Wir hätten das frühere Umsatzsteuer

-

system als Opfer der Verfassungsbeschwerde ge-
sehen, wenn nicht die Zahl der Milliarden, die in 
Frage stand, die Richter geschreckt hätte. Ich er-
kenne an, daß hier ein Problem liegt. Vielleicht 
können wir auch dies am besten dadurch regeln, 
daß wir es mit der Frage des Einheitsgerichts ver-
knüpfen. 

Zur Frage der Rückwirkung noch ein einziges 
Spezialproblem: Das Berlin-Problem, das Sie ja ken-
nen, die Frage der Wirkung der Gesetze in Berlin, 
die ja nicht ohne weiteres ex jure eintritt. Dieses 
Spezialproblem werden wir im Ausschuß eingehend 
beraten müssen. 

Ein Wort zur Amtsperiode! Zwölf Jahre ohne 
Wiederwahl scheint mir im Prinzip richtig. Sie ha-
ben mit Recht die Frage angeschnitten, was nun aus 
dem Richter wird, der mit, sagen wir, 50 Jahren 
Bundesverfassungsrichter wird. Wir sind ja durch-
aus interessiert, auch jüngere Herren ins Bundes-
verfassungsgericht zu holen. Sie müßten dann mit 
62 Jahren erneut in eine angemessene richterliche 
Tätigkeit eingefügt werden. Aber ich könnte mir 
denken, daß es auch für dieses Problem Lösungen 
gibt. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch ein 
weiteres technisches Problem anschließen, nämlich 
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das der Richterwahl überhaupt. Ich weiß, das ist ein 
ungemein heikles Problem. Aber ich frage mich, ob 
unsere Richterwahl heute noch optimal  ist. Ich habe 
den Eindruck, daß ein nicht unibeträchtlicher Teil der 
Kollegen, die 'die Wahl vornehmen, die Kandidaten, 
die sie zu wählen haben, gar nicht aus 'eigener An-
schauung kennen, sondern rein auf Unterrichtung 
vom Hörensagen angewiesen sind. Wie problema-
tisch eine solche Information ist,  Idas  wissen Sie. 
Ich will jetzt bei der vorgeschrittenen Zeit hier keine 
speziellen Vorschläge machen. Ich würde nur vor-
schlagen, daß der Rechtsausschuß auch diese Frage 
mutig in seine Beratungen einbezieht. 

Meine Damen und Herren, damit bin ich am 
Schluß. Das Bundesverfassungsgericht genießt, wie 
wir alle wissen, international höchstes Ansehen. Wir 
freuen uns darüber, daß es immer wieder von Dele-
gationen aus der ganzen Welt besucht wird, interes-
santerweise sogar auch von Delegationen aus dem 
Ostblock. Die jugoslawische Verfassungsgerichtsbar-
keit, so weit sie auch von der unsrigen de facto 
unterschieden ist, nimmt doch deutlich Anregungen 
unserer Praxis auf. 

Wir alle sind daran interessiert, nicht nur das 
Prestige, sondern auch die Wirksamkeit des Bun-
desverfassungsgerichts zu steigern. Wenn wir das 
wollen, schließt jenes Ansehen die  Fragestellung, ob 
Organisation und Verfahren des Bundesverfas-
sungsgerichts heute, im Jahre 1970, noch als optimal 
angesehen werden können, nicht aus. Ich bin im 
Gegenteil der Meinung: diese Frage schwächt die 
Stellung des Bundesverfassungsgerichts nicht, son-
dern sie stärkt sie. 

('Beifall auf allen 'Seiten.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen sagen, daß 
der Herr Kollege Dichgans die angemeldete Rede-
zeit um 17 Minuten unterschritten hat. Ich danke 
ihm. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Arndt. Hier 
liegt eine entsprechende Redezeitanmeldung vor. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr 'verehrten Damen und Herren! Namens 
der sozialdemokratischen Fraktion .darf ich den Ge-
setzentwurf, der heute hier zur ersten Lesung an-
steht, sehr begrüßen. Wir Sozialdemokraten freuen 
uns, daß die neue Bundesregierung als einen der 
ersten Gesetzentwürfe, die das Haus auf dem nor-
malen verfassungsmäßigen Wege erreicht haben, 
dieser Gesetzentwurf zur Novellierung des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht ist. In dieser 
Tatsache drückt sich — und das begrüßen wir außer-
ordentlich, darüber freuen wir uns — der Respekt 
dieser Bundesregierung vor dem Parlament aus. Es 
war ja eines der besonderen Anliegen des 5. Deut-
schen Bundestages, 'der gegen Ende seiner Legisla-
turperiode das ibereits einmal eingebrachte Vierte 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Bun-
desverfassungsgericht nicht mehr zu  Ende beraten 
konnte, daßdieses Gesetz soschnell wie möglich 
unter 'Berücksichtigung der Beratung im 5. Bundes-

tag hier erneut vorgelegt werde. Wir begrüßen dar-
über hinaus, daß die Beratung im 5. Bundestag so 
deutlich ihren Niederschlag in dem Gesetzentwurf 
gefunden hat. Auch dies ist ein sehr schönes Zei-
chen des Respekts der Regierung vor diesem Parla-
ment. 

Auch den Inhalt dieses Gesetzentwurfs kann ich 
auf weite Strecken hin begrüßen. Einige kritische 
Anmerkungen sind dennoch sicherlich zu machen; 
Sie werden sie gleich von mir hören. Ich möchte 
jedoch das vorausstellen, was wir an diesem Gesetz 
gut und was wir besonders gut finden. 

An die Spitze dessen, was hier zu nennen ist, 
gehört die Regelung über die Einführung des Son-
dervotums, des dissenting vote, und zwar des Son-
dervotums nicht nur bezogen auf das andere, das 
abweichende Ergebnis, sondern auch bezogen auf 
die abweichende Begründung eines mit dem von 
der Mehrheit des Gerichts getroffenen Entscheidung 
übereinstimmenden Ergebnisses. Der 47. Deutsche 
Juristentag hat dieses Sondervotum einmal ein 
Stück großer Justizreform mit kleinen Mitteln ge-
nannt. Ich finde es daher etwas zu bescheiden, wenn 
die Begründung der Bundesregierung für diesen 
Gesetzentwurf sagt, daß im wesentlichen nur klei-
nere Änderungen an dem Gesetz über das Bundes-
verfassungsgericht vorgenommen würden und daß 
die Grundprinzipien erhalten blieben. 

Mit der Schaffung der Möglichkeit des Sonder-
votums betreten wir in fast revolutionärer Weise 
für die deutsche Gerichtsbarkeit neuen Boden; neuen 
Boden, der zugleich aber fruchtbarer Boden ist. Ich 
habe schon vor einem Jahr hier darauf hingewiesen, 
daß wir Sozialdemokraten das Sondervotum hier 
zugleich als einen ersten Durchbruch dieser Insti-
tution im deutschen Gerichtswesen ansehen. Wir 
halten die Verfassungsgerichtsbarkeit zwar für be-
sonders geeignet, diesen Durchbruch vorzunehmen, 
aber wir sollten doch ernsthaft prüfen, inwieweit 
auch anderen Kollegialgerichten die Möglichkeit 
von Sondervoten eingeräumt werden sollte. 

(Abg. Vogel: Fangen wir mal hier an!) 

— Sicherlich, nur das steht hier  heute zur Debatte. 
Dennoch möchte ich hier nicht unerwähnt lassen, 
daß wir uns generell sehr ernsthaft mit der Mög-
lichkeit von Sondervoten auseinandersetzen müs-
sen. Wir sehen in diesem Gesetz einen guten An-
fang. Wir möchten aber sagen, daß dies für uns 
eben nur ein Anfang ist. 

Die Vorzüge dieses Sondervotums liegen insbe-
sondere darin, daß die Voraussehbarkeit der Ent-
wicklung der Rechtsprechung erhöht wird. Sonder-
voten zeigen neue Entwicklungstendenzen in der 
Rechtsprechung an. Sie zeigen den verstärkten Ein-
fluß der wissenschaftlichen Diskussion auf das Ge-
richt an. In dieser verstärkten Erkennbarkeit und 
Voraussehbarkeit der Rechtsprechung liegt zugleich 
ein starkes Element der Rechtssicherheit und damit 
ein Element der Stärkung des Rechtsstaates schlecht-
hin. 

Darüber hinaus dient das Sondervotum aber auch 
der Läuterung des Rechtsempfindens in unserem 
Lande. Es zeigt den Menschen nämlich, daß das 
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Recht relativ ist. Es zeigt die Zeitgebundenheit des 
Rechts. Es zeigt zugleich, daß das Recht nicht wie 
ein Meteor vom Himmel fällt, sondern daß um das 
Recht und seine Erkenntnis gerungen werden muß. 
Das Recht geht aus einer Art geistigen Ringkampfes 
hervor. Ich habe vor einem Jahr — ich möchte das 
heute wiederholen, weil es so plastisch ist — das 
Beispiel vom athenischen Gericht genannt, bei dem 
die Richter, einer nach dem anderen, Stein für Stein 
ihr Votum abgaben und bei dem sich dann aus die-
sem Mosaik des Ringens um das Recht schließlich 
die Sentenz, das Urteil, herausbildete. 

(Abg. Vogel: Nur haben die keine Bücher 
geschrieben!) 

— Herr Kollege Vogel, darin kann ich Sie nicht 
unterstützen. Sie wissen, daß nicht nur Solon, son-
dern auch andere große Juristen jener Zeit, deren 
Schriften wir ja heute noch kennen, ihre Ideen nie-
dergelegt haben. 

(Abg. Vogel: Ich meine, beim Steinchen

-

Hinlegen haben Sie keine Bücher geschrie

-

ben!) 

— Nein, dabei haben sie sicher keine Bücher ge-
schrieben. 

Wir sehen also, daß dieser Vorgang, wie im Ge-
richt um das Recht gerungen wird, plastischer und 
deutlicher wird. Damit wird zugleich dem Volk, den 
Rechtsunterworfenen, deutlicher gezeigt, daß Urteile 
nicht einfach willkürlich gefällt werden, sondern daß 
die Männer, die dazu berufen sind,  die  Richter des 
höchsten Gerichts, in einer harten geistigen Ausein-
andersetzung zu 'einem Ergebnis kommen, das sie 
dann im Namen des Volkes als Urteil verkünden. 

Das Sondervotum führt weiterhin auch innerhalb 
des Gerichtes zu einer Steigerung des Verantwor-
tungsgefühls des Richters. Die freie, mitschaffende 
Richterpersönlichkeit wird nicht mehr von Staats 
wegen an das Beratungsgeheimnis gebunden und 
gezwungen, sich hinter dem Votum der Mehrheit 
zu verstecken. Sie kann vielmehr ihren eigenen Bei-
trag in diesem Ringen um das Recht deutlich machen 
und sich somit als Richterpersönlichkeit freier ent-
falten. 

Mit Grausen denke ich an die Erfahrung zurück, 
die ich einmal in dieser Stadt machen mußte, als ich 
miterlebte, wie der Richter eines Schöffengerichts 
von seinen beiden Schöffen überstimmt worden war 
mit dem Ergebnis, daß 'das Urteil rechtlich sicherlich 
nicht haltbar war, und wie dieser arme Mann nun 
gegen seine ganze Rechtsüberzeugung bei der 
öffentlichen Urteilsverkündung das Gegenteil nicht 
nur dessen verkünden mußte, nur was seine Über-
zeugung war, sondern sogar dessen, was  nach seiner 
Meinung überhaupt rechtlich zulässig war. 

(Abg. Vogel: Der weiß sich zu helfen!) 

— Sicherlich wußte er sich zu helfen. Aber bedenken 
Sie doch, Herr Kollege Vogel, (an welche Grenzen 
der Loyalität der Richter dann gerät. Natürlich gibt 
es die Methode, (das Urteil dann so zu formulieren, 
daß man sicher ist, daß die nächste Instanz es auf-
hebt. Aber damit führen Sie doch eine Verkrüm-
mung des richterlichen Rückgrats herbei. Die Be- 

freiung der Richterpersönlichkeit gerade von diesem 
Zwang ist einer der großen Vorteile des Sonder-
votums. 

Daß (das Sondervotum für die Rechtsfortbildung 
von großer Bedeutung ist, liegt auf der Hand; das 
braucht hier nicht näher begründet zu werden. Man 
denke insbesondere daran, daß geschichtsmächtig 
gewordene Entwicklungen im internationalen Rechts-
wesen aus Sondervoten einzelner Richter entstanden 
sind. Ich will hier nur ein einzelnes Beispiel, das 
jedermann einleuchtet, nennen, nämlich die Recht-
sprechung des amerikanischen Supreme Court zum 
Rassenproblem : Zunächst gab  es  nur einen Rich-
ter, der sein Votum gegen das Wort „gleich, aber 
getrennt" im Verhältnis der beiden Rassen erhob; 
die Entwicklung schritt fort, und in den Jahren 
unserer Generation gelangt der Supreme Court 
schließlich zur völligen Aufhebung der Rassentren-
nung. Am Anfang dieser Entwicklung  stand  also ein 
Sondervotum, und ihr Ergebnis ist von einer unge-
heuren Geschichtsmächtigkeit, wie jedermann er-
kennen kann, der das innere Ringen um diese Frage 
in der größten Macht der Welt in 'diesem Jahrhun-
dert beobachtet. 

Zu den  weiteren Dingen,  die  wir Sozialdemokra-
ten  in 'diesem Gesetz begrüßen, gehört die Regelung 
der Wahl ,der Richter, der Dauer des Richteramtes. 
Wir begrüßen es, daß die Bundesregierung sich dazu 
entschlossen hat, zwölf Jahre Amtszeit ohne Wie-
derwahl vorzusehen. Sicherlich könnte auch eine 
Wahl auf Lebenszeit, wie wir sie an den übrigen 
Gerichten unseres Landes haben, eine große Sicher-
heit für 'die Unabhängigkeit des Richters bieten. 
Aber das Bundesverfassungsgericht hat eben doch 
eine Sonderstellung, indem es zugleich höchstes Ge-
richt und eines der fünf obersten Verfassungsorgane 
ist. Hier sollte — da kann ich nur unterstreichen, 
was  der  Herr Bundesjustizminister vorhin hier ge-
sagt hat —, das Prinzip der demokratischen Legiti-
mation auf Zeit seinen Tribut fordern. 

Ein besonderer Vorteil dieser Regelung der  Dauer 
des Richteramtes ist es, daß endlich mit der Unter-
schiedlichkeit des Status der Richter dieses Gerichts 
aufgeräumt wird. Es ist ein Segen für das Gericht, 
daß wir in Zukunft nur noch Richter eines Status 
haben werden, indem alle Richter für die gleiche 
Zeit an dieses Gericht gewählt werden. 

Ich persönlich habe nicht die Sorge, daß jemand, 
der in jungen Jahren an das Gericht gewählt wird, 
bei seinem Ausscheiden nach zwölf Jahren, wenn er 
noch rüstig und arbeitsfähig ist, in diesem Lande 
nicht eine Stellung in der Wissenschaft, in der 
Politik oder auch in anderen Bereichen finden 
könnte und würde, die seiner Stellung als Richter an 
dem höchsten deutschen Gericht entspräche. Des-
wegen meine ich, der Gesetzgeber braucht hierauf 
nicht Rücksicht zu nehmen. 

Andererseits sollte man (die Möglichkeit, neue 
Richter in dieses höchste Verfassungsorgan auf dem 
Gebiete der Rechtsprechung hineinzubringen, nicht 
dadurch blockieren, daß man Richter auf zu lange 
Zeit dorthin wählt. Nach einem Zeitraum von mehr 
als einem Jahrzehnt sollten jeweils durch die Wahl 
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neuer Richter wieder neue Ideen, neue Impulse in 
das Gericht einfließen. Auch deswegen ist eine Amts-
dauer von zwölf Jahren eine sinnvolle Regelung. 

Schließlich komme ich zu dem großen Problem, das 
sich aus der Frage ergibt — das Gesetz, das die 
Bundesregierung vorgelegt hat, geht es mutig an —, 
ob die Urteile des Bundesverfassungsgerichts, durch 
die Normen, durch die Gesetze für verfassungs-
widrig und damit für nichtig erklärt werden sollen, 
vom Zeitpunkt der Verkündung der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts oder von einem 
Zeitpunkt an für nichtig erklärt werden sollen, der 
vom Gericht näher zu bestimmen ist. Der Herr 
Bundesjustizminister hat in seiner Rede vorhin 
einen etwas harten Ausdruck gebraucht. Er hat ge-
sagt, daß nur ein dogmatisch stark Fixierter erheb-
liche Bedenken dagegen haben könnte. Das ist ein 
hartes Wort. Aber wir sollten auch nicht unterschät-
zen, daß unsere Verfassung von einer Reihe sehr 
scharf formulierter und sehr strenger Grundsätze 
beherrscht ist. Das ist gut so, und es ist bedeutsam 
für ihren Bestand. 

Einer dieser Grundsätze besteht darin, daß wir 
im Grundgesetz nur limitierte Kompetenzen ken-
nen, daß wir, wie es die amerikanische Staatslehre 
ausdrückt, eine Verfassung der limited powers ha-
ben, daß also, fußend auf dem Prinzip der Volks-
souveränität in Art, 20, jedes Verfassungsorgan nur 
so viel Kompetenzen besitzt, wie das Volk ihm durch 
die Verfassung ausdrücklich übertragen hat. Ein 
verfasungswidriges Gesetz bedeutet doch weiter 
nichts, als daß ein oder mehrere Verfassungsorgane, 
nämlich diejenigen, die an der Gesetzgebung betei-
ligt sind — es ist ja nicht nur ein Verfassungsorgan, 
sondern es sind der Bundestag, der Bundesrat, die 
Bundesregierung und der Bundespräsident —, in-
soweit, als die betreffende Norm verfassungswidrig 
ist, ultra vires, out of power, außerhalb der ihnen 
eingeräumten limitierten Kompetenzen gehandelt 
haben. Wenn das aber so ist, kann nach dem Grund-
prinzip unserer Verfassung hier doch ein guter 
Glaube des Bürgers oder ein Anspruch des Staates 
auf Befolgung dieser Norm nicht gefordert werden. 
Rechtlich hat also das Gesetz, das das Verfassungs-
gericht für nichtig erkannt hat, nie bestanden. 

Dennoch, meine Damen und Herren, schon im 
Römischen Recht war jener Satz, daß summum ius 
summa iniuria ist 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Sein kann!) 

— ist, würde ich sagen, Herr Kollege Lenz —, ein 
sehr ernst zu nehmender Satz, nämlich die Erkennt-
nis, daß das Recht qualitativ auch in Unrecht um-
schlagen kann, wenn es zu stark strapaziert wird. 
Deswegen ist es sicherlich ein sehr erwägenswerter 
Gedanke, die Verfassungsordnung vor einem sol-
chen Schaden im Sinne des Wortes summa iniuria 
zu schützen. 

Hier war heute schon von jener Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts über die Umsatzsteuer 
die Rede. Niemand in diesem Land zweifelt daran, 
daß das Bundesverfassungsgericht, hätte es nicht 
bedacht, daß die Rückzahlung von Milliarden, die 
durch den Fiskus bei einer Erklärung des Gesetzes  

für verfassungswidrig hätte erfolgen müssen, zu 
einer Art Staatsbankrott hätte führen können, das 
Umsatzsteuergesetz — ich glaube, unter den Ju-
risten in diesem Lande besteht daran kein Zweifel 
— als mit dem Grundgesetz nicht vereinbar aufge-
hoben hätte. Aber das .Verfassungsgericht war offen-
sichtlich der Meinung, daß Unrecht geschähe, wenn 
es so entschiede. 

Wir sollten daher unter uns ernsthaft über die 
Frage diskutieren, wie wir unter Aufrechterhaltung 
des Verfassungsprinzips der limitierten Kompeten-
zen dennoch zu einer praktischen Regelung kommen 
können, durch das ein Unrecht vermieden wird, das 
durch seine zu strikte Anwendung eintreten könnte. 

Ich für meinen Teil — wir müssen das im Rechts-
ausschuß und sonst in diesem Hause eingehend 
diskutieren — könnte mir vorstellen, daß dieser 
Forderung etwa eine Formulierung Genüge tun 
könnte, die darauf hinausläuft, daß die Nichtigkeit 
des betreffenden Gesetzes für einen Zeitraum, den 
das Gericht festlegt, nicht geltend gemacht werden 
kann. Dann hätten wir ganz klar den Verfassungs-
grundsatz erfüllt, daß das Gesetz von Anfang an 
nichtig ist; dieser Verfassungsgrundsatz, daß jenes 
Gesetz rechtlich nie existiert hat, wäre dann also 
durch das Urteil nicht tangiert. Zugleich aber wäre 
erreicht, daß sich wegen der praktischen Wirkungen 
für eine bestimmte Dauer, die das Gericht bestim-
men darf — eine Entscheidung, die aber auch nicht 
etwa in das freie Ermessen des Gerichts gestellt 
werden kann, sondern unter ähnlichen Kautelen 
gestellt werden muß, wie es schon der Entwurf 
der Bundesregierung für seine Lösung vorsieht —, 
eben niemand auf die Nichtigkeit soll berufen kön-
nen. 

Wir haben ja vergleichbare Rechtsformen auch 
heute schon im Bundesverfassungsgerichtsgesetz, 
und wir haben sie auch in anderen Teilen unserer 
Rechtsordnung. Ich meine, daß wir hierbei am Ende 
unserer Debatte im Rechtsausschuß in dem Gesetz-
gebungsverfahren zu einem Kompromiß werden 
kommen können, der sowohl die praktischen Aus-
wirkungen als auch die verfassungstheoretischen 
Grundlagen genügend berücksichtigt. 

Als letztes dessen schließlich, was ich hier na-
mens meiner Fraktion ausdrücklich begrüßen 
möchte, ist nun die Regelung zu nennen, die die 
Schaffung einer Geschäftsordnung für das Bundes-
verfassungsgericht vorsieht, einer Geschäftsord-
nung, hinsichtlich derer ich von dieser Stelle aus 
dem Gericht noch raten möchte, daß es sie benutzt 
als ein Instrument dazu, stärker die Öffentlichkeit 
dieses Landes im Sinne der Demokratie einzuschal-
ten in das Rechtsgespräch vor dem Gericht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD.) 

Denn eines scheint mir in der Vergangenheit von 
dem Gericht etwas zuwenig getan worden zu sein: 
Es hat zu selten öffentlich verhandelt. Es hat damit 
zu selten der gesamten Öffentlichkeit dieses Landes 
die Möglichkeit gegeben, an diesem Prozeß der 
Rechtsfindung teilzunehmen. 

(Abg. Vogel: Das gilt ja dann auch für 
das Parlament, wie ich denke!) 
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— Nun, das Parlament hat mindestens die poten-
tielle Öffentlichkeit, wenn sie auch selbt von 
den — — 

(Abg. Vogel: Ich meine für die Beteili

-

gung des Parlaments am Rechtsgespräch 
beim Bundesverfassungsgericht!) 

— Ich sehe durchaus, auf welchen Fall Sie anspie-
len, Herr Kollege Vogel; aber ich möchte es mir 
versagen, an  dieser Stelle auf dieses Problem ein-
zugehen, da Sie meine Meinung dazu sehr gut 
kennen. 

(Abg. Vogel: Das erwarte ich auch nicht!) 

Meine Damen und Herren! Ich kann dieses Po-
dium jedoch nicht verlassen, ohne noch wenige 
Worte zu dem zu sagen, was der Herr Kollege 
Dichgans vor mir an dieser Stelle ausgeführt hat. 
Ich kann mich zwar weitgehend darauf beziehen, 
was ich vor fast genau 13 Monaten, am 12. Februar 
1969, zur Gesamtproblematik des Bundesverfas-
sungsgerichts im Verfassungsgefüge der Bundes-
republik gesagt habe, aber einiges muß dennoch 
hier heute ergänzt werden. 

Ich meine, Herr Kollege Dichgans hat zwar sicher-
lich seine Gedanken, die uns, die wir uns mit der 
Materie befassen, auch nicht in allen Dingen ganz 
neu waren, über die Dinge hier in einer sehr be-
hutsamen Weise vorgetragen. Dennoch bin ich der 
Meinung, daß man dem Gericht keinen Gefallen 
tut, wenn man — doch zumindest incidenter — so 
erhebliche Bedenken gegen seine bisherige Tätig-
keit in dieser Weise vorträgt; denn immerhin — das 
muß einmal von dieser Stelle aus ausgesprochen 

I werden — hat sich das Bundesverfassungsgericht in 
bewundernswerter Weise in den relativ wenigen Jah-
ren seines Bestehens einen Namen gemacht, einen 
Namen nicht nur in der deutschen Rechtswelt, son

-

dern tatsächlich auch international. Der Supreme 
Court der Vereinigten Staaten von Amerika hatte 
dazu über 200 Jahre Zeit. Das Bundesverfassungs-
gericht besteht etwa ein Zehntel, nein, noch nicht 
einmal ganz ein Zehntel dieser Zeit, und da ist es 
nur um so höher anzurechnen, daß sich dieses Ge-
richt dennoch bereits diesen Platz in der internatio-
nalen Rangordnung der Spruchkörper hat erwerben 
können. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Das hat der 
Kollege Dichgans aber ausdrücklich gesagt!) 

— Ja, er hat zum Schluß einige Bemerkungen in 
dieser Richtung gemacht. Ich habe deswegen auf die 
Behutsamkeit hingewiesen. Aber, Herr Kollege 
Lenz, Sie sollten doch erkennen, daß in der Sache, 
in dem, was der Herr Kollege Dichgans hier vor-
getragen hat, doch sehr viel von sehr vornehm vor-
getragener Kritik nicht nur an der Gesetzgebung, 
die dem Gericht vorgegeben ist und auf der es 
steht, sondern auch an der Rechtsprechung des Ge-
richts selber geübt worden ist. Da meine ich, daß in 
wesentlichen Teilen dem Gericht, um nicht zu sagen: 
Unrecht getan worden ist, so doch zumindest kein 
Gefallen getan worden ist. Ich will das ganz 
kurz — — 

(Abg. Dichgans: Meinen Sie, daß nur das 
Gericht das Parlament kritisieren darf, aber 

das Parlament niemals das Gericht?) 

— Ich würde nicht sagen, daß das Gericht das Par

-

lament kritisiert, sondern ich würde sagen, daß das 
Gericht eben Recht findet und auch das Parlament, 
das nach Art. 1 Abs. 3 unseres Grundgesetzes auch 
— und das ist etwas Neues in der deutschen Rechts-
geschichte Recht und Gesetz unterworfen ist, auf 
seine limited powers hinweist. Das ist keine Kritik 
in diesem Sinne. 

(Abg. Moersch: Was ist die Aufhebung von 
Parlamentsbeschlüssen anderes als Kritik 
am Parlament? Was soll denn sonst Kritik 

sein?) 

— Nein, ich glaube, Herr Kollege Moersch, wir 
müssen hier unterscheiden — und das ist auch der 
Kern dessen, was Herr Kollege Dichgans gesagt 
hat —, ob das Verfassungsgericht sagt — und nur 
das tut es —: das Parlament ist über die ihm von der 
Verfassung gesetzten Grenzen hinausgegangen, oder 
ob es inhaltlich an der Entscheidung des Parlaments 
dort, wo sie sich im politischen Bereich, in dem vom 
Recht gegebenen Rahmen abspielt, seinerseits Kri-
tik anmeldet. Das ist der grundsätzliche Unterschied 
zwischen einem Gericht und dem Parlament. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Arndt, würden Sie zunächst nach dem 
Zwischenruf eine Zwischenfrage des Kollegen 
Moersch und dann eine des Kollegen Dichgans ge-
statten? 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Dr. Arndt, halten 
Sie es denn nicht für völlig berechtigt, daß — wenn 
auch in der Form, wie Herr Kollege Dr. Dichgans 
das hier getan hat — bei uns einmal die Frage erör-
tert wird, was ein Gericht soll und was ein Parla-
ment soll? Und glauben Sie nicht, daß das im Grunde 
eine Frage unseres Verfassungsverständnisses sein 
kann und keineswegs als eine unziemliche Kritik, 
sondern als eine notwendige Diskussion betrachtet 
werden muß? 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Da kann ich Ihnen 
voll zustimmen, zumal ich ohnedies Kritik generell 
als ein Lebenselement der Demokratie ansehe; denn 
ohne Kritik keine Diskussion. Sicher deswegen 
haben Sie eben auch formuliert: unsinnige Kritik. 
Aber im übrigen stimme ich Ihnen — — 

(Widerspruch des Abg. Moersch.) 

— Sie haben eben mit Recht in Ihrer Frage die 
Kritik von der unsinnigen Kritik geschieden. Sie 
haben wörtlich so formuliert; Sie werden das später 
im Protokoll nachlesen. — Ich stimme Ihnen voll 
zu. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Würden Sie nun eine Zwischenfrage des Kollegen 
Dichgans zulassen? 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Bitte, gern. 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Kollege Arndt, sind 
wir uns dann darüber einig, daß das Parlament 
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wenigstens das Recht hat, auch das Gericht auf seine 
limited powers hinzuweisen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der 
FDP.) 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Hinzuweisen sicher. 
Dieses Parlament ist ein solches, das nicht nur von 
seinem Namen her dafür geschaffen ist, sich in 
freier Rede mit den Problemen auseinanderzusetzen, 
und Kritik ist ein Teil des Rechtsgesprächs. Selbst-
verständlich muß auch der Bundestag sagen können: 
Wir bedauern diese Entscheidung des Verfassungs-
gerichts, wir teilen vielleicht nicht einmal seine 
Meinung. Aber maßgebend im Staatsleben ist dann 
das, was das Gericht gesagt hat; es hat das letzte 
Wort. 

(Abg Dr. Lenz [Bergstraße] : Darüber be

-

steht hier kein Zweifel!) 

— Gut, dann freue ich mich über diese allgemeine 
Einigkeit. 

Zurück zu dem, was ich hier sagen wollte. 

Erstes Problem: Aufspaltung der Senate. Zunächst 
einmal ist zu sagen, daß die beiden Vergleiche, 
nämlich Bundestag und seine Ausschüsse sowie Bun-
despräsident und sein Stellvertreter, schiefe Ver-
gleiche sind. Denn wenn irgendein Ausschuß dieses 
Hauses einen Beschluß faßt, dann ist das nur der 
Beschluß dieses Ausschusses. Beim Bundesverfas-
sungsgericht ist es aber so — und darüber gibt es 
eine große Diskussion, die Sie in der Literatur nach-
lesen können, auch in der Literatur, die Sie vorhin 
genannt haben, nämlich den drei Bänden „Kampf 
um den Wehrbeitrag" ; ich habe sie dort auf meinem 
Platz zur Vorbereitung dieser Debatte liegen —: 
beide Senate sind im Sinne des Grundgesetzes das 
Bundesverfassungsgericht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das bestreite 
ich!) 

— Nun gut, das ist Ihr gutes Recht. — Das ist hier 
der entscheidende Unterschied. Wir können sicher-
lich nicht diese sehr intensive und mit sehr klugen 
Argumenten geführte Diskussion — vorwiegend 
aus dem 1. Deutschen Bundestag wiederholen. 
Ich möchte aber darauf hinweisen, daß mich das 
Nachlesen dieser Argumente — teilweise habe ich 
damals auch dort oben auf der Tribüne passiv an 
den Debatten teilgenommen —, der Gründe, die 
damals dafür sprachen, zu sagen: Jeder Senat ist 
das Bundesverfassungsgericht, überzeugt hat.  — 
Herr  Kollege Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Dr. Arndt, er-
innern Sie sich daran, daß es in einem Falle jeden-
falls zwei Bundesverfassungsgerichte gegeben hat, 
weil es zwei Senate gab, nämlich in den beiden 
Urteilen zur Baden-Frage? 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Sicherlich hat es so 
etwas gegeben; aber das Gesetz sieht dafür jetzt 
vor — wir haben ja in der Gesetzgebung daraus 
gelernt —, daß hier notfalls das Plenum des Bundes-
verfassungsgerichts anzurufen ist. Generell kann  

man aber doch sagen — da wird mir niemand 
widersprechen können —, daß die Einheitlichkeit 
der Rechtsprechung beider Senate doch in einer 
auffallenden Weise stark ist, viel stärker als bei 
allen anderen Gerichten, bei denen dieses Problem 
auch noch auftauchen könnte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Arndt, erlauben Sie  eine weitere 
Zwischenfrage? 

Moersch (FDP) : Es wäre dann aber noch die An-
merkung, Herr Dr. Arndt, daß das,  was  man an 
Argumenten im 1. Bundestag für die Teilung des 
Bundesverfassungsgerichts in zwei Senate vorge-
bracht hat, doch einen Hintergrund persönlicher Art 
hat, der nicht zur Debatte stand. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Fragezeichen, Herr Kollege, war aus diesen 
Ausführungen auch bei angestrengtem Zuhören nicht 
zu hören. 

Moersch (FDP) : Ich wollte fragen, ob er sich dar-
an erinnert, daß es außer den geschriebenen Argu-
menten noch sehr persönliche Argumente gibt, die 
mit  den  Namen  Dr.  Arndt Senior und Dr.  h. c. Kie-
singer verbunden sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Jetzt war  es  (deutlich. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Ich wollte mir keine 
Kritik an dem Herrn Präsidenten erlauben, aber ich 
wollte zugeben, daß ich das Fragezeichen gehört 
habe. 

Sie spielen sicherlich auf das böse Wort vom 
„roten und schwarzen Senat" an; aber nicht nur die 
Tatsache, daß die Debatte hierüber versfummt ist, 

(Zuruf ides Abg.Moersch) 

sondern auch die tatsächliche Beobachtung der Recht-
sprechung ,der beiden Senate zeigt tdoch, daß dies 
Gott sei Dank Vergangenheit ist. Ichfinde das sehr 
gut, und das mindert das Problem sehr .erheblich. 
Es kommt hinzu, daß wir einfach faktisch gegen-
wärtig keine Möglichkeit haben, anders als mit zwei 
Senaten zu judizieren, schlicht deswegen, weil wir 
wegen der Arbeitslast des Gerichts mindestens 16 
Richter brauchen. Ein einziger Spruchkörper von 
16 Richtern ist aber nicht arbeitsfähig. Ein solches 
Gericht kann nicht arbeiten ,infolgedessen müssen 
wir es in zwei ,Senate aufgliedern. Der Herr Bundes-
justizminister hat vorhin ja darauf hingewiesen, daß 
niemand in diesem Saal und wohl auch sonst nie-
mand die Funktionstüchtigkeit des  Bundesverfas-
sungsgerichts beeinträchtigten möchte. Und wenn 
man  das  nicht will, dann gibt es rein faktisch gegen-
wärtig keine andere Möglichkeit als die, die das 
Gesetz zur Zeit vorsieht. Ob wir in irgendeiner 
späteren Zeit einmal dazu kommen können, wenn 
sich die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung 
durch Jahrzehnte noch stärker verfestigt hat, mit 
einem Senat auszukommen, das vermag heute noch 
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niemand zu übersehen. Gegenwärtig könnte jeden-
falls die Funktion, die das Grundgesetz dem Bundes-
verfassungsgericht zugewiesen hat, nicht ausgeübt 
werden, wenn wir nicht diese Gestaltung hätten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Lenz, 'wollen Sie Ihre Zwischenfrage 
noch stellen und beantwortet haben? — Der Redner 
ist bereit, sie zuzulassen. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU) : Meine Frage ist die, 
Herr Kollege Dr.  Arndt: Könnten Sie nicht bei aller 
Würdigung der  faktischen und sonstigen Schwierig-
keiten, die dem Übergang zum „Ein-Senat-System" 
entgegenstehen, dem Kollegen Dichgans darin zu-
stimmen, daß der frühestmögliche Übergang zu die-
sem System im Interesse des Gerichts und der 
Rechtsfortentwicklung in Deutschland liegen würde? 

Dr. Arndt  (Hamburg)  (SPD) : Wenn Sie die Frage 
so  'abstrakt stellen, könnte ich Ihnen beinahe zu-
stimmen; aber es ist eben zu abstrakt, um richtig 
zusein. Es ist gegenwärtig schlechterdings, ohne 
einen Abbau der Kompetenzen oder ohne das Bun-
desverfassungsgericht funktionsunfähig 'zu machen, 
nicht möglich, ein anderes System einzuführen. Ich 
meine, wir haben in  diesem Bereich dringendere 
und wichtigere Probleme als gerade diese Frage. 

Schließlich hat sich der Kollege Dichgans mit der 
Frage auseinandergesetzt, ob sich das Bundesver-
fassungsgericht — sei es aus politischen Gründen, 
sei es  aus Gründen seiner Arbeitsbelastung — bei 
der Annahme von Verfahren nicht des Systems des 
Supreme Court bedienen sollte. Ich glaube, nach der 

 Gestaltung unseres Grundgesetzes, das sich insoweit 
von  der  amerikanischen Verfassung ganz erheblich 
unterscheidet, wäre eine solche Regelung bei allen 
jenen Streitigkeiten auf keinen Fall möglich, die in 
Art. 93 des Grundgesetzes niedergelegt sind — ich 
möchte sie einmal untechnisch als die  Staatsstreitig-
keiten bezeichnen —, also vom Organstreit über  die 

 Normenkontrolle bis  'zu all dem, was 'sonst noch in 
Art. 93 des 'Grundgesetzes in  zahlreichen Nummern 
aufgeführt ist. Bei 'der 'Anlage unseres Grundgeset-
zes könnte man  ein solches System wohl nicht ein-
führen. Dann würde aber die  Einführung des Insti-
tuts der Annahme des  Verfahrens durch idas Bundes-
verfassungsgericht nichts anderes bedeuten als eine 
Beeinträchtigung des Rechts der Bürger. Das träfe 
gerade den kleinen Mann, 

(Zuruf des Abg. Dr. Lenz [Bergstraße]) 

— Herr Kollege Lenz,  ich werde das jetzt gleich be-
gründen — dem in der deutschen Verfassungs-
geschichte erstmalig (die Möglichkeit gegeben ist, 
seine Grundrechte vor dem höchsten Gericht geltend 
zu machen. Das  wollen wir ,Sozialdemokraten nicht, 
selbst wenn man es könnte. Deswegen könnten wir 
uns mit .der Einführung eines solchen Instituts nicht 
einverstanden erklären. 

Im übrigen, Herr Kollege Dichgans, gibt es so 
etwas Ähnliches bereits heute bei dem Vorprüfungs-
ausschuß, der — leider Gottes — immer noch Be-
gründungen für seine Entscheidungen gibt. Dies ist  

der klassische Fall, in der die Begründung völlig 
fehl am Platze ist.  

(Zustimmung bei der  CDU/CSU.) 

Es ist eben nicht so, daß das Gericht, wie durch die 
Begründung glauben gemacht wird, die Verfas-
sungsbeschwerde geprüft hat, sondern es nimmt sie . 

 gar nicht zur Entscheidung an. Deswegen sollte man 
auch nicht mit  der  Begründung den Anschein er-
wecken, ,als ob sich 'das Gericht in der Sache mit ihr 
befaßt hätte. Wir haben doch bereits in der gelten-
den Rechtsordnung ein Institut, das sehr verwandt 
ist mit dem, was !Sie zur Einführung empfohlen 
haben. 'Darüber hinaus wollen wir Sozialdemokraten 
auf keinen Fall gehen. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] : Ich sehe nicht 
die grundsätzlichen Unterschiede, die Sie 
hier  aufgezeigt haben! Ich habe den Ein

-

druck, daß das Fragen der Praktikabilität 
sind!) 

— Herr Kollege Lenz, ich empfehle, daß wir die 
Frage, die ja sehr weit in Einzelheiten geht, der 
Beratung im Rechtsausschuß vorbehalten. 

(Abg. Vogel: Hoffentlich können wir das 
dann noch in  aller Offenheit diskutieren, 

Herr Kollege Arndt!) 

— Das glaube ich schon. Die Tradition des Rechts-
ausschusses spricht dafür, und ich wäre der letzte, 
der sie in diesem Punkte durchbrechen 'wollte. 

Der letzte Punkt, in dem ich mich mit Herrn Kol-
legen Dichgans auseinandersetzen möchte, ist jenes 
Gebiet, das er überschrieben hat: Tatsachen und 
Prognosen. Er hat die Lehrer, die Tuberkulose und 
die Homosexuellen als Beispiele angeführt. 

Die vornehmste und wichtigste Aufgabe eines 
jeden Gerichtes ist die Ermittlung der Wahrheit. 
Ohne tatsächliche Voraussetzungen kann aber kein 
Gericht 'die  Wahrheit ermitteln. Darüber hinaus 
haben wir auch große Bedenken dagegen, das Bun-
desverfassungsgericht etwa in eine Art Revisions-
gericht zu verwandeln, das die „Revisionen" des 
Instanzgerichts Deutscher Bundestag entgegen-
zunehmen hätte und das an die Tatbestandswirkung 
der tatsächlichen Feststellungen des Deutschen Bun-
destages gebunden wäre. Nach der Konstruktion, 
dem Wesen und Verfahren ist kein Staatsorgan so 
geeignet, die Wahrheit zu ermitteln — soweit das 
überhaupt im 'Bereich der menschlichen Möglichkei-
ten liegt —, wie ein Gericht. Es wäre sträflich, woll-
ten wir Idas Bundesverfassungsgericht darauf fixie-
ren, hier sehenden Auges Unwahrheit — Fiktion — 
für Wahrheit zu nehmen und darauf seine verfas-
sungsgerichtlichen Erkenntnisse zu stützen. Darauf 
liefe es aber hinaus, wenn jene Tatbestandswirkung, 
von der Sie, Herr Kollege Dichgans, gesprochen 
haben, im Gesetz fixiert würde. 

Ich will Ihnen ein ganz konkretes Beispiel nen-
nen. Der Deutsche Bundestag hat — der Lebens-
wirklichkeit zuwider, wenn man so will: der Wahr-
heit zuwider — in einem Gesetz festgelegt, daß die 
Aufnahme von Stellenanzeigen in Zeitungen 
Arbeitsvermittlung im Sinne des Arbeitsvermitt-
lungsgesetzes sei. Das ist also objektiv eine Un- 
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wahrheit; das  ist nicht so. Der Gesetzgeber hat hier 
dazu gegriffen, eine Fiktion zu schaffen. Warum hat 
er das getan? Er hat es getan im Sinne eines 
Zwecks, den der Bundestag erreichen wollte; er 
wollte nämlich das Arbeitsvermittlungsmonopol, 
ein sicherlich bedeutsames Rechtsgut, dagegen 
schützen, daß es — und jetzt kommt das Problema-
tische — mit Hilfe der Inanspruchnahme eines 
Grundrechts unterlaufen würde. 

Mit Recht mußte das Bundesverfassungsgericht 
natürlich die Tatfrage prüfen, ob die Aufgabe von 
Stellenanzeigen Arbeitsvermittlung ist. Die Wür-
digung der Rechtsfrage, die sich daran anschloß, 
hatte das Ergebnis, daß die gesetzgebenden Organe, 
weil 'es sich hier um die Ausübung eines Grund-
rechts handelt, in das Grundrecht der Meinungsfrei-
heit, der Pressefreiheit eingegriffen haben und daß 
deswegen jene Vorschrift, die auf der tatsächlichen 
Fiktion beruhte, verfassungswidrig sei. Das kann 
man doch dem Gericht nicht abstreiten. Es muß sei-
nem Urteil die Wahrheit zugrunde legen. 

Im gleichen Zusammenhang haben Sie das 
Bayerische Apothekengesetz erwähnt. Auch da, so 
meine ich, kann man sich den Folgerungen, die Sie 
hier aus dem tatsächlichen Vortrag gezogen haben, 
nicht anschließen. Es ist ja nicht so, daß jene Pro-
gnose, die das Bundesverfassungsgericht über die 
Abwesenheit der Gefährdung der öffentlichen Ge-
sundheit getroffen hat, nun für alle Zeiten gültig 
wäre. Das hat das Gericht in seinem Urteil ja selbst 
zum Ausdruck gebracht. Selbstverständlich ergibt 
sich, daß dann, wenn das, was das Gericht im 
Augenblick als tatsächlich festgestellt hat, nicht 
mehr mit  den  Tatsachen im Lande übereinstimmt, 
Rechtens ein Gesetz ergehen kann, welches nunmehr 
etwa Apothekenkonzessionen einführt. Das schließt 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu diesem 
Themenbereich keineswegs aus; das steht, wie ich 
sagen möchte, sogar zwischen den Zeilen dieses 
Urteils. Aber selbst wenn es nicht so wäre, könnte 
der Gesetzgeber selbstverständlich, wenn eben diese 
tatsächlichen Voraussetzungen im Zeitpunkt der 
Verkündung des Urteils nicht mehr gegeben sind, 
auf Grund der neuen Tatsachen neue gesetzgebe-
rische Entschiedungen treffen. 

Ich will mich hierauf beschränken, meine Damen 
und Herren. Der Rechtsausschuß des Deutschen Bun-
destages wird sich mit diesem Gesetz noch sehr 
intensiv zu befassen haben. Er wird in langen Dis-
kussionen zu sehen haben, wie wir nicht nur die 
Verfassung dieses höchsten deutschen Gerichts und 
des uns gleichberechtigten Verfassungsorgans Bun-
desverfassungsgericht richtig gestalten, sondern 
auch das von der Verfassung nicht schon vorge-
gebene, vielmehr noch auszugestaltende Verhältnis 
zwischen dem Parlament unid dem Bundesverfas-
sungsgericht im einzelnen regeln. 

Ich möchte 'dieses Podium nicht verlassen, ohne 
zugleich den Appell nicht nur an die Mitglieder 
dieses Hauses, sondern darüber hinaus an die 
deutsche Rechtswissenschaft zu richten, uns im Par-
lament bei dieser .schwierigen Arbeit zu helfen, und 
zwar durch Diskussion dieser Fragen, damit wir  

im Verlaufe dieser Legislaturperiode ein Gesetz 
verabschieden, das die freiheitliche Funktion wirk-
lich sichert, die das Verfassungsgericht für das 
deutsche Rechtsleben und damit für die Zukunft 
unseres Volkes überhaupt hat. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Frau Dr. Diemer -Nicolaus. 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Prä-
sident! Sehr verehrte Kollegen und Kolleginnen! Ich 
habe schon wiederholt erlebt, daß wie auch heute 
wichtige Gesetze unseres Rechtslebens, beinahe un-
ter Ausschluß der Öffentlichkeit und unserer eige-
nen Kollegen und Kolleginnen behandelt wurden. 
Aber die Ausführungen sowohl des Herrn Bundes-
justizministers als auch meiner beiden Vorredner 
haben doch mit aller Deutlichkeit gezeigt, daß es 
sich bei dieser Vorlage heute um ein für unseren 
demokratischen Rechtsstaat außerordentlich wich-
tiges Gesetz handelt. 

Ich habe schon früher wiederholt darauf hinge-
wiesen, welche Achtung das Bundesverfassungs-
gericht verdient. Ich möchte am Anfang meiner Aus-
führungen noch einmal mit aller Deutlichkeit her-
vorheben, Herr Kollege Dichgans, daß das Bundes-
verfassungsgericht nach meiner Auffassung seine 
Aufgaben in doppelter Hinsicht ausgezeichnet er-
füllt hat. Einmal ist es dies, daß durch das Institut 
der Verfassungsbeschwerde jeder Bürger das Recht 
hat, durch dieses Gericht entscheiden zu lassen, ob 
seine Grundrechte entsprechend gewahrt werden. 
Die Fülle der Entscheidungen, die in dieser Hinsicht 
ergangen sind — und dies, obwohl zunächst einmal 
der ganze Instanzenweg der anderen Gerichtsbar-
keit durchlaufen werden muß —, zeigt doch, wie 
außerordentlich wichtig diese Funktion ist und wie 
sie den Bürger und seine Grundrechte schützt. 

Als zweiten Gesichtspunkt möchte ich anführen, 
daß die — ich will mich einmal so ausdrücken — 
Kontrolifunktion des Bundesverfassungsgerichts ge-
genüber dem Parlament eine äußerst heilsame ist. 
In Ihren Ausführungen kam durch die Abgrenzung 
der Funktionen und Rechte des Parlaments auf der 
einen Seite und der Funktionen und Rechte des Bun-
desverfassungsgerichts auf der anderen Seite zum 
Ausdruck — so schien es mir wenigstens —, als 
möchten Sie nach Möglichkeit eine Verschiebung 
herbeiführen, so daß diese Kontrollfunktion des 
Bundesverfassungsgerichts nicht mehr in dem Um-
fang bestünde, wie es zur Zeit der Fall ist. 

Meine parlamentarische Erfahrung hat mich aber 
folgendes gelehrt: Herr Kollege Dichgans, ich kann 
mich an Fälle hier in diesem Hohen Hause erinnern, 
bei denen der Rechtsausschuß des Bundestages bei 
der Verabschiedung von Gesetzen erhebliche Be-
denken in bezug auf die Verfassungsmäßigkeit die-
ser Gesetze hatte.  Die  Fachausschüsse glaubten, sich 
aus politischen Gründen über diese Bedenken des 
Rechtsausschusses hinwegsetzen zu können und fan-
den dann auch die Mehrheit im Hohen Hause. Ich 
habe es wiederholt erlebt, daß der Rechtsausschuß 
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durch die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts noch nachträglich Recht bekommen hat. 

(Abg. Vogel: Das kommt davon, wenn man 
zwischen Politik und Recht unterscheidet!) 

Ich glaube, es ist ein gefährlicher Weg, den Sie 
mit Ihren an sich sehr gedankenreichen Ausführun-
gen andeuteten. Sie sagten nämlich, man solle sich 
überlegen, ob das Bundesverfassungsgericht nicht 
an Tatsachen und Prognosen der Parlamente gebun-
den werden sollte. Ich habe außerordentliche Beden-
ken, diesen Gedankengängen zu folgen; aber Sie 
haben es ja nur als Frage aufgeworfen. Ich be-
trachte es als sehr verdienstvoll, daß Sie im Zusam-
menhang mit diesem Gesetz auch einmal diese 
grundsätzlichen Fragen mit angeschnitten haben. 
Ich bin überzeugt davon, daß sie im Rechtsausschuß 
entsprechend beraten werden. 

Dabei taucht natürlich auch immer wieder die 
Frage auf, ob es einen Senat oder zwei Senate 
geben solle. Der Herr Bundesjustizminister und auch 
Herr Kollege Arndt haben meines Erachtens mit 
Recht  darauf hingewiesen, daß man nur dann von 
diesen Zwillingssenaten zu einem Senat kommen 
könne, wenn man die Möglichkeiten, das Bundes-
verfassungsgericht anzurufen, einschränkte. Ich sehe 
im Augenblick nichts, was ich der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vorenthalten und ihm an 
Zuständigkeiten, die es zur Zeit hat, wegnehmen 
möchte. 
Ich bin vielmehr der Meinung, daß gegenüber der 

ursprünglichen Konzeption dadurch, daß ein beson

-

deres Annahmeverfahren stattfinden muß, ein sehr 
starkes Sieb eingebaut wurde. In dieser Hinsicht 
ist mir — das darf ich ehrlich sagen — nicht immer 
ganz wohl zumute. Herr Bundesjustizminister, bei 
dieser Gesetzesvorlage habe ich etwas Bedenken, 
daß nicht mehr von „offensichtlich begründet" ge-
sprochen werden soll, sondern eine Formulierung 
gewählt werden soll, die die Verweigerung der An-
nahme praktisch erleichtern soll. Der Ausschuß 
sollte sich sehr überlegen, ob das richtig ist. Ich bin 
der Meinung, daß wir zur Zeit, wie Herr Kollege 
Arndt ausgeführt hat, bei den zwei Senaten bleiben 
sollten. 

Noch eines: Herr Kollege Dichgans, als Sie vor-
hin Ihre Ausführungen über die zwei Senate ge-
macht haben, fiel schon einmal der Ausspruch 
„schwarzer und roter Senat". Aber Sie wissen doch 
ganz genau, wie diejenigen, die glaubten, die Dinge 
mit viel Akribie steuern zu können — worauf Sie 
hingewiesen haben —, mit ihrer Vermutung elend 
hereingefallen sind. Das hängt damit zusammen, daß 
die Richter in dieser Funktion ihre Unabhängigkeit 
haben, ihrem Eid, den sie geleistet haben, entspre-
chend handeln und sich eben nicht in „schwarz und 
rot" oder heute gegebenenfalls in andere Funktio-
nen einteilen lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dichgans: Aber daß man es überhaupt ver

-

sucht, ist das Bedenkliche!) 

Die Wirklichkeit spricht doch für die Qualifikation 
und das Ethos, das sie ihrer Aufgabe zugrunde 
legen. 

Ich begrüße es außerordentlich, daß diese Vorlage 1 
den verschiedenen Status der Richter beendet. Ob 
es Richter sind, die von Bundesgerichtshöfen kom-
men, oder andere gewählte Richter, sie haben eine 
Aufgabe zu erfüllen; in ihren Aufgaben haben sie 
keine Zweiteilung, und daher ist es richtig, daß man 
auch den Status gleichgestaltet. Ich halte es gerade 
beim Bundesverfassungsgericht für richtig, daß man 
eine Dauer von zwölf Jahren genommen hat, aber 
die Wiederwahl jetzt beseitigt. 

Die notwendigen Zusammenhänge mit dem Son-
dervotum wurden schon aufgezeigt. Bezüglich dieses 
Sondervotums erinnere ich mich, daß beim Juristen-
tag die Diskussion hierüber — und da ging es nicht 
nur um das Sondervotum beim Verfassungsgericht, 
sondern auch bei der ordentlichen Gerichtsbarkeit, 
bei der Gerichtsbarkeit überhaupt — die Veran-
staltung war, die am allerstärksten besucht war und 
wo am allerlebendigsten und in einer sehr ein-
drucksvollen Weise diskutiert wurde. 

Ich persönlich begrüße es, daß dieses Sonder-
votum für das Bundesverfassungsgericht jetzt zuge-
lassen wird. Ich darf sagen, für mich — sowohl als 
Politikerin als auch in meinem privaten Beruf als 
Rechtsanwältin — ist es schon jetzt außerordentlich 
aufschlußreich, bei den Entscheidungen des einen 
Senates feststellen zu können, wie und mit welcher 
Mehrheit die Entscheidung gefallen ist. Es ist gut, 
daß man diese verschiedenen Auffassungen, die 
selbstverständlich da sind und in einer pluralisti-
schen Gesellschaft auch da sein müssen, nebenein-
anderstellt. Das prägnanteste Beispiel war seinerzeit 
das „Spiegel"-Urteil, das  zeigt, wie außerordentlich 
schwierig es oft ist, Entscheidungen zu fällen, und 
welche Gründe für die eine und für die andere 
Auffassung sprechen. 

Für mich als Parlamentarierin ist es bei der An-
fechtung von Gesetzen von großem Interesse, in 
welchem Umfang das Bundesverfassungsgericht doch 
unsere verfassungsrechtliche Prüfung hier im Hause 
teilt bzw. wo Bedenken vorhanden sind. 

Dagegen ist für mich noch eine sehr große Proble-
matik mit der Frage verbunden, Herr Bundesjustiz-
minister, inwieweit ein Gesetz — ich will mich ein-
mal sehr vereinfacht ausdrücken —, obwohl es ver-
fassungswidrig ist, nach unserem Grundgesetz also 
nicht rechtens ist, für bestimmte Zeiten doch rechtens 
sein soll. Das ist natürlich sehr vereinfacht und auch 
sehr hart ausgedrückt. Aber das ist doch ,die Proble-
matik, ,die darin steckt. 

Sie hatten gesagt, man müsse schon sehr dog-
matisch eingestellt sein, um zu dem Grundsatz zu 
stehen, der bisher immer gegolten hatte, daß, wenn 
ein Gesetz verfassungswidrig sei, es einfach nie 
rechtens gewesen sein könne. Sie wisen, daß wir 
Freien Demokraten in der letzten Legislaturperiode 
bei der damaligen Gesetzesvorlage sehr erhebliche 
Einwendungen gegen die beabsichtigte Änderung er-
hoben hatten. Ich gebe Ihnen ohne weiteres zu, daß 
in der jetzigen Gesetzesvorlage versucht wird, einen 
vermittelnden Weg einzuschlagen. Aber die Grund-
problematik bleibt bestehen. Ich bin der Meinung, 
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daß man diese Grundproblematik bei den Beratun-
gen im Rechtsausschuß nicht verwischen darf. 

Ich habe natürlich gehört — und ich weiß es auch 
schon aus früheren Beratungen im Rechtsausschuß 
—, daß das Bundesverfassungsgericht einer derarti-
gen Lösung durchaus sympathisch gegenübersteht, 
vor allem im Hinblick auf die Wirkungen — das ist 
durchaus richtig —, die ein Gesetz, auch wenn es 
verfassungswidrig ist, zunächst einmal ausübt, 
wenn es — vielleicht jahrelang — zunächst in Kraft 
ist. Es würde dem Gericht manche Entscheidungen 
vielleicht erleichtern. Aber das muß man gegenüber 
den verfassungsrechtlichen Grundsätzen sehr ab-
wägen. Es gilt nicht nur zu prüfen, ob es verfas-
sungsrechtlich überhaupt möglich ist. Ich habe mit 
Interesse den Formulierungsvorschlag gehört, der 
vom Kollegen Arndt gebracht worden ist, der 
glaubte, im Hinblick auf praktische Notwendigkei-
ten die Problematik weiter entschärfen zu können. 
Es muß aber im Rechtsausschuß auch sehr eingehend 
überprüft werden, wie weit es auch verfassungspoli-
tisch richtig ist. 

In der Vorlage ist darauf abgestellt, es könne sich 
dabei nur um Ausnahmen handeln aus schwerwie-
genden Gründen des Gemeinwohls. Sicherlich, das 
ist eine Einschränkung. Der Grundsatz, daß ein ver-
fassungswidriges Gesetz von Anfang an nicht Rech-
tens sein könne, bleibt erhalten. Aber es geht doch 
nicht nur um schwerwiegende Gründe des Gemein-
wohls. Es geht natürlich auch um den Bürger und 
seine Rechte. Aber das kommt leider in der Be-
gründung bisher nicht zum Ausdruck. 

Man muß sich auch einmal die Folgen überlegen. 
In der Begründung wird darauf hingewiesen, es han-
dele sich hauptsächlich um Fragen, die mit dem 
öffentlichen Abgabesystem zusammenhängen, aber 
es wurde gesagt: „nicht nur". Gerade bei diesen 
wichtigsten Fällen ist es natürlich auch für unser 
Wirtschaftsleben von außerordentlicher Bedeutung, 
zu wissen, ob mit einer Nichtigkeit von Anfang an 
zu rechnen ist oder erst von einem bestimmten 
Zeitpunkt an und von welchem dann. 

Damit ist ein Problem angeschnitten, auf das in 
einem anderen Zusammenhang Herr Kollege Dich-
gans hingewiesen hat, nämlich das Problem der 
Rechtsgewißheit. Die Rechtsgewißheit ist ein ganz 
wesentliches Erfordernis gerade auch im wirtschaft-
lichen Leben. Deswegen muß die jetzt beabsichtigte 
Änderung auch eingehend nicht nur unter verfas-
sungspolitischen, rechtsstaatlichen und rechtspoliti-
schen Gesichtspunkten, sondern auch hinsichtlich der 
wirtschaftlichen Auswirkungen geprüft werden. 

Es wird sich zeigen, daß die Beratungen im 
Rechtsausschuß wahrscheinlich gar nicht so schnell 
vorangehen, wie wir es gern hätten, nachdem nun 
diese Fülle der Probleme angeschnitten ist. Auf alle 
Fälle begrüßen wir es, daß die Vorlage des  Geset-
zes so rechtzeitig erfolgt ist. Ich habe eben gesagt, 
daß die Beratungen im Rechtsausschuß Zeit in An-
spruch nehmen werden. Auf der anderen Seite 
möchte ich doch darauf hinweisen, daß die Bera-
tungen aber nicht zu lange dauern dürfen, weil im 
nächsten Jahr verschiedene Bundesverfassungsrich-

ter ausscheiden und vor der Neuwahl die recht-
lichen Grundlagen geschaffen werden müssen, da-
mit die neuberufenen Richter den Status bekommen, 
den wir wünschen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren! Ich darf Ihnen sagen, 
daß Frau Kollegin Dr. Diemer-Nicolaus Ihre ange-
sagte Redezeit um 15 Minuten unterschritten hat. 
Herzlichen Dank! 

Herr Kollege Moersch, Sie haben sich noch zu 
Wort gemeldet. 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Gestatten Sie mir als einem Nichtjuri-
sten noch eine Bemerkung. Aber zuvor möchte ich 
sagen, daß mir vorhin angesichts der Besetzung des 
Hauses während der Rede von Dr. Dichgans ein-
gefallen ist, daß Herr Dr. Dichgans einmal den 
Wunsch geäußert hat, vor einem gänzlich leeren 
Saal zu sprechen. Dieser Wunsch ist ihm heute 
beinahe erfüllt worden, 

(Heiterkeit) 

was ich natürlich bedaure. 

Herr Kollege Dichgans, Sie haben Ihre Rede 
verkürzt, wie ich hörte, weil die Situation es nicht 
möglich machte, noch einmal den Hintergrund des-
sen aufzuzeigen, was Sie eigentlich an dem Ver-
hältnis von Verfassungsgericht und Parlament kri-
tisieren, wenn ich Sie richtig verstanden habe. Ich 
möchte mir nur die Bemerkung erlauben: Das wäre 
ein großes Thema, das man der Öffentlichkeit in 
einer anderen Form vorstellen müßte. Nach Kennt-
nis der Verfassungsgeschichte, soweit ich sie besitze, 
habe ich den Eindruck gewonnen, daß in den letzten 
20 Jahren gerade die Mehrheit des Hauses und nicht 
zuletzt Ihre Parteifreunde, Herr Dr. Dichgans, aber 
auch sehr viele Sozialdemokraten, Herr Dr. Arndt, 
im Grunde genommen ein bißchen Angst vor poli-
tischen Entscheidungen hatten und das Verfassungs-
gericht deswegen in den Stand setzten, solche Ent-
scheidungen leichter aufheben zu können, als das in 
anderen Ländern der Fall ist; das heißt, daß sich bei 
uns die richterliche Unabhängigkeit im Widerspiegel 
zur Regierungsgewalt entwickelt hat, daß man das 
Parlament als eine der Gewalten dabei in der Ge-
schichte sehr oft nicht gekannt — oder später auch 
übersehen — hat, daß man — was ich persönlich 
immer bedauert habe — wenig Vertrauen in die 
Möglichkeit setzte, bei den nächsten Wahlen andere 
Mehrheiten zu schaffen, um Parlamentsentscheidun-
gen aufzuheben; daß man im Grunde dieser Mög-
lichkeit, Mehrheiten zu verändern, nicht getraut und 
deswegen dem Verfassungsgericht ein sehr hohes 
Maß an Wirksamkeit gegeben hat, jedenfalls ein 
höheres, als es in irgendwelchen vergleichbaren 
Ländern gewesen ist. 

(Abg. Dr. Arndt [Hamburg] : Dieses Motiv 
war nicht das der Sozialdemokraten!) 

— Herr Dr. Arndt, ich will die Motivforschung hier 
nicht vertiefen. Aber wer in diesem Hause in den 
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ersten Jahren Beobachter war und auch darüber zu 
schreiben hatte, der gewann sehr wohl den Eindruck, 
daß es — vielleicht gar nicht bewußt — so gewesen 
ist, daß jedenfalls das Vertrauen in den parlamenta-
risch-demokratischen Mechanismus, wenn ich ein-
mal so sagen darf, das Vertrauen in die Verände-
rung durch Wahlen, gerade nach der zweiten Wahl 
in diesem Staate, nämlich nach 1953, nicht größer, 
sondern kleiner geworden war, daß eine Art Fatalis-
mus bei den Minderheiten Platz gegriffen hatte und 
daß man deshalb das Verfassungsgericht geradezu 
stärken wollte, was bei der damaligen Interessen-
lage richtig war. 

Ich wollte diese Bemerkung lediglich deshalb an-
schließen, damit wir uns heute und künftig vielleicht 
freier bewegen, weil wir ja die Erfahrung, daß Ver-
änderungen möglich sind, soeben gemacht haben. 
Wenn das zu der Konsequenz führt, die Kollege 
Dichgans mit Argumenten, die ich nicht im ein-
zelnen untersuchen will und auch gar nicht prüfen 
kann, andeutete, zu der Konsequenz also, daß wir 
mehr Vertrauen in Korrekturen durch Wahlen ha-
ben, statt unser Vertrauen in die Demokratie allein 
auf die Möglichkeit der Korrektur durch richterliche 
Entscheidung zu setzen, wäre das sicherlich eine 
Stärkung der parlamentarischen Demokratie, und ich 
wünsche, daß das ganze Haus und sehr viele Bürger 
in diesem Lande dieser Einsicht folgen. Denn es ist 
doch eine Tatsache, daß wir diese Konstruktion da-
mals im Parlamentarischen Rat nicht deswegen ge-
schaffen haben, weil es vom Parlament aus so ge-
wünscht worden wäre, sondern weil sie dem tiefen 
Mißtrauen unseres Volkes — auf Grund geschicht-
licher Erfahrungen — in politische Mechanismen ent-
sprach und man glaubte, die richterliche Gewalt sei 
gewissermaßen die einzige, die Vertrauen verdiene. 

(Abg. Dr. Arndt [Hamburg] : Nein, nein! — 
Abg. Hirsch: In der Form stimmt das nicht!) 

— Herr Kollege Hirsch, es kann sein, daß Sie an-
derer Meinung sind. Ich habe es jedenfalls so emp-
funden als jemand, der keine andere Erfahrung 
hatte als eben die in diesem Lande. Ich hatte da-
mals auch das Empfinden, daß man damit dem 
Gericht zu viel zugemutet hat. 

Ich will Sie alle nur ermutigen, zu sagen: Nun 
gut, die Frage der Grundrechtprüfung bei Einzel-
personen ist eine sehr gute Sache; aber müßte man 
nicht wirklich im Parlament die Kämpfe schärfer 
austragen mit dem Ziel, Wahlen in erster Linie un-
ter den Gesichtspunkt einer Veränderung im Par-
lament zu stellen und nicht mehr unter das Ziel zu 
stellen — und das ist das, was ich der CDU für die 
fünfziger Jahre vorzuwerfen habe —, im Grunde 
einen Regierungschef zu wählen, statt eine andere 
Mehrheit im Parlament zu schaffen, um ganz be-
stimmte Gesetze zu ändern, die uns nicht passen. 

Das war doch gerade in den fünfziger Jahren der 
Fall gewesen. Das Verfassungsgericht sollte ge-
wissermaßen korrigieren, was in einer Wahl durch 
Argumente zunächst nicht zu erzielen gewesen 
war. Insofern sollte man durchaus einmal eine 
generelle Überprüfung der Gewichte in unserer 
Verfassung ins Auge fassen, wie gesagt, nach der 
Erfahrung, die die einen positiv und die anderen 
negativ am 28. September 1969 gemacht haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, damit stehen wir am 
Ende der ersten Beratung des Entwurfs eines Vier-
ten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht. Nach dem Beschluß des 
Ältestenrates soll der Gesetzentwurf dem Rechts-
ausschuß — federführend — überwiesen werden. 
Ich schlage vor, daß wir auch den Finanzausschuß 
mitberatend beteiligen. 

(Abg. Rösing: Sehr wichtig!) 

Darüber hinaus schlage ich vor, daß wir dem Haus-
haltsausschuß und dem Ausschuß für innerdeutsche 
Beziehungen die Möglichkeit geben, sich zu der 
Vorlage gutachtlich zu äußern. Diese Möglichkeit 
hat zwar ohnehin jeder Ausschuß; wir sollten es 
hier aber ausdrücklich erwähnen. 

Es erhebt sich kein Widerspruch. — Es ist so 
beschlossen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist 
die heutige Tagesordnung ergänzt worden um die 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft über die von der 
Bundesregierung beschlossenen Verordnun-
gen zur Änderung des Deutschen Teil-Zoll-
tarifs 

— Drucksachen VI/ 461, VI/ 476, VI/ 475, VI/ 512 —. 

Der Schriftliche Bericht des Herrn Abgeordneten 
Kater liegt vor. Ich nehme an, daß der Herr Be-
richterstatter keine mündliche Ergänzung seines 
Berichtes wünscht. 

Der Antrag des Ausschusses lautet: Der Deutsche 
Bundestag wolle beschließen, den Verordnungen, 
die hier aufgeführt sind, zuzustimmen. Wer stimmt 
dem zu? — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Ich stelle einmütige Beschlußfassung fest. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, damit 
sind wir am Ende der heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 18. März 1970, 9 Uhr, 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.53 Uhr.) 
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Schwabe* 14.3. 
Dr. Schwörer* 14.3. 
Seefeld* 14.3. 
Spilker 21.3. 
Springorum* 14.3. 
Dr. Starke (Franken) * 14.3. 
Stein (Honrath) 13.3. 
Unertl 13.3. 
Werner* 14.3. 
Freiherr von  Weizsäcker  13.3. 
Wurbs 
Dr. Zimmermann 13.3. 

Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Storck vom 12. März 1970 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Wohl-
rabe (Drucksache VI/ 480 Fragen A 6 und 7) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Zahlung 
der „Hilfe zum Wohnen" an Sozialhilfeempfänger nicht unab-
weisbar aus zwei Quellen fließen muß, sondern daß mit dem 
Entscheid des Bundesverfassungsgerichtes vom 14. November 1969 
jede Regelung vereinbar ist, die die Sozialhilfeempfänger bei 
der Gewährung eines Mietzuschusses aus öffentlichen Mitteln 
nicht schlechter stellt als die Wohngeldempfänger? 

Wenn die Bundesregierung das von ihr in Zusammenarbeit mit 
den Ländern beabsichtigte Pauschalverfahren, mit dem für die 
zurückliegenden noch nicht erledigten Wohngeldanträge ein 
Kostenausgleich gefunden werden soll, für vereinbar mit der 
derzeitigen Rechtslage hält, warum kann dieses Verfahren dann 
nicht auch auf Neuanträge entsprechend Anwendung finden? 

Auf Grund des geltenden Rechts ist es zu ver-
meiden, daß nach dem Beschluß des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 14. November 1969 die soge-
nannte „Hilfe zum Wohnen" für die Empfänger von 
Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge aus zwei Quel-
len fließt, statt wie bisher aus einer, und zwar auf 
Grund des Wohngeldgesetzes aus den Kassen der 
jeweiligen Länder und ,des Bundes und - soweit 
die Hilfen nach diesem Gesetz nicht ausreichen -, 
auf Grund der Bestimmungen des Bundessozialhilfe-
gesetzes aus der Kasse des jeweiligen Sozialhilfe-
trägers. Im Rahmen des in Vorbereitung befindlichen 
II. Wohngeldgesetzes werden jedoch Überlegungen 
angestellt, ob und ggf. wie durch eine gesetzliche 
Änderung erreicht werden kann, daß die Hilfe zum 
Wohnen für den vorgenannten Personenkreis nur 
von einer Stelle gewährt wird. 

Ob und ggf. in welcher Form ein pauschales 
Verfahren für die Abgeltung der vor dem. 1. No-
vember 1969 gestellten Wohngeldanträge der Emp-
fänger von Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge 
möglich ist, ist noch nicht endgültig entschieden. 
Sollte ein pauschales Verfahren für die Behandlung 
der zurückliegenden Wohngeldansprüche für prak-
tikabel und zulässig gehalten werden, wird sich die 
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Prüfung natürlich auch darauf erstrecken, ob  das-
selbe Verfahren für die zukünftige Behandlung der 
Anträge gleichfalls in Betracht kommt. 

Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
13. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des Abge-
ordneten Dr. Schwörer (Drucksache W480 Fragen 
A 20 und 21): 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch sich etwa die Schä-
den belaufen, die in den vergangenen Jahren Privatleuten und 
der Wirtschaft durch Katastrophen wie Hochwasser, Erdbeben 
und auftretende Epidemien entstanden sind, ohne daß die Mög-
lichkeit eines Ausgleichs durch Versicherungen bestand? 

Ist die Bundesregierung bereit, für solche Fälle einen Unter-
stützungsfonds zu schaffen, durch den Geschädigte schnell Hilfe 
erhalten und gefährdete Existenzen gesichert werden können? 

Es ist davon auszugehen, .daß in den vergangenen 
Jahren in erheblichem Umfang der Wirtschaft und 
Privatleuten durch Hochwasserkatastrophen Schä-
den verursacht sind, die als Risiken nicht versiche-
rungsfähig waren. Für Erdbeben und für Epidemien 
habe ich keine Anhaltspunkte über Schadensfolgen. 

Nähere Angaben kann ich nicht machen, weil die 
von Ihnen genannten Schäden auf Bundesebene 
nicht statistisch erfaßt werden und ihre Behebung 
zu den Aufgaben der Länder gehört. In der Kürze 
der zur Vorbereitung der Antwort zur Verfügung 
stehenden Zeit könnten von Iden Ländern Angaben 
hierzu nicht erlangt werden. Es wäre allenfalls mög-
lich, daß ich die Angaben im einzelnen von den Län-
dern erfrage und sie Ihnen dann zusammenfassend 
mitteile. Das würde aber einen großen Verwaltungs-
aufwand verursachen. 

Abschließend darf ich noch darauf hinweisen, daß 
neben den Ländern und Gemeinden auch der Bund 
wiederholt Mittel für den Ausgleich von Katastro-
phenschäden in Härtefällen bereitgestellt hat. 

Die Bildung eines besonderen Unterstützungs-
fonds für Härteleistungen in Katastrophenfällen 
kommt schon wegen des Grundsatzes der Einheit-
lichkeit des Haushaltes (Art. 110 GG, § 8 Haushalts-
grundsätzegesetz, § 11 BHO) nicht in Betracht, weil 
ein Fonds zu einem unzulässigen Nebenhaushalt 
führen würde. Im übrigen handelt es sich nicht um 
eine gemeinschaftliche Aufgabe von Bund und Län-
dern. Vielmehr kommt eine Zuständigkeit des Bun-
des nur subsidiär bei besonders großen Katastro-
phen unter dem Gesichtspunkt der gesamtstaatlichen 
Repräsentation in Betracht. Wenn in solchen Fällen 
eine finanzielle Hilfe des Bundes notwendig wer-
den sollte, wird der Bund von Fall zu Fall Mittel 
in seinem Haushaltsplan sogleich bereitstellen und 
auf schnelle Hilfeleistung hinwirken. 

Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
13. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des Ab

-

geordneten Dr. Enders (Drucksache VI/480 Fragen 
A22und23): 

Welche Sofortmaßnahmen wird die Bundesregierung einleiten, 
um den hochwassergeschädigten Privatpersonen, Kommunen und 
Ländern wirksam zu helfen? 

Welche langfristigen Sicherheitsvorkehrungen müssen nach 
den Erfahrungen der jüngsten Hochwasserkatastrophe getroffen 
werden? 

Ich habe schon betont, daß in erster Linie die 
Länder und Gemeinden für die Katastrophenbe-
kämpfung zuständig sind. Der Bund hat sich jedoch 
sofort zur Unterstützung der Länder und Gemeinden 
mit erheblichen Kräften des THW, des BGS und der 
Bundeswehr in die Katastrophenabwehr einge-
schaltet. Mit dem Rückgang des Hochwassers sind 
die Einsätze nicht abgeschlossen. Wie bisher, wer-
den die Kräfte des Bundes auch weiterhin bei Auf-
räumung und Schadensbeseitigung mitwirken, so-
lange diese Unterstützung notwendig ist. Es geht 
hierbei um Räumungsarbeiten, Wiederherstellung 
von Verkehrs- und Versorgungsanlagen, proviso-
rische Schadensbeseitigung sowohl an öffentlichen 
Einrichtungen, wie auch an Häusern und Wohnun-
gen. 

Welche weiteren Maßnahmen des Bundes neben 
den Leistungen der Länder und Gemeinden erforder-
lich sind, läßt sich erst nach Abschluß der Schadens-
ermittlung feststellen. Hierauf habe ich bereits zu 
den Fragen des Herrn Kollegen Picard hingewiesen. 
Die Erfahrungen aus der jüngsten Hochwasser-

katastrophe müssen gemeinsam mit den Ländern 
ausgewertet werden. Die Überlegungen zum vor-
beugenden Hochwasserschutz müssen davon aus-
gehen, daß es sich grundsätzlich um eine Aufgabe 
der Länder handelt. Dem Bund obliegt nach § 8 des 
Bundeswasserstraßengesetzes nur die Erhaltung 
.eines ordnungsgemäßen Zustandes der Bundeswas-
serstraßen für den Wasserabfluß und die Erhaltung 
ihrer Schiffbarkeit. Es wird zu prüfen sein, ob eine 
verstärkte Zusammenarbeit bei Wahrnehmung der 
getrennten Zuständigkeiten von Bund und Ländern 
dem vorbeugenden Hochwasserschutz zugute kom-
men kann. 

Erhebliche Bedeutung ist den Einheiten und Ein-
richtungen des Katastrophenschutzes beizumessen. 
Der Bürger muß darauf vertrauen können, daß ihm 
im Katastrophenfall durch gut organisierte, ausge-
bildete und ausgerüstete Kräfte wirksam geholfen 
wird. Wie bisher, wird die Bundesregierung nach 
ihren rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten 
dazu beitragen. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers des Innern vom 12. März 1970 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Stroh-
mayr (Drucksache VI/ 480 Fragen A 27 und 28) : 

Ist der § 7 des Bundesvertriebenengesetzes so auszulegen, 
daß auch heute noch in der Bundesrepublik Deutschland Ver-
triebene und Sowjetzonenflüchtlinge geboren werden? 

Kann sich die Bundesregierung entschließen, die Bezeichnung 
Sowjetzonenflüchtling für aus der DDR geflohene Personen in 
„DDR-Flüchtling" abzuändern? 
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1 Nach § 7 des Bundesvertriebenengesetzes erwer-
ben Kinder, die nach der Vertreibung oder Flucht 
ihrer Eltern geboren sind, ebenfalls die Eigenschaft 
als Vertriebener oder Sowjetzonenflüchtling. Diese 
Regelung wurde vom Gesetzgeber im Jahre 1953 
vor allem ,aus sozialen Gründen beschlossen. Er 
nahm darauf Bedacht, daß in Westdeutschland seit 
1945 in vertriebenen oder geflüchteten Familien 
Kinder geboren waren oder werden, denen der 
gleiche Status wie ihren Eltern und vor der Vertrei-
bung oder Flucht geborenen älteren Geschwistern 
und die gleiche Betreuungsberechtigung eingeräumt 
werden müßte. Diese rechtliche Regelung war auch 
im Hinblick auf die schwierige wirtschaftliche und 
soziale Lage in der Bundesrepublik notwendig, die 
eine Fortführung der Betreuungs- und Eingliede-
rungsmaßnahmen auf nicht übersehbare Zeit erfor-
derlich erscheinen ließ. 

Ich bin der Meinung, daß neue Überlegungen in 
dieser Frage angestellt werden müssen. 

Eine Änderung der Bezeichnung „Sowjetzonen-
flüchtling" könnte nicht einfach durch einen Ent-
schluß ,der Bundesregierung herbeigeführt werden. 
Die Bezeichnung „Sowjetzonenflüchtling" und sein 
Status :sind vom Gesetzgeber in § 3 des Bundesver-
triebenengesetzes festgelegt worden. Eine Änderung 
könnte nur durch einen legislativen Akt erfolgen. 
Dabei würde sich aber nicht empfehlen, die Bezeich-
nung „DDR-Flüchtling" als Ersatz zu nehmen. Schon 
vor der Errichtung ,der DDR am 7. Oktober 1949 
sind Deutsche aus ,den von sowjetischen Truppen 
besetzten Teilen Deutschlands geflüchtet. Außerdem 
sind Personen, die schon vor den anrückenden So-
wjettruppen aus Mitteldeutschland geflüchtet und 
nicht dorthin zurückgekehrt sind, unter den Voraus-
setzungen des § 4 des Bundesvertriebenengesetzes 
den Sowjetzonenflüchtlingen gleichgestellt. Auf 
beide Personengruppen würde die Bezeichnung 
„DDR-Flüchtling" nicht zutreffen. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
13. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des Abge-
ordneten Becker (Nienberge) (Drucksache VI/480 
Fragen A 29 und 30) : 

Ist die Bundesregierung in der Lage, auf Grund einer Umfrage 
im Juli 1969 Angaben über den Bedarf an Kindergärten und 
Kindertagesstätten für die Kinder von Bundesbediensteten und 
von Mitarbeitern der Bundestagsabgeordneten zu machen? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu ergrei-
fen, um angesichts des mit der Ausweitung des Mitarbeiterstabes 
des Deutschen Bundestages noch gestiegenen Bedarfs eine der-
artige Einrichtung möglichst kurzfristig räumlich und finanziell 
zu unterstützen? 

Der Bundesminister des Innern hat im September 
1969 eine Erhebung unter den weiblichen Bedienste-
ten der im Raume Bonn ansässigen Bundesbehörden 
veranstaltet, welches Interesse an Unterbringungs-
möglichkeiten für Kinder in Kindergärten, Kinder-
horten und ähnlichen Einrichtungen besteht. 606 
Erhebungsbogen sind mir ausgefüllt zugegangen, 440 
Mütter zeigten sich für 622 Kinder interessiert. 150 
dieser Kinder waren 1 und 2 Jahre alt und kommen 

damit für eine Kindergartenunterbringung nicht in 
Betracht, 82 weitere Kinder waren 3 Jahre alt und 
können nur bedingt in Kindergärten untergebracht 
werden. Damit bleiben im vorschulpflichtigen Alter 
bis zur Vollendung des 5. Lebensjahres 116 Kinder 
und 37 weitere Kinder bis zur Vollendung des 6. Le-
bensjahres übrig. 

Von diesen Kindern waren 94 bereits in Kinder-
gärten untergebracht. 

Dabei ist zu beachten, daß die Mütter der Kinder 
vom vorschulpflichtigen Alter an unterschiedlichen 
Stellen im Raume Bonn tätig sind und der Bedarf 
an Kindergartenunterbringung dadurch weiter auf-
geteilt wird. 

Für 232 Kinder im Alter von 7-15 Jahren ein-
schließlich wurde Interesse an der Unterbringung 
im Kinderhort gemeldet. Von diesen sind 55 Kinder 
bereits in anderen Kinderhorten untergebracht. Die-
ser Bedarf ist besonders schwierig zu analysieren, 
weil Betriebskindergärten und Betriebskinderhorte 
selbstverständlich in der Nähe des Arbeitsplatzes 
errichtet werden müssen und bei einem Auseinan-
derfallen von Wohnort und Dienstort der Mutter 
wegen der Schulpflicht der Kinder schwierige Trans-
portprobleme auftreten. 

Mitarbeiter von Bundestagsabgeordneten, die 
nicht im Bundesdienst stehen, sind in die Erhebung 
nicht einbezogen worden. 

Die Ausweitung des Mitarbeiterstabes des Deut-
schen Bundestages über den Stand vom September 
1969 hinaus ist noch nicht berücksichtigt. Ich werde 
mit der Verwaltung des Deutschen Bundestages Ver-
bindung aufnehmen und klären, ob eine Ergänzungs-
erhebung in diesem Bereich erforderlich ist. 

Die Grundsatzfrage, ob die Bundesregierung Be-
hördenkindergärten und Behördenkinderhorte über-
haupt einrichten soll, ist noch nicht entschieden, da 
die statistische Auswertung der Erhebung wegen 
einer Reihe von Schwierigkeiten erst vor kurzem 
abgeschlossen werden konnte. Es wird zur Zeit ge-
prüft, ob nicht in einem besonders gelagerten Fall, 
nämlich beim Bundesverteidigungsministerium we-
gen dessen ungünstiger Lage auf der Hardthöhe ein 
Kindergarten als Versuch eingerichtet werden soll. 
Es ist anzunehmen, daß diese Entscheidung in den 
nächsten Wochen getroffen werden kann. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
13. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des Ab-
geordneten Dr. Wörner (Drucksache VI/480 Fragen 
A 31 und 32) : 

Ist die Bundesregierung bereit, für Luftfahrzeugführer und 
Luftfahrzeugbesatzungsangehörige von sonstigen Flugzeugen eine 
ruhegehaltfähige Stellenzulage ähnlich der bei Strahlflugzeug-
führern zu gewähren? 

Wann ist mit einer entsprechenden Vorlage der Bundesregie-
rung zu rechnen? 
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Die beteiligten Ressorts erörtern zur Zeit, ob für 
die Luftfahrzeugführer, die nicht Strahlflugzeugfüh-
rer sind, und für die sonstigen Luftfahrzeugbesat-
zungsangehörigen eine ähnliche ruhegehaltfähige 
Stellenzulage eingeführt werden kann, wie sie den 
Strahlflugzeugführern nach dem Bundesbesoldungs-
gesetz zusteht. Die Beratungen, denen ein entspre-
chender Antrag des Bundesministers der Verteidi-
gung zugrunde liegt, sind noch nicht abgeschlossen. 
Der Bundesminister der Verteidigung ist um einige 
Ergänzungen seines  Antrages gebeten worden. Die 
Ressorts haben vereinbart, die Sache anschließend 
zügig weiter zu behandeln. 

Über den Zeitpunkt einer Entscheidung der Bun-
desregierung kanngegenwärtig Näheres noch nicht 
gesagt werden. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort  

des Bundesministers des  Innern vom 12. März 1970 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Schmitt-Vockenhausen (Drucksache VI/480 Frage 
A 33) : 

Wie ist der Sachstand bei der Einführung der — insbesondere 
von Gemeinden und Gemeindeverbänden dringend erwarteten 
— Entscheidung über das Personenkennzeichen? 

Über die Vorbereitungen zur Einführung eines 
Personenkennzeichens haben meine Herren Amts-
vorgänger mehrfach im Rahmen der Fragestunde 
berichtet. Die Arbeiten daran sind intensiv weiter-
geführt worden. Die Entscheidung über die Vorlage 
eines Referentenentwurfes wird in  den  nächsten 
Wochen getroffen werden. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 13. März 1970 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Folger (Drucksache VI/480 Frage 
A 48) : 

Wie ist es zu erklären, daß auf der Weltausstellung 1970 in 
Osaka keine Autos aus Deutschland gezeigt werden? 

Die Weltausstellung 1970 ist unter das Thema 
gestellt worden „Fortschritt und Harmonie für die 
Menschheit". Innerhalb dieser Thematik hat 'die 
Bundesregierung ihren Beitrag auf das Thema 
„Technik und Musik" spezialisiert. Bei der Wahl 
der Ausstellungsobjekte mußte auf Kraftfahrzeuge 
verzichtet werden. Eine andere Entscheidung hätte 
— so sagen die verantwortlichen Fachleute — den 
Gesamteindruck des !deutschen Pavillons gestört. 

Ein gewisser Ausgleich wird dadurch geschaffen, 
daß in dem großen Deutschlandinformationsfilm in 
der ersten Halle unseres Pavillons in einer sehr 
lebendigen Bildfolge Erzeugnisse der deutschen 
Automobilindustrie gezeigt werden. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 13. März 1970 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Mertes (Drucksache VI/480 Frage 
A 49) : 

Was hat die Bundesregierung getan bzw. was beabsichtigt sie 
zu unternehmen, um die Bindung der europäischen Agrarpolitik 
an den sogenannten Grünen Dollar z. B. durch ein einheitliches 
europäisches Währungssystem zu ersetzen? 

Die Bundesregierung hat vor kurzem einen Stu-
fenplan für die Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion in der EWG vorgelegt. Dieser Stu-
fenplan sieht am Ende den Übergang zu festen und 
garantierten Wechselkursen sowie die Einführung 
einer gemeinsamen Währungseinheit in der Ge-
meinschaft vor. 

Eine solche Währungsunion, in der eine eigene 
Rechnungseinheit für den Agrarmarkt überflüssig 
ist, kann allerdings nicht von heute auf morgen ge-
schaffen werden. Zuerst muß eine wirksame Har-
monisierung der Wirtschaftspolitik in der Gemein-
schaft erfolgen. 

Die Bundesregierung wird alles tun, um die 
Arbeiten an dem Stufenplan in den Gremien der 
EWG voranzutreiben und möglichst rasche Fort-
schritte bei der Harmonisierung und Koordinierung 
der Wirtschaftspolitik zu erzielen. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 13. März 1970 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Varelmann (Drucksache VI/480 Frage 
A 50): 

Wäre es nicht angebracht, in den schwachen wirtschaftlichen 
Gebieten die Drosselung des Wirtschaftsablaufs durch Maßnah-
men der Bundesbank und der Regierung außer Kraft zu setzen 
und statt dessen erweiterte Maßnahmen der Wirtschaftsbelebung 
einzuleiten? 

Die Verbesserung der Struktur in wirtschafts-
schwachen Gebieten ist Aufgabe einer konsequen-
ten Regionalpolitik. Eine räumliche Abstufung der 
geld- und währungspolitischen Maßnahmen ist in 
einem einheitlichen Wirtschafts- und Währungs-
gebiet wie der  Bundesrepublik  nicht möglich. 

Deshalb sind die Mittel für das Regionale Förde-
rungsprogramm von der konjunkturbedingten Haus-
haltssperre ausgenommen worden und wird es 
keine Einschränkung der Investitionszulagen für das 
Zonenrandgebiet und die Bundesausbaugebiete ge-
ben. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 13. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des 
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Abgeordneten Weigl (Drucksache VI/480 Frage 
A 51 und 52) : 

Führt die Ausweitung der Strukturpolitik über die bisherigen 
Fördergebiete (Zonenrandgebiet, Bundesausbaugebiete) hinaus zu 
einer Verringerung der Förderungswirkung in den Bundesaus-
baugebieten, insbesondere im Zonenrandgebiet? 

Wie hoch ist der Anteil, den das Zonenrandgebiet aus dem 
60-Millionen-Sonderprogramm „Ruhr-Saar-Zonenrandgebiet" er

-

erhalten soll? 

Nein, denn gleichzeitig wurde die Förderung im 
Zonenrandgebiet und in den Bundesausbaugebieten 
erheblich verstärkt: Statt der angestrebten 20 000 
neuen Arbeitsplätze konnten Ende 1969 sogar 42 000 
neue Arbeitsplätze gezählt werden, die in den vom 
Bund geförderten Betrieben entstehen. 

Der Anteil des Zonenrandgebiets an dem Struk-
turprogramm „Ruhr-Saar-Zonenrandgebiet" beträgt 
ca. 24 Mio DM. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr.  Arndt 
 vom 13. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des 

Abgeordneten Dr. Schmid-Burgk (Drucksache VI/480 
Fragen A 53 und 54) : 

Warum verzögert sich die Verabschiedung des VII. Werfthilfe-
programms durch die Bundesregierung über das hinaus, was von 
Vertretern der Bundesregierung vor dem Deutschen Bundestag 
in Aussicht gestellt wurde? 

Wann ist mit der Verabschiedung des VII. Werfthilfepro-
gramms zu rechnen? 

Entsprechend den verschärften Wettbewerbsver-
hältnissen im Schiffsbau beabsichtigt die Bundes-
regierung, das VII. Werfthilfeprogramm aufzu-
stocken und die Vergünstigungen zu verbessern. 
Wegen der dadurch bedingten höheren Anforderun-
gen an den Haushalt und das ERP-Sondervermögen 
haben sich bei den Ressortberatungen Schwierig-
keiten ergeben, die erst vor kurzem überwunden 
werden konnten. 

Das Programm wird zur Zeit vom Bundeskabinett 
im Umlaufverfahren verabschiedet und soll in Kürze 
dem Hohen Hause vorgelegt werden. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 13. März 1970 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Rollmann (Drucksache VI/480 Frage 
A 55) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die Verzögeruhg 
des VII. Werfthilfeprogramms die Werften wichtige Aufträge 
verloren haben, die sie für eine kontinuierliche Beschäftigung 
benötigen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die deut-
schen Werften bereits seit einigen Monaten über 
Schiffsaufträge mit Ablieferungsdatum ab 1973 ver-
handeln, die in den zeitlichen Geltungsbereich des 

VII. Werfthilfeprogramms fallen. Sie hat auch er-
fahren, daß die Verhandlungen in verschiedenen 
Fällen ergebnislos abgebrochen worden sind. Wie 
bereits in der Fragestunde am 14. Januar dargelegt 
wurde, lassen sich die Gründe für das Scheitern von 
Vertragsverhandlungen nachträglich im allgemeinen 
nicht mehr eindeutig bestimmen. Es kann daher 
auch nicht festgestellt werden, ob sich die Auftrags-
lage im Falle einer frühzeitigeren Verabschiedung 
des VII. Werfthilfeprogramms wesentlich günstiger 
entwickelt hätte. Nachdem nunmehr die Arbeiten 
am VII. Werfthilfeprogramm abgeschlossen sind, ist 
die Voraussetzung dafür geschaffen, daß die Werf-
ten Anschlußaufträge zur Sicherung ihrer Beschäfti-
gung in den Jahren ab 1973 hereinholen können. 

Im übrigen habe ich seit dem 13. November 1969 
wiederholt vor diesem Hohen Hause die grundsätz-
liche Bereitschaft der Bundesregierung erklärt, auch 
für Ablieferungszeiten ab 1973 Werfthilfen bereit-
zustellen. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
13. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des Ab-
geordneten Kaffka (Drucksache VI/480 Fragen A 65 
und 66) : 

Ist die Bundesregierung in der Lage, die soziale Schlechter-
stellung von Frauen, die nach dem Bundesversorgungsgesetz 
betreut werden, zu beseitigen, indem diese bei Mutterschafts-
vorsorgeuntersuchungen den Frauen, die in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert sind, und den Frauen, die Fami-
lienhilfe nach § 205 a RVO haben, gleichgestellt werden? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, die nach dem Bundes-
versorgungsgesetz zu betreuenden kriegshinterbliebenen Frauen 
den Frauen gleichzustellen, die von den meisten gesetzlichen 
Krankenkassen für Zwecke besonderer Krankheitsverhütung nach 
Vorschrift des § 363 RVO einmal jährlich eine Vorsorgeunter-
suchung erstattet bekommen? 

Leistungen der Mutterschaftsvorsorge können 
auch nach dem Bundesversorgungsgesetz gewährt 
werden, zwar nicht im Rahmen der Heil- und Kran-
kenbehandlung, wohl aber als Leistung der Kriegs-
opferfürsorge; das ergibt sich aus § 27 b des Geset-
zes in Verbindung mit § 38 des Bundessozialhilfe-
gesetzes. Die danach vorgesehene Hilfe für wer-
dende Mütter soll in der Regel den Leistungen ent-
sprechen, die Versicherte der gesetzlichen Kranken-
versicherung für ihre Familienangehörigen erhalten. 

Die Leistungen der Kriegsopferfürsorge sind aller-
dings von bestimmten wirtschaftlichen Vorausset-
zungen abhängig, was im Einzelfall den Leistungs-
anspruch mindern oder ausschließen kann. Ein An-
laß zu einer Gesetzesänderung wurde bisher darin 
nicht gesehen, wohl auch deshalb, weil die Zahl der 
in Betracht kommenden Fälle klein ist. Mein Haus 
wird jedoch prüfen, wie zur Verbesserung des Bun-
desversorgungsgesetzes Mutterschaftsvorsorgeun-
tersuchungen nicht bloß im Rahmen der Kriegs-
opferfürsorge, sondern als Leistung der Kranken-
und Heilbehandlung vorgesehen werden können. 

Vorsorgeuntersuchungen gehören, wie Sie wissen, 
Herr Kollege, noch nicht zu den Regelleistungen der 
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Krankenkassen. Ebensowenig sind sie im Bundes-
versorgungsgesetz als Leistung der Heil- und Kran-
kenbehandlung vorgesehen. Eine Kostenübernahme 
für kriegshinterbliebene Frauen ist — wie bei der 
Mutterschaftsvorsorge — nur im Rahmen der 
Kriegsopferfürsorge möglich; ich darf auch dazu auf 
die Bestimmungen des Bundesversorgungsgesetzes 
in Verbindung mit dem Bundessozialhilfegesetz hin-
weisen. 

In erster Linie betrifft Ihre Frage wohl die Krebs-
vorsorge, der bei zunehmendem Alter besondere 
Bedeutung zukommt. Ich weiß, daß sich die Praxis 
dieser Vorsorgeuntersuchungen bewährt hat. Daher 
werde ich in die Weiterentwicklung des Bundesver-
sorgungsgesetzes die Frage einbeziehen, wie die 
rechtlichen Voraussetzungen für die von Ihnen ge-
nannten Vorsorgeuntersuchungen verbessert wer-
den können. 

Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
13. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge

-

ordneten Varelmann (Drucksache VI/480 Frage A 67): 

Berücksichtigt die Bundesregierung bei ihren Arbeitsförde-
rungsmaßnahmen in West-Niedersachsen den ständig erheblichen 
Bevölkerungszuwachs auf Grund des hohen Geburtenüberschus-
ses, der für die nächsten 20 Jahre auf 100 000 Einwohner jährlich 
zusätzlich 1500 bis 1800 Arbeitskräfte bringen wird? 

Die Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 
in West -Niedersachsen werden auf der Grundlage 
des regionalen Aktionsprogramms Nord-West-Nie-
dersachsen durchgeführt. Das Aktionsprogramm ist 
vom Lande Niedersachsen ausgearbeitet und vom 
interministeriellen Ausschuß der Bundesregierung 
für regionale Wirtschaftspolitik am 15. August 1968 
gebilligt worden. Dem Aktionsprogramm liegen 
Vorausschätzungen des Landes Niedersachsen über 
die Entwicklung des Arbeitskräftebestandes zu-
grunde, die auch die  voraussichtliche biologische Be-
völkerungsentwicklung in vollem Umfange berück-
sichtigen. 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
13. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge-
ordneten Dr. Abelein (Drucksache VI/480 Frage A 
68) : 

Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung angesichts der 
Preissteigerungen für die Verbesserung der finanziellen Situation 
der Kleinstrentner vor? 

Zunächst darf ich eine allgemeine Bemerkung 
machen. Nach der geltenden Rentenformel werden 
die Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
der Entwicklung der Löhne und Gehälter und nicht 
der Preisentwicklung angepaßt. Der Gesetzgeber hat 

sich bei der Rentenreform im Jahre 1957 bewußt 
für dieses Anpassungsverfahren entschieden. Es 
führt — über längere Zeit betrachtet — bei den 
Erwerbstätigen und bei den Rentnern zu einer pro-
zentual im wesentlichen gleich hohen Einkommens-
steigerung. Zeitliche Verschiebungen liegen dabei 
im Wesen der Rentenformel. 

Soweit es die sog. Kleinstrentner angeht, hat 
die bisherige Diskussion vor allem im Sozialpoliti-
schen Ausschuß dieses Hohen Hauses gezeigt, daß 
deren Situation sich unterschiedlich darstellt. Unter 
ihnen gibt es Gruppen, für die nicht in erster 
Linie die Rente, sondern andere Einkommen die 
eigentliche Lebensgrundlage bilden. Andere Emp-
fänger niedriger Renten erhalten zusätzlich Lei-
stungen der Sozialhilfe, der Kriegsopferfürsorge 
oder andere soziale Leistungen. Für diese Rentner 
sehen die Rentenanpassungsgesetze zeitlich befri-
stete Sonderregelungen über die Nichtanrechnung 
der Rentenerhöhungsbeträge vor. Auch für die Zu-
kunft wird die Bundesregierung derartige Sonder-
regelungen vorschlagen. 

Die Bundesregierung ist bemüht, die  tatsächlichen 
Lebens- und Einkommensverhältnisse derjenigen 
Gruppen von Rentnern näher zu untersuchen, die in 
der Rentenstatistik mit Kleinstrenten aufgeführt 
worden sind. Auf diese Weise sollen Anhaltspunkte 
für die weitere sozialpolitische Behandlung dieser 
Frage gewonnen werden. Da es sich um eine Frage 
mit vielfältigen sozialpolitischen und finanzwirt-
schaftlchen Zusammenhängen handelt, sollte sie bei 
der Vorlage des Berichts über Härten und Unzu-
länglichkeiten in der Rentenversicherung eingehend 
erörtert werden. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
13. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge-
ordneten Dr. Abelein (Drucksache VI/480 Frage A 
69) : 

Welche Abhilfemaßnahmen erwägt die Bundesregierung, um 
die durch die Rentenanpassung immer größer werdende Schere 
zwischen den hohen und niedrigen Renten zu schließen? 

Herr Kollege, mit dem, was Sie fragen, stellen Sie 
zugleich die Rentenformel insgesamt in Frage. Eine 
Änderung in Ihrem Sinne müßte größere sozial-
politische Auswirkungen haben. 1957 ist der Ge-
setzgeber davon ausgegangen, daß die Renten-
formel sich an dem im Arbeitsleben erworbenen 
Lebensstandard orientieren soll. Durch die Renten-
anpassung soll die Erhöhung der Löhne und Gehäl-
ter auch bei den Renten zu einer entsprechenden 
Verbesserung führen. Das System beruht zudem 
auf dem Versicherungsprinzip und der Beitragslei-
stung, die der einzelne während seines Arbeits-
lebens erbracht hat. 

Bei dem Gewicht, das die Rentenformel für die 
Lebenslage von Millionen Rentnern besitzt, bitte 
ich um Ihr Verständnis dafür, Herr Kollege, daß ich 
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an dieser Stelle keine Änderung ankündige. Ich 
will Ihnen freimütig sagen, das ist ein Thema, das 
über die Fragestunde hinausgeht. Wenn von Ihrer 
Seite die Rentenformel in Frage gestellt werden 
soll, mußte darüber im Plenum unter Einbeziehung 
aller sozialen, finanziellen und wirtschaftlichen 
Aspekte eingehend gesprochen werden. 

Anlage 19  

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
13. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des Ab-
geordneten Dr. Slotta (Drucksache VI/480 Fragen 
A 74 und 75) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Lohn-
mißstände und sozialen Ungerechtigkeiten, wie sie in der Ingrid-
Hutte, Euskirchen, gegeben sind, abzustellen? 

Warum vermitteln die Arbeitsämter an diesen Betrieb Arbeits-
kräfte für einen Stundenlohn von 2,30 DM, wenn feststeht, daß 
diese Arbeitnehmer ihren Lebensunterhalt durch Überstunden 
absichern müssen und damit der Gefahr der Frühinvalidität aus-
gesetzt sind? 

Ich will anmerken, daß ich von dem Abgeordneten 
Zebisch in den letzten 14 Tagen Material erhalten 
habe, das mir die Antwort trotz der Kürze der Zeit 
erleichtert. 

Zur Zeit beschäftigt nach Auskunft des Präsiden-
ten der Bundesanstalt für Arbeit die Ingridhütte 
griechische, tunesische und türkische Arbeitnehmer, 
zusammen 225 bei insgesamt 397 Arbeitnehmern. Die 
niedrigsten Stundenlöhne betragen nach unseren In-
formationen für weibliche Arbeitnehmer 2,30 DM 
und für männliche 2,50 DM. Wie uns der zuständige 
Arbeitgeberverband mitgeteilt hat, liegt dem gegen-
über der niedrigste tarifliche Stundenlohn für er-
wachsene Arbeitnehmer in der Hohlglasindustrie bei 
3,44 DM, d. h. fast 1 DM höher. 

Ferner habe ich festgestellt, daß in den letzten 
Jahren die Arbeitsbedingungen in der Ingridhütte 
mehrfach Gegenstand von Beschwerden und Inter-
ventionen waren. Das griechische Arbeitsministe-
rium hat bereits 1964 die Vermittlung von Arbeit-
nehmern zu diesem Glaswerk abgelehnt, und auch 
die tunesische Botschaft hat sich im Dezember 1969 
gegen eine Anwerbung von Arbeitnehmern aus 
Tunesien ausgesprochen. Die Bundesanstalt für 
Arbeit selbst hat bereits 1967 und 1968 die Zustim-
mung zur Anwerbung ausländischer Arbeitnehmer 
zu einem Stundenlohn von 1,80 DM für Frauen und 
2,30 DM für Männer verweigert. Auch die türkische 
Arbeitsverwaltung hat die Vermittlung von Arbeits-
kräften für die Ingridhütte erst nach schweren Be-
denken gestattet. 

Ich bin der Auffassung, daß die Fragen der Kolle-
gen Orgaß und Dr. Slotta in der Tat Probleme auf-
werfen, die einer Antwort bedürften, nicht zuletzt 
die Frage des menschenwürdigen Arbeitslohnes. 

Nachdem mir der Sachverhalt bekanntgeworden 
ist, habe ich veranlaßt, daß anhand dieses Falles 
generell geprüft und mit der Bundesanstalt für 
Arbeit erörtert wird, ob nach geltendem Recht die 

Vermittlung von ausländischen Arbeitskräften zu 
Bedingungen versagt werden kann, die in einem 
eklatanten Mißverhältnis zu den tariflichen Löhnen 
stehen. Die Präsidenten der Landesarbeitsämter 
haben schon am Dienstag dieser Woche in Bonn die 
Möglichkeiten erörtert. 

Sollten die Verhandlungen mit der Bundesanstalt 
ergeben, daß die Vorschriften des Arbeitsförde-
rungsgesetzes nicht ausreichen, um diese Fragen be-
friedigend zu lösen, so wird die Bundesregierung 
diesem Hohen Hause alsbald Gesetzesänderungen 
vorschlagen. 

Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Statssekretärs Rohde vom 
13. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des Ab-
geordneten Buschfort (Drucksache VI/480 Fragen 
A 76 und 77) : 

Ist sichergestellt, daß Mitglieder der gesetzlichen Kranken-
versicherung die Behandlung von Kiefer- und Zahnstellungs-
anomalien gemäß § 182 RVO auf Krankenschein erhalten? 

Trifft es zu, daß die beteiligten kassenzahnärztlichen Vereini-
gungen und Krankenkassen sich zur Zeit nicht bereit finden, die 
Behandlungen der Kiefer- und Zahnstellungsanomalien von RVO-
Versicherten zu -gewährleisten, so daß sich eine Vielzahl von 
Sozialgerichtsverfahren hierdurch ergeben hat? 

Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversiche-
rung ist die Behandlung von Kiefer- und Zahnstel-
lungsanomalien auf Krankenschein zu gewähren, 
wenn diese Anomalien Krankheit im Sinne der 
Reichsversicherungsordnung (§ 182 RVO) sind. Ich 
weiß, daß sich dazu in den vergangenen Jahren 
eine Reihe von Rechtsstreitigkeiten ergeben haben. 
Aus Gerichtsentscheidungen der jüngsten Zeit geht 
hervor, daß Sozialgerichte in Streitfällen Kiefer-
und Zahnstellunganomalien als Krankheit in dem 
genannten Sinne bestätigt haben. Im übrigen ist es 
Aufgabe der zuständigen Aufsichtsbehörden der 
Krankenkassen, auf die Einhaltung der gesetzlichen 
Vorschriften zu achten. Soweit meinem Hause Ein-
zelfälle bekanntgeworden sind, in denen Kranken-
kassen bei Kiefer- und Zahnstellungsanomalien eine 
Krankenscheinbehandlung abgelehnt haben, habe 
ich die zuständigen Aufsichtsbehörden damit befaßt. 

Vor einiger Zeit hat im übrigen das Bundesmini-
sterium für Arbeit und Sozialordnung den Bundes-
ausschuß der Zahnärzte und Krankenkassen ersucht, 
Richtlinien zu beschließen, die eine ausreichende, 
zweckmäßige und wirtschaftliche kieferorthopädische 
Versorgung der Versicherten auch durch die Kassen-
ärztlichen Vereinigungen und die Kassenzahnärzte 
gewährleisten. Der Bundesausschuß hat die Bera-
tungen darüber aufgenommen. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 10. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des 
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Abgeordneten Dr. Kempfler (Drucksache VI/480 Fra-
gen A 85 und 86) : 

Wie weit sind die Bemühungen vorangeschritten, einzelne 
leichtere Tatbestände des derzeitigen Lebensmittelstrafrechts in 
das Ordnungswidrigkeitenrecht zu überführen? 

Welche Tatbestände werden von einer solchen Regelung vor-
aussichtlich betroffen sein? 

In dem Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Neuordnung und Bereinigung des Rechts im Ver-
kehr mit Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, kosme-
tischen Erzeugnissen und Bedarfsgegenständen, der 
zur Zeit mit den betroffenen Wirtschaftskreisen erör-
tert wird und der bis Ende dieses Jahres den gesetz-
gebenden Körperschaften zugeleitet werden soll, ist 
vorgesehen, bestimmte Straftatbestände des gelten-
den Lebensmittelrechts in Ordnungswidrigkeiten-
tatbestände umzuwandeln. 

Als Ordnungswidrigkeiten sollen künftig Verstöße 
gegen die zum Schutz vor Täuschung erlassenen 
Kennzeichnungsvorschriften behandelt werden. Dar-
über hinaus ist beabsichtigt, bestimmte fahrlässig 
begangene Verstöße, soweit sie einen geringeren 
Unrechtsgehalt haben, als Ordnungswidrigkeiten 
zu behandeln. Hier sind insbesondere fahrlässig be-
gangene Verstöße gegen Zusatzstoffregelungen und 
die ihnen entsprechenden Bestimmungen sowie fahr-
lässige Verstöße gegen gesetzliche Verbote zum 
Schutz vor Täuschung und die entsprechenden 
Rechtsverordnungen zu nennen. 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 13. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Schmidt (Krefeld) (Drucksache 
VI/480 Fragen A 87 und 88) : 

Ist der vom Statistischen Bundesamt für 1968 festgestellte Rück-
gang der Tuberkulose um 10 000 Erkrankungen auf 211 075 in der 
Bundesrepublik Deutschland als Folge einer Abnahme an Erst-
infektionen zu verstehen, oder ergibt er sich durch die Erhöhung 
der Sterbequote bei älteren inoperablen und durch die klassi-
schen Tuberkulostatika nicht mehr zu beeinflussenden Erkran-
kungen? 

Ist die von vielen Ärzten gemachte Angabe auch 1968 über-
prüft worden, daß gerade in ländlichen Gegenden die Lungen-
tuberkulose als Erstinfektion sehr progressiv verläuft und sich 
bald nach Behandlungsbeginn eine Resistenz der Erreger gegen 
die klassische Tuberkulostatika einstellt? 

Die Mortalitätsstatistik weist für die Tuberkulose 
nicht nur keine Erhöhung, sondern einen langsamen, 
aber stetigen Rückgang aus, 1960: 9 223, 1965: 7 574, 
1968: 6 299. Die Abnahme des Bestandes an aktiven 
Tuberkulosen ist ein Saldo aus Abgängen durch Tod 
oder Heilung und Neuzugängen. Da die Todesquote 
sinkt, die Heilungsquote in etwa stetig sein dürfte, 
kann die Abnahme somit auf den Rückgang an Erst-
infektionen zurückgeführt werden. Dies ist auch am 
Rückgang der tuberkulinpositiven Schulanfänger 
abzulesen, deren Prozentzahl z. B. in Baden-Würt-
temberg von 5,4 in 1961 auf 3,9 in 1966 zurückging. 

Ich kenne keine wissenschaftlich tragfähigen Un-
terlagen, aus denen sich ,ein unterschiedlicher Ver-
lauf der Tuberkulose in Stadt und Land .ergäbe. 

Falls Ihnen solche wissenschaftlichen Arbeiten be-
kannt sind, wäre ich für eine Quellenangabe dank-
bar. 

Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 13. März 1970 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Härz-
schel (Drucksache VI/480 Frage A 91) : 

Trifft eine Pressemeldung zu, wonach die Bundesrepublik 
Deutschland in Europa das Land mit den prozentual höchsten 
Krebserkrankungen sei und die größte Sterbeziffer bei dieser 
Krankheit habe? 

Da in der Bundesrepublik keine Morbiditätssta-
tistik über bösartige Neubildungen geführt wird, 
liegen mir keine amtlichen Zahlen über die an Krebs 
erkrankten Personen vor. Ich wäre Ihnen daher 
dankbar, wenn Sie mir  die  Pressemeldung zugäng-
lich machen würden, wonach die Bundesrepublik in 
Europa das Land mit den prozentual höchsten 
Krebserkrankungen ist. 

Die Pressemeldung, wonach die Bundesrepublik 
in  Europa das Land mit der größten Sterbeziffer an 
Krebs ist, trifft nicht zu. Nach einer mir vorliegen-
den Veröffentlichung der WHO über die  Krebs-
sterblichkeit in ihren Mitgliedstaaten hatten im 
Jahre 1966 die Länder Belgien, Luxemburg und 
Österreich eine höhere Sterbeziffer an ,bösartigen 
Neubildungen als die Bundesrepublik. So starben 
hieran im Jahre 1966 von 100 000 Einwohnern in der 
Bundesrepublik 230 Menschen, in Belgien 237, in 
Luxemburg 260 und in Österreich 261. 

Diese Ziffern sind im übrigen für einen Länder-
vergleich ohnehin nur sehr bedingt brauchbar, da 
sie den unterschiedlichen Altersaufbau der einzel-
nen Länder und die sich daraus ergebenden Sterb-
lichkeitsunterschiede nicht berücksichtigen. Dennoch 
muß zugegeben werden, daß die Bundesrepublik 
hinsichtlich der Krebssterblichkeit recht hoch liegt. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 13. März 1970 
auf ,die Mündliche Frage des Abgeordneten Burger 
(Drucksache VI/480 Frage A 93) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die vom Hauptverband der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften geplante zentrale Erfassung 
aller in Deutschland lebenden Querschnittsgelähmten zu unter-
stützen? 

Wie ich bereits in der Antwort auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Meinecke in der Fragestunde am 
26. Februar 1970 zum Ausdruck gebracht habe, wur-
den über die Möglichkeiten der Erfassung der Quer-
schnittsgelähmten sehr eingehende Erörterungen 
geführt, an denen auch Vertreter des Hauptverban-
des der gewerblichen Berufsgenossenschaften teil- 
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genommen haben. Alle Beteiligten hielten es für 
unerläßlich, zunächst in einer sogenannten Feld-
studie die verschiedenen Methoden für eine opti-
male Erfassung der Querschnittsgelähmten zu testen. 
Nach Vorliegen der Ergebnisse dieser Studie wer-
den die Möglichkeiten einer Erhebung auf Bundes-
ebene geprüft. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann daher noch 
nicht gesagt werden, wie und auf welche Weise die 
vom Hauptverband der gewerblichen Berufsgenos-
senschaften geplante Erfassung ,der in der Bundes-
republik lebenden Querschnittsgelähmten unter-
stützt werden kann. 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Frau Strobel vom 13. März 1970 
auf die Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. 
Haack (Drucksache VI/480 Frage A 94) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Status 
der noch freiberuflich tätigen Hebammen sowohl hinsichtlich des 
Einkommens als auch der Funktion zu verbessern? 

Die Bundesregierung hat die Vorarbeiten für eine 
Erhöhung der von den Krankenkassen den freiberuf-
lich tätigen Hebammen für Hebammenhilfe zu zah-
lenden Gebühren getroffen und die Beratung dar-
über mit den Beteiligten (Hebammen und Kranken-
kassen) aufgenommen. Die Gebührenerhöhung soll 
die seit der letzten Anhebung der Gebühren erfolg-
ten Tariferhöhungen im Bereich des öffentlichen 
Dienstes berücksichtigen, um das Einkommen der 
freiberuflich tätigen Hebammen dem der angestell-
ten Hebammen anzugleichen. Die entsprechende 
Rechtsverordnung wird in Kürze dem Bundesrat 
vorgelegt werden. 

Im übrigen befindet ,sich das Hebammenwesen in 
einem Wandel. Es ist beabsichtigt, das Hebammen

-

recht umzugestalten, wobei auch die Frage der An-
stellung der Hebammen diskutiert werden wird. Die 
Bundesregierung wird in Kürze in Überlegungen zu 
einem neuen Hebammenrecht mit den Beteiligten, 
insbesondere mit den Ländern eintreten. 

Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
13. März 1970 .auf die Mündlichen Fragen des Abge-
ordnenten Tobaben (Drucksache VI/480 Fragen A 95 
und 96) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der norddeutschen 
Küstenländer, daß in absehbarer Zeit neben dem in Bau befind-
lichen Elbtunnel bei Hamburg ein weiterer fester Elbübergang 
zwischen Stade und Cuxhaven erforderlich ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der mangelhaften 
Verkehrsstruktur des Küstenraums für die in Frage 95 genannten 
Bauprojekte Finanzierungsmöglichkeiten, wie sie der Elbbrücken

-

verein Glückstadt anbietet, zu akzeptieren? 

Die  Bundesregierung teilt diese Auffassung. Der 
Bundesminister für Verkehr hat schon im Mai 1969 
während seiner Inpektionsreisen in den  4 Küsten-
ländern die sog. Küstenautobahn von Ostholstein 
zur niederländischen Grenze westlich Leer mit 
festen Übergängen über die Unterelbe und die Un-
terweser als Ergänzung des Bundesfernstraßennet-
zes Küstengebiet ,ausdrücklich anerkannt. 

Für den in Frage 95 erwähnten Elbtunnel bei 
Hamburg kommt eine private Finanzierung nicht in 

 Betracht. Der Bau dieses Tunnels, der im Zuge der 
Bundesautobahn Hamburg—Flensburg seit Juni 1968 
in Bau ist, wird aus Haushaltsmitteln (60 % Bund, 
40 % Land Hamburg) finanziert. 

Die Frage, ob die  vom Elbbrückenverein e. V. 
Glückstadt für einen festen Elbübergang bei Glück-
stadt angebotene (Finanzierungsmöglichkeit in  Be-
tracht kommt, wird erst akut, wenn aufgrund der 
notwendigen Untersuchungen die Linienführung so-
wie die technische Lösung und deren Kosten be-
kannt sind und  wenn auch die besondere Dringlich-
keit im Rahmen des „Ausbauplanes für die 'Bundes-
fernstraßen in den Jahrein 1971-1985" zu be-
jahen ist.  Dann erst kann beurteilt werden, ob der 
neue Elbübergang allein nu t Haushaltsmitteln finan-
ziert oder ob ausnahrnsweise eine andere, etwa die 
vorn Elbbrückenverein zwecks Beschleunigung ange-
botene private Finanzierung erwogen werden kann. 
Hierzu wäre übrigens ein besonderes Gesetz gemäß 
§ 7 Bundesfernstraßengesetz erforderlich. 

 

Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
13. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge-
ordneten Schulte (Schwäbisch Gmünd) (Drucksache 
VI/480 Frage A 97) : 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die Referendarzeit 
von Ingenieuren bei der Deutschen Bundesbahn verkürzt werden 
sollte, um die Laufbahn für den Nachwuchs attraktiver zu ge-
stalten? 

Die Bundesregierung teilt die  Ansicht, daß eine 
Verkürzung der Referendarzeit in der Tat die 
Attraktivität der Laufbahn gewährleistet. Dem wird 
im Rahmen des geltenden Rechts weitgehend da-
durch entsprochen, daß Zeiten praktischer Tätigkeit 
auf die  Referendarzeit Sinne einer Verkürzung 
angerechnet werden. Von dieser Anrechnungsmög-
lichkeit macht die Deutsche Bundesbahn in vollem 
Umfange Gebrauch. 

Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
13. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abgeord-
neten Lemmrich (Drucksache VI/480 Frage A 98) : 
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Welche Beträge müssen auf Grund der EWG-Verordnung zur 
Normalisierung der Eisenbahnkonten in den Bundeshaushalt 1971 
eingestellt werden, und welche Beträge wurden in den Bundes-
haushalt 1970 aufgenommen? 

Aufgrund von EWG-Verordnungen sind zur Nor-
malisierung der Eisenbahnkonten in den Bundes-
haushalt 1970 inisgesamt 2 328 Mio DM aufgenom-
men worden. Hinsichtlich der Einzelbeträge darf ich 
auf den  Entwurf .des Bundeshaushaltsplans 1970, 
Kap. 1202, Tit. 682 11 und 682 12, verweisen. 

Die diesen Bundesleistungen zugrunde liegenden 
Tatbestände müssen auch im Entwurf des Bundes-
haushalts 1971 berücksichtigt werden. Die Bemes-
sung der ,einzelnen Ansätze muß jedoch den Bera-
tungen über den Entwurf des Bundeshaushalts 1971 
vorbehalten bleiben. 

Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
13. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge

-

ordneten Lemmrich (Drucksache VI/480 Frage A 99) : 

In Höhe welcher Summe können zur Zeit Bauaufträge auf der 
Basis des Bundeshaushaltes 1970 im Bundesfernstraßenbau ver-
geben werden? 

Im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung darf 
nur über 60% der Ansätze für Investitionen ab-
züglich der vorgesehenen Sperrbeträge verfügt wer

-

den. Der hiernach für die Bundesfernstraßen vor-
läufig freigegebene Betrag ist durch Aufträge — 
hauptsächlich aufgrund von Verpflichtungsermächti-
gungen des Vorjahres — im wesentlichen bereits 
vertraglich festgelegt. Weitere Bauaufträge können 
daher z. Z. in nennenswertem Umfang nicht mehr 
vergeben werden. Das wird voraussichtlich erst wie-
der möglich sein, wenn der Bundeshaushalt gesetz-
lich festgestellt ist. 

Anlage 30 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
13. März 1970 auf die Mündliche Frage der Abge

-

ordneten Frau Griesinger (Drucksache VI/480 Frage 
A 100) : 

Wann ist mit der Zusammenfassung der beiden Oberbetriebs-
leitungen in Stuttgart und Essen zu einer zentralen Transport-
leitung mit dem Sitz in Mainz zu rechnen, die zur Straffung 
der Organisation der Deutschen Bundesbahn im Rahmen des 
Verkehrspolitischen Programms der Bundesregierung vorgesehen 
ist? 

Die Errichtung der Zentralen Transportleitung in 
Mainz, in der u. a. die beiden Oberbetriebsleitungen 
aus Stuttgart und Essen aufgehen sollen, hängt eng 
mit der Neuorganisation der Mittelinstanz der DB 
zusammen. Hierzu habe ich erst kürzlich gegenüber 
dem Kollegen Schmidt (Kempten) schriftlich Stel-
lung genommen. (Vgl. Anlage 55 zum Protokoll der 
32. Sitzung des Deutschen Bundestages, S. 1544.) 
Darauf darf ich verweisen. 

Anlage 31  

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
13. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge-
ordneten Dr. Jungmann (Drucksache VI/480 Frage 
A 101): 

Welche Schritte will die Bundesregierung unternehmen, um die 
seit langem bestehende gesundheitspolitische Forderung nach 
einer bundeseinheitlichen Regelung zu erfüllen, wonach — be-
sonders in den Städten — Ärzten im Bereich ihrer Praxis im 
Interesse schneller ärztlicher Hilfeleistungen ausreichende Park-
möglichkeiten bzw. Parkerleichterungen im Straßenverkehr ge-
währt werden können? 

Erleichterungen für Ärzte im Straßenverkehr gibt 
es. Seit 1959 bestehen Richtlinien des Bundesver-
kehrsministeriums über Ausnahmen vom Parkver-
bot für Ärzte, nach denen die Länder einheitlich ver-
fahren. Soweit sich vereinzelt Schwierigkeiten bei 
Durchführung dieser Richtlinien ergeben, versucht 
das Bundesverkehrsministerium, diese durch Füh-
lungnahme mit den obersten Landesbehörden auszu-
räumen. 

Ferner darf seit Juli 1969 an Kraftfahrzeugen von 
Ärzten während des Einsatzes zur Hilfeleistung in 
Notfällen ein gelbblinkender Dachaufsatz mit der 
Aufschrift „Arzt Notfalleinsatz" geführt werden. 

Anlage 32 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vorn 
13. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge-
ordneten Pieroth (Drucksache VI/480 Frage A 103) : 

Trifft es zu, daß Schwerbeschädigte als Beamte der Deutschen 
Bundespost bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen beför-
dert werden können, auch wenn gerade keine entsprechende 
Planstelle frei ist, daß dies aber für Beamte der Deutschen 
Bundesbahn nicht vorgesehen ist, und was steht gegebenenfalls 
der wünschenswerten Angleichung der Laufbahnvorschriften in 
diesem Punkt entgegen? 

Entgegen Ihrer Annahme haben Bahn und Post 
eine einheitliche Praxis. Die Deutsche Bundesbahn 
hat ebenso wie die Deutsche Bundespost zugelassen, 
daß die in § 4 Schwerbeschädigtengesetz genannten 
Schwerbeschädigten 

a) Kriegsblinde und Blinde, 

b) Hirnbeschädigte und Tuberkulöse, 

c) sonstige Schwerbeschädigte mit einer Erwerbs-
minderung um wenigstens 80 v. H. 

ohne Rücksicht auf die Wertigkeit der von ihnen 
wahrgenommenen Dienstposten im Rahmen der 
besetzbaren Planstellen bis in das Spitzenamt ihrer 
Laufbahn befördert werden können, wenn davon 
ausgegangen werden kann, daß ihnen ohne ihr 
Leiden ein entsprechender Beförderungsdienstposten 
übertragen worden wäre. 

Zur Klarstellung möchte ich noch darauf hinwei-
sen, daß die Deutsche Bundespost ebenso wie die 
Deutsche Bundesbahn die Beförderung der genann-
ten Schwerbeschädigten zwar nicht von der Wahr-
nehmung eines entsprechenden Dienstpostens, wohl 
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aber von dem Vorhandensein einer entsprechenden 
Planstelle abhängig macht. Die Durchführung von 
Beförderungen außerhalb des Stellenplanrahmens 
wäre haushaltsrechtlich nicht zulässig. 

Anlage 33 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
13. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des  Abge-
ordneten Dr. Miltner (Drucksache V1/480 Fragen 
A 104 und 105) : 

Billigt die Bundesregierung die Aufhebung von Poststellen in 
kleinen Gemeinden unter 300 Einwohnern? 

Sind die bisherigen Auflösungen oder sollen die künftigen 
mit der jeweiligen Landesregierung im Hinblick auf die fest-
gelegten Grundsätze der Landesplanung und der Verwaltungs-
reform abgesprochen werden? 

Es ist nicht beabsichtigt, in Landorten unter einer 
bestimmten Größe generell die Poststellen aufzu-
heben. Bei der Entscheidung über Einrichtung, Be-
trieb und Aufhebung von Poststellen werden viel-
mehr die örtlichen postalischen Verhältnisse und die 
überschaubare kommunalpolitische und wirtschaft-
liche Entwicklung der betroffenen Gebiete gebüh-
rend  berücksichtigt, und zwar auch im Zusammen-
hang mit Maßnahmen der Landesplanung und der 
Verwaltungsreform. Die Postämter und Oberpost-
direktionen halten in diesen Fragen enge Verbin-
dung mit den Gemeinde- und Kreisverwaltungen 
sowie mit den Regierungspräsidenten. 

Anlage 34 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
13. März 1970 auf die Mündliche Frage des Abge

-

ordneten Ollesch (Drucksache VI/480 Frage A 106) : 
Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, zu verhin-

dern, daß immer mehr Bürger unserer Städte durch den Bau von 
Hochhäusern in ihren niedrigen Häusern im Fernsehempfang 
empfindlich gestört werden? 

Technisch gesehen kommen als Abhilfe für Fern-
seh-Empfangsstörungen, die als Folge der Hoch-
hausbebauung entstehen, Großgemeinschaftsanten-
nenanlagen oder Kabelfernsehen in Betracht. 

Die. Hauptschwierigkeiten liegen jedoch im recht-
lichen Bereich. Der Arbeitskreis „Rundfunkemp-
fangsantennen", in dem verschiedene Ressorts der 
Bundesregierung, die Länder sowie alle betroffenen 
Interessengruppen vertreten sind, bemüht sich ge-
genwärtig um Lösungsmöglichkeiten. 

Anlage 35 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Dahren-
dorf vom 13. März 1970 auf die Mündlichen Fragen 
des Abgeordneten Kern (Drucksache VI/480 Fragen 
A 116 und 117) : 

Gibt es zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Grie

-

chenland vertragliche Abmachungen, wonach griechische Lehrer 
an deutschen Schulen in der Bundesrepublik Deutschland zur 
Unterrichtung griechischer Kinder angestellt werden müssen? 

Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, daß solche 
Lehrer an deutschen Schulen unterrichten, obwohl sie keine 
pädagogischen Vorbildungen und keine deutschen Sprachkennt-
nisse haben und ihr Unterricht darauf auszugehen scheint, über 
die Kinder die politische Einstellung der Eltern zu erfahren und 
zu beeinflussen? 

Ich beantworte die Frage mit Nein. 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Griechenland bestehen keine vertraglichen Ab-
machungen, wonach griechische Lehrer an deutschen 
Schulen in der Bundesrepublik Deutschland zur Un-
terrichtung griechischer Kinder eingestellt werden 
müssen. 

Weder das deutsch-griechische Kulturabkommen 
vom 17. Mai 1956 noch die Anwerbevereinbarung 
vom 30. März 1960 enthalten Bestimmungen über die 
Unterrichtung der Kinder von Gastarbeitern. 

Die schulische Betreuung der Kinder von Gast-
arbeitern ist Sache der Länder und wird nach einem 
Beschluß der Kultusministerkonferenz der Länder 
vom 14./15. Mai 1964 von den Unterrichtsverwaltun-
gen in deutschen Schulen durchgeführt. An Orten, 
wo sich zahlreiche Gastarbeiter aufhalten, sind von 
deren Heimatländern entsandte Lehrer tätig, die zu-
sätzlichen Unterricht in den Muttersprachen der 
Kinder erteilen (außer der Muttersprache z. B. Hei-
matkunde, Geschichte und Religion). 

Über die Erteilung des Unterrichts durch auslän-
dische Lehrer besagt der o. a. Beschluß der Kultus-
ministerkonferenz in Ziff. 3 folgendes: 

Der Förderung der ausländischen Kinder in 
ihrer Muttersprache kommt eine besondere Be-
deutung zu. Dieser Unterricht wird in der Regel 
durch Lehrkräfte erteilt, die durch die diploma-
tischen Vertretungen der Heimatländer vermil-
telt wurden. Die Unterrichtsverwaltung sollen 
für diese besonderen Kurse in der jeweiligen 
Muttersprache der ausländischen Kinder zusätz-
liche Hilfe gewähren ... 

In allen Bundesländern werden die ausländischen 
Lehrkräfte nach den ihrer Vorbildung entsprechen-
den Gruppen des Bundesangestelltentarifs angestellt 
und von den Ländern bezahlt. 

Auch die zweite Frage beantworte ich mit Nein. 

Dem Auswärtigen Amt sind keine Mitteilungen 
darüber zugegangen, daß griechische Lehrer, die an 
deutschen Schulen unterrichten, keine pädagogischen 
Vorbildungen und keine deutschen Sprachkenntnisse 
haben und daß ihr Unterricht darauf ausgeht, über 
die Kinder die politische Einstellung der Eltern zu 
erfahren und zu beeinflussen. 

Anlage 36 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Ahlers vom 7. März 1970 auf 
die Schriftliche Frage des Abgeordneten Moersch 
(Drucksache VI/480 Frage B 1): 
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Ist die Bundesregierung bereit, mir eine Aufstellung aller von 
ihr bezogenen Presse- und Informationsdienste einschließlich 
ihrer Kosten zu geben? 

Die Bundesregierung ist bereit, Ihnen die erbe-
tene Aufstellung zu geben. Zu diesem Zweck ist je-
doch eine genaue Erhebung bei den Bundesressorts 
erforderlich. Sobald mir die Informationen zur Ver-
fügung stehen, werde ich Ihnen die Aufstellung zu-
leiten. Bei der Beantwortung wird davon ausgegan-
gen werden, daß zu den Presse- und Informations-
diensten im Sinne Ihrer Anfrage nicht das Material 
der Nachrichtenagenturen gehört. 

Anlage 37 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Offergeld (Drucksache VI/480 Fragen B 2 
und 3) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die verschiedenen Vor-
stellungen über die Wärmebelastbarkeit des Hochrheins, die für 
den Bau von Atomkraftwerken von ausschlaggebender Bedeutung 
ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach Ansicht einer 
Schweizer Expertengruppe die jetzt in der Schweiz schon be-
willigten Atomkraftwerke bei ungünstigen Verhältnissen die 
Kühlwasserkapazität des Hochrheins schon überbeanspruchen, und 
wird die Bundesregierung deshalb in den bevorstehenden Ver-
handlungen mit der Schweiz darauf hinwirken, daß die Fort-
führung der Schweizer Kraftwerkprojekte bis zur Klärung der 
offenen Fragen mit der Bundesrepublik Deutschland zurückge-
stellt wird? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Sach-
verständigen Baden-Württembergs und der Schweiz 
zu weitgehend übereinstimmenden Auffassungen 
über die Wärmebelastbarkeit des Hochrheins ge-
kommen sind. Es bestehen in dieser Frage kaum 
verschiedene Vorstellungen. 

Über die Frage, nach welchen Grundsätzen die 
Kühlkapazität dies Hochrheins auf die Anlieger ver-
teilt werden wird, bestehen noch keine vertrag-
lichen Abmachungen. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
hat gegenüber der schweizerischen Regierung ihre 
Bereitschaft erklärt, hierüber alsbald in  Verhand-
lungen einzutreten. Eine formelle Antwort der 
schweizerischen Regierung steht noch aus. 

Die von Ihnen wiedergegebene Ansicht einer 
schweizerischen Expertengruppe ist der Bundes-
regierung nicht bekannt. Die  zwischen den  Sachver-
ständigen Baden-Württembergs und der Schweiz bis-
lang geführten Gespräche rechtfertigen nicht die An-
nahme, daß eine Überbeanspruchung der Kühlwas-
serkapazität dies Hochrheins durch die in der 
Schweiz schon bewilligten Atomkraftwerke gegeben 
sein könnte. 

Die Bundesregierung wird sich in den von ihr 
vorgeschlagenen Verhandlungen mit der Schweiz 
bemühen, die Auswirkungen der Kühlwassereinlei-
tungen ,der geplanten Kernkraftwerke im Hoch-
rheingebiet im Zusammenhang zu behandeln, und 
bei der Bemessung der Anteile an der Kühlwasser

-

kapazität des Hochrheins zu einer gerechten Eini

-

gung zu gelangen. 

Anlage 38 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Jahn vom 12. März 1970 auf 
die Schriftliche Frage des Abgeordneten Erhard 
(Bad Schwalbach) (Drucksache VI/480 Frage B 4) : 

Sind der Bundesregierung Schwierigkeiten von Mietern be-
kannt, die darauf beruhen, daß bei langjährigen Mietverhältnis-
sen die langen Kündigungsfristen nach § 565 Abs. 2 Satz 2 BGB, 
bei Tod nach § 569 BGB, bei Versetzung nach § 570 BGB oder 
bei Aufnahme in eine Anstalt, ein Heim oder Altenheim einer 
zeitgerechten Auflösung des Mietverhältnisses entgegenstehen? 

1. Die langen Kündigungsfristen nach § 565 Abs. 2 
Satz 2 BGB wirken sich im Falle des Todes des 
Mieters und bei Versetzung von Mietern, die 
Beamte, Soldaten, Geistliche oder Lehrer sind, 
nur dann aus, wenn der Erbe des gestorbenen 
Mieters oder der versetzte Mieter nicht für den 
ersten Termin kündigt, für den die Kündigung 
zulässig ist (vgl. § 569 Abs. 1 Satz 2 und § 570 
Satz 2). Wird für den ersten zulässigen Termin 
gekündigt, so gilt — unabhängig von der Dauer 
des Mietverhältnisses — die gesetzliche Kündi-
gungsfrist des § 565 Abs. 2 Satz 1; die Kündi-
gung ist also am 3. Werktag eines Kalendermo-
nats für den Ablauf des übernächsten Monats zu-
lässig. Das ergibt sich aus § 565 Abs. 5, der für 
Kündigungen unter Einhaltung der gesetzlichen 
Frist — hierzu gehören u. a. Kündigungen nach 
den §§ 569 und 570 —, bei Mietverhältnissen über 
Wohnraum, die nicht unter § 565 Abs. 3 fallen, 
nur auf § 565 Abs. 2 Satz 1 verweist. Schwierig-
keiten in solchen Fällen sind nicht bekanntge-
worden. 

2. An das Bundesministerium der Justiz werden 
gelegentlich Klagen von Mietern herangetragen, 
die ihre Wohnungen aus den verschiedensten 
Gründen vor Ablauf der vereinbarten Mietzeit 
oder vor Ablauf der Kündigungsfrist räumen 
wollen, deren Vermieter aber Zahlung des Miet-
zinses bis zum Ende des Mietverhältnisses ver-
langen. 

Nach geltendem Mietrecht können auch solche 
Fälle meistens angemessen geregelt werden: 

Nach § 552 Satz 2 und 3 BGB wird der Mieter von 
der Zahlung des Mietzinses befreit, soweit der Ver-
mieter die Mieträume während der Mietzeit anderen 
zum Gebrauch überläßt oder selbst in Besitz nimmt 
(z. B. zur Durchführung von Reparaturen oder Mo-
dernisierungen). Der Mieter kann außerdem vom 
Vermieter die Erlaubnis zur Untervermietung ver-
langen; verweigert der Vermieter die Erlaubnis, so 
kann der Mieter das Mietverhältnis bei den in § 549 
Abs. 1 Satz 2 angegebenen Voraussetzungen vor-
zeitig unter Einhaltung der gesetzlichen Kündi-
gungsfrist (s. dazu oben unter 1) kündigen. 

Die Bundesregierung wird jedoch weiter beobach-
ten, ob gesetzgeberische Maßnahmen vorgeschlagen 
sind. 
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Anlage 39 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Jahn vom 11. März 1970 auf 
die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Seibert 
(Drucksache VI/480 Fragen B 5 und 6) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die gegen-
wärtigen gesetzlichen Bestimmungen gegen Mietwucher nicht 
ausreichen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Schutzbestimmungen 
zugunsten der Mieter zu ändern, und bis wann ist gegebenenfalls 
damit zu rechnen? 

Unser Strafrecht besitzt zwei Vorschriften gegen 
den Mietwucher: Für den sog. Individualwucher, die 
Ausbeutung der wirtschaftlichen Bedrängnis eines 
bestimmten einzelnen, gilt § 302 e des Strafgesetz-
buchs. Gegen die volkswirtschaftlich nicht gerecht-
fertigte Ausnutzung allgemeiner Schwierigkeiten, 
den sog. Sozialwucher, ist dagegen die Straf- und 
Bußgeldvorschrift des § 2 a des Wirtschaftsstraf-
gesetzes (mit der gesetzlichen Überschrift „Preis-
überhöhung") gerichtet. 

Was § 302 e des Strafgesetzbuchs betrifft, ist Ihre 
Frage zu bejahen. Ich hatte schon in meiner Antwort 
auf die mündliche Frage des Herrn Kollegen Bäuerle 
in ,der Sitzung des Deutschen Bundestages am 
4. Dezember 1969 bemerkt, daß die Vorschrift zur 
Zeit im Kampf gegen den Mietwucher eine stumpfe 
Waffe ist. Zur Annahme des in ihr enthaltenen 
wesentlichen Tatbestandsmerkmals „Notlage" ge-
nügt nach herrschender Meinung nicht „die bloße 
Zwangslage, sich eine Wohnung beschaffen zu müs-
sen", sondern es muß „eine Beeinträchtigung der 
wirtschaftlichen Lebensführung des Betroffenen 
durch die von ihm zu zahlende überhohe Miete hin-
zukommen" (Entscheidungen des Bundesgerichts-
hofes in Strafsachen Band 11 Seite 182 [185] mit 
weiteren Nachweisen). Außerdem ist die Vorschrift, 
was ungerechtfertigt ist, nur bei Bewerbs- oder ge-
wohnheitsmäßiger Begehung anwendbar. 

Die Bundesregierung wird deshalb für eine Ände-
rung der Wuchervorschrift des § 302 e des Straf-
gesetzbuchs eintreten. Sie wird eine Neufassung im 
Rahmen der geplanten Reform des Besonderen Teils 
des Strafgesetzbuchs vorschlagen. 

§ 2 a des Wirtschaftsstrafgesetzes, der für die mei-
sten der als Mietwucher bezeichneten Fälle in Be-
tracht kommt, hat zwar Schwächen, wie ich schon in 
meiner Antwort auf die mündliche Frage des Herrn 
Kollegen Bäuerle dargelegt hatte. Solche Schwä-
chen sind aber nach allen seit 1915 gesammelten 
Erfahrungen mit den Vorgängern der Vorschrift 
wohl unvermeidbar. Die wertausfüllungsbedürf-
tigen, mehr im volkswirtschaftlichen Bereich behei-
mateten Tatbestandsmerkmale „Mangellage" und 
„unangemessen hoch" lassen sich leider nicht in 
einer mit marktwirtschaftlichen Grundsätzen zu ver-
einbarenden und strafrechtlich befriedigenden Weise 
genauer umschreiben, wie vielfache Prüfungen erge-
ben haben. 

Nach dem mir vorliegenden Material scheint § 2 a 
des  Wirtschaftsstrafgesetzes in der Praxis durchaus 
von Nutzen zu sein, und zwar vor allem dadurch, 

daß er — anders als eine reine Strafvorschrift — es 
ermöglichte, im Verhandlungswege eine Herab-
setzung überhöhter Mietpreise zu erreichen. Aller-
dings sind die Ergebnisse der von den Verwaltungs-
behörden durchzuführenden Bußgeldverfahren regio-
nal recht verschieden. Es dürfte weitgehend auf die 

 Handhabung durch die Verwaltungsbehörden an-
kommen. Nähere Hinweise hat der Bundesminister 
für Wirtschaft in einem an die Länder gerichteten 
Rundschreiben vom 27. Februar 1967 (Bundesbau

-

blatt 1967 Seite 132) gegeben. Eine Änderung des 
§ 2 a des Wirtschaftsstrafgesetzes beabsichtigt die 
Bundesregierung daher nicht vorzuschlagen. 

Die Bundesregierung hält auch derzeit keine we-
sentlichen Änderungen des sozialen Mietrechts für 
erforderlich. Durch das Dritte Gesetz zur Änderung 
mietrechtlicher Vorschriften vom 21. Dezember 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 1248) ist die Rechtsstellung der 
Mieter wesentlich verbessert worden. Das soziale 
Mietrecht gewährleistet seither — wie die bisher 
bekanntgewordenen Gerichtsentscheidungen zeigen 
— eine gerechte Berücksichtigung der Interessen der 
Vermieter und der Mieter, insbesondere der sozial 
schutzbedürftigen Mieter. Auch Schwierigkeiten bei 
der Beschaffung von Ersatzwohnraum, namentlich in 
Orten oder auf Teilmärkten, in denen die Wohn-
raumversorgung noch nicht ausgeglichen ist, können 
angemessen berücksichtigt werden. 
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Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 11. März 1970 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Weigl (Drucksache VI/480 Fragen B 
7 und 8) : 

Wie kann zweifelsfrei festgestellt werden, ob ein Unternehmer 
im Zonenrandgebiet bei einer Betriebserweiterung im Sinne der 
Richtlinien des Regionalen Förderungsprogramms infolge gleich-
zeitiger Inanspruchnahme der Investitionszulage und eines 
Kredites aus öffentlichen Mitteln Teile dieses Kredites zu einem 
späteren Zeitpunkt zurückbezahlen muß? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die vom Bun-
desminister für Wirtschaft gegebene Bescheinigung über die 
volkswirtschaftliche Förderungswürdigkeit eine ausreichende An-
tragsgrundlage für die Gewährung einer Investitionszulage dar-
stellt, d. h., daß die Beantragung von Investitionszulage für 
Investitionen im Jahre 1969 bis 31. März 1970 über das zustän-
dige Finanzamt und eine nochmalige Prüfung der Förderungs-
würdigkeit unterbleiben können? 

Die Richtlinien des Bundes über die Verwendung 
der Mittel im Regionalen Förderungsprogramm vom 
1. August 1969 legen ,die Förderungsobergrenzen für 
Investitionen der gewerblichen Wirtschaft fest. Der 
Höchstwert der  Förderung kann durch Kombination 
verschiedener Hilfen (verlorene Zuschüsse, Investi 
tionszulage, zinsgünstige Kredite) erreicht werden. 
Der Subventionswert der einzelnen Hilfen ist fest-
gelegt. 

Wird nachträglich eine Veränderung der Finan-
zierungsweise beantragt und soll etwa ein zinsgün-
stiger Kredit durch die Investitionszulage ersetzt 
werden, so ist nach den Richtlinien des Bundes nur 
der Teilbetrag des  zinsgünstigen Kredites sofort 
zurückzuzahlen, der über die Förderungsobergrenze 
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hinausführt. Die Investitionszulage ist somit voll in 
das Förderungsprogramm des Bundes integriert. Da 
die Länder den  Förderungsobergrenzen ebenso wie 
dem Investitionszulagegesetz zugestimmt haben, ist 
anzunehmen, daß sie bei Umstellungen der Finanzie-
rung von Investitionsvorhaben ebenso verfahren. 

Der Bundesminister für Wirtschaft bestätigt in 
der Bescheinigung nur das Vorliegen der in § 1 
Abs. 4 InvZulG genannten Voraussetzungen, wäh-
rend  das  Finanzamt ,die in § 1 Abs. 1 und 3 ge-
nannten Tatbestände für die Berechnung der In-
vestitionszulage festzustellen hat. Daher reicht die 
Bescheinigung allein als Antragsgrundlage nicht 
aus. Die Bescheinigung ist jedoch im Verfahren über 
die Gewährung ,der Investitionszulage in tatsäch-
licher und rechtlicher Hinsicht verbindlich, sie unter-
liegt nicht der Nachprüfung durch die Finanzbe-
hörde und Finanzgerichte (s. auch Begründung zum 
Steueränderungsgesetz 1969, Bundestagsdrucksache 
V/3890, S. 26 und das Schreiben des Bundesministers 
der Finanzen an die Länderfinanzminister (Finanz-
senatoren) vom 12. 2. 1970 — IV B/2-S 1987-9/70). 
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Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 11. März 1970 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Josten (Drucksache VI/480 Frage B 9) : 

ist die Bundesregierung bereit, angesichts der großen Bedeu-
tung der Gewerbeförderung die Ansätze der Gewerbeförderungs-
mittel in der zukünftigen mittelfristigen Finanzplanung zu er-
höhen? 

Die Bundesregierung hat bereits am 12. Februar 
1968 in der Antwort auf eine Kleine Anfrage (Bun-
destagsdrucksache Nr. V/2531) die große Bedeutung 
hervorgehoben, .die sie der Gewerbeförderung als 
Instrument der Strukturpolitik beilegt. Sie kündigte 
darin an, daß für Gewerbeförderungsmaßnahmen in 
Abstimmung mit den Ländern und den Trägern die-
ser Maßnahmen eine mittelfristige Planung aufge-
stellt werde. Der aus dieser Planung sich ergebende 
Finanzbedarf sollte Grundlage des Mittelansatzes im 
Bundeshaushaltsplan sein. Dieser Ankündigung ent-
sprechend sind die Gewerbeförderungsmittel gegen-
über 1968 um etwa 1,2 Millionen DM erhöht und 
im Haushaltsvoranschlag 1970 mit rd. 20,8 Millionen 
DM angesetzt worden. 

Die Bundesregierung wird sich auch in Zukunft 
dafür einsetzen, daß im Rahmen der haushaltsmäßi-
gen Möglichkeiten ausreichende Mittel für die Ge-
werbeförderung bereitgestellt werden. 

Anlage 42 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen der Abge

-

ordneten Frau Schanzenbach (Drucksache VI/480 Fra-
genB 10und 11): 

Weshalb hat die Bundesregierung auf dem ehemaligen Trup-
penübungsplatz Langenhard bei Lahr/Schwarzwald zurückgegrif-
fen,  obwohl dieses Areal in der Nachkriegszeit zu einem sehr 
wichtigen Erholungsgebiet wurde? 

Was kann nach Ansicht der Bundesregierung getan werden, 
um den berechtigten Einwänden der Stadt Lahr und der um-
liegenden Gemeinden gerecht zu werden? 

1. Das ehemalige, im Eigentum des Bundes stehende 
Übungsgelände Langenhard bei Lahr/Schwarz-
wald wurde als Standortübungsplatz für die ka-
nadischen Heereseinheiten, die  im Herbst 1970 
nach Lahr verlegt werden, vorgeschlagen, weil 

a) es für diesen Zweck wegen seiner Größe, 
Struktur und Entfernung zu den Kasernen 
besonders gut geeignet ist, 

b) der Bund nach dem Landbeschaffungsgesetz 
(§ 1 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 Buchst. b) gehal-
ten ist-, bei Landbeschaffungsmaßnahmen in 
erster Linie auf Grundbesitz der öffentlichen 
Hand  zurückzugreifen und 

c) die Inanspruchnahme eines anderen vergleich-
baren .Geländes dieser Größe im Raum Lahr 
mit größter Wahrscheinlichkeit eine ungleich 
schwerer wiegende Beeinträchtigung ziviler 
Belange mit sich bringen würde, als es  bei 
der Freimachung des Übungsgeländes Lan-
genhard der  Fall ist. 

2. Die Bundesregierung ist bestrebt, die an den 
 Grundstücken des Übungsplatzes bestehenden 

Pachtverhältnisse möglichst auf gütlichem Wege 
zu beendigen und Nachteile für die Pächter zu 
vermeiden. Sie wird bei ,den verschiedenen 
Straßenbaulastträgern auf eine verkehrsgerechte 
Erschließung des Übungsplatzes Langenhard hin-
wirken und sich bei den kanadischen Streitkräf-
ten dafür einsetzen, daß der Übungsplatz Lun-
genhard in den übungsfreien Zeiten als Nah-
erholungsgebiet für die Bevölkerung erhalten 
bleibt. Dafür liegen gewisse Zusagen der  kana-
dischen Streitkräfte, die um ein gutes Verhältnis 
zur Zivilbevölkerung bemüht sind, bereits vor. 

3. Das Anhörungsverfahren gemäß § 1 Abs. 2 des 
Landbeschaffungsgesetzes ist bei der Landes-
regierung Baden-Württemberg ,am 10.Dezember 
1969 eingeleitet worden. Es ist noch nicht abge-
schlossen. 

Anlage 43 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen ,Staatssekretärs Berkhan vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Würtz (Drucksache VI/480 Fragen B 12 
und 13) : 

Treffen Pressemeldungen zu, wonach zwei Offiziere der Bun-
deswehr wegen ihrer beabsichtigten Kandidatur bei den kommen-
den Kommunalwahlen in Schleswig-Holstein von ihren Vorge-
setzten mit der Absicht zur Rede gestellt worden sind, die 
Offiziere von ihrer Kandidatur abzuhalten? 

Wenn ja, welche disziplinare Würdigung hat dieses unkorrekte 
Verhalten der Kommandeure gefunden oder wird es finden? 
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Es trifft zu, daß Pressemeldungen diesen Vorwurf 
erhoben haben. 

Ich habe eine Untersuchung ,angeordnet und  zur 
Vorbereitung einer Entschließung den Wehrdiszipli-
naranwalt für das I. Korps um Ermittlungen ersucht. 
Diese Ermittlungen sind aufgenommen; die Unter-
suchung nimmt jedoch eine gewisse Zeit in An-
spruch. Vom Ausgang dieser Untersuchung wird es 
abhängen, welche disziplinare Würdigung die Vor-
fälle in Plön finden werden. 

Dem Verteidigungsausschuß des Deutschen Bun-
destages habe ich die sofortige Unterrichtung über 
das Ergebnis der  Untersuchung bereits zugesagt. 

Anlage 44 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Baron von Wrangel (Drucksache VI/480 
Fragen B 14 und 15) : 

ist der Bundesregierung bekannt, daß von März bis Juli 1970 
Teile der 16. Brigade aus Flensburg in Stärke von ca. 600 
Soldaten nach Wentorf bei Hamburg verlegt werden sollen, daß 
aber die benötigten ca. 120 Wohnungen nicht zur Verfügung 
stehen, sondern sich noch im Planungsstadium befinden, also 
frühestens Mitte bis Ende 1971 zur Verfügung stehen könnten? 

Ist die Bundesregierung nicht auch der Ansicht — gerade im 
Zusammenhang mit Äußerungen des Bundesverteidigungsmini-
sters in letzter Zeit, daß Fragen des Wohnungs- und Sozial-
bereichs für Soldaten mehr Bedeutung beigemessen werden 
muß —, daß Truppenverlegungen auch in dieser Hinsicht besser 
vorbereitet werden sollten, um derartige Mißstände und Er-
schwernisse für Bundeswehrangehörige zu vermeiden? 

Nach endgültiger Festlegung der Stationierung 
der PzGrenBrig 16 für den Standort Wentorf am 
28. 1. 1969 wurde vom Bundesministerium der Ver-
teidigung das Wohnungsbeschaffungsprogramm um 
den zusätzlichen Bedarf an Wohnungen am 6. 2. 
1969 aufgestockt und der zuständige Bundesminister 
für Städtebau und Wohnungswesen gebeten, diese 
Wohnungen erstellen zu lassen. 

Die Oberfinanzdirektion Kiel hat sodann auf Wei-
sung des Bundesministers für Städtebau und Woh-
nungswesen unverzüglich die vorbereitenden Maß-
nahmen zum Bau der Bundesdarlehnswohnungen 
eingeleitet. Wegen der Schwierigkeiten, die bei der 
Auswahl der Grundstücke und der Aufstellung der 
Bebauungspläne auftraten, verzögerte sich der Bau-
beginn und damit der erwartete Fertigstellungster-
min. Nachdem jedoch die Landesregierung Schles-
wig-Holstein Unterstützung hinsichtlich beschleu-
nigter Aufstellung der Bebauungspläne gewährt hat, 
kann nunmehr mit baldigem Baubeginn gerechnet 
werden. 

Bei Truppenverlegungen wird neben den mili-
tärischen Erfordernissen stets den Problemen des 
Wohnungs- und Sozialbereiches für Soldaten be-
sondere Beachtung geschenkt. Truppenverlegungen 
werden zeitlich so festgelegt, daß am neuen Stand-
ort auch Wohnungen zur Verfügung stehen. Hier-
von wird im Einvernehmen mit den Kommandobe-
hörden nur abgewichen, wenn der Verlegungsgrund 

besonders zwingend ist, so daß gewisse vorüber-
gehende Einschränkungen für die Truppe — auch in 
bezug auf die Familienwohnungen — in Kauf ge-
nommen werden müssen. 

Im Rahmen der Neustationierung der PzGrenBrig 
16 ist es aus zwingenden militärischen Gründen 
leider notwendig gewesen, die Führungs- und Ver-
sorgungsteile der Brigade nach Wentorf zu ver-
legen, ohne die Fertigstellung der Wohnungen ab-
zuwarten. Das zur Brigade gehörende PzArtBtl 165 
wird jedoch erst verlegt werden, wenn alle Vor-
aussetzungen einschl. des Wohnungsbaues erfüllt 
sind. 
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Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Dr. Klepsch (Drucksache VI/480 Fragen 
B 16 und 17): 

Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, die durch den 
Einsatz der Bundeswehr während des Hochwassers der vergan-
genen Wochen in breiten Teilen Deutschlands entstandenen 
Kosten nicht den Städten und Gemeinden anzulasten, sondern 
mit den im Verteidigungsetat zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmitteln zu decken? 

Wird die Bundesregierung demzufolge dem Antrag der CDU 
Koblenz/Stadt (Ratsfraktion und Kreispartei) vom 6. März 1970 
auf Übernahme der sonst der Bundeswehr zu erstattenden Kosten 
entsprechen? 

Nach der gegebenen verfassungsrechtlichen Lage 
fällt die Bekämpfung von Katastrophen im Inland 
in die Zuständigkeit der Länder und ihrer Ge-
bietskörperschaften, die auch die hierfür erforder-
lichen Kosten zu tragen haben. Mithin sind auch 
dem Bund die Aufwendungen zu erstatten, die ihm 
durch Inanspruchnahme seiner Einrichtungen durch 
die Katastrophenschutzbehörden entstanden sind. 
Trotz dieses Grundsatzes sieht aber das Haushalts-
gesetz vor, daß der Bund unter bestimmen Vor-
aussetzungen auf die Geltendmachung seiner For-
derungen bei Großkatastrophen verzichten kann. 
Die Bundesregierung vermag aber erst zu prüfen, 
ob sie bei der Hochwasserkatastrophe von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen kann, wenn sich das 
Ausmaß der auf die Gebietskörperschaften entfal-
lenden finanziellen Belastungen übersehen läßt. 

Abgesehen davon sehen die Katastrophenhilfebe-
stimmungen der Bundeswehr vor, daß Personalko-
sten für die eingesetzten Soldaten nicht gefordert 
werden. Außerdem kann — soweit die bei der 
Hilfeleistung ausgeübte Tätigkeit für die Truppe 
ausbildungsfördernd gewesen ist — von der Bezah-
lung auch der Sachkosten je nach dem Grad des 
Ausbildungsinteresses ganz oder teilweise abge-
sehen werden. 

Die Bundesregierung kann aus den oben darge-
legten Gründen im gegenwärtigen Zeitpunkt noch 
keine verbindlichen Erklärungen abgeben, ob und 
inwieweit dem Antrag der CDU Koblenz vom 
6. März 1970 entsprochen werden kann. 
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Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 10. März 1970 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Zebisch (Drucksache VI/480 Frage 
B 20) : 

Wird die Bundesregierung bei der Gewährung von Zuschüssen 
und Darlehen zum Bau von Studentenwohnheimen durch andere 
als öffentliche Träger Auflagen über eine demokratische und 
soziale Ausgestaltung der Mietverträge für die Studenten machen 
und die Ausbezahlung der Förderungsmittel von der Einhaltung 
dieser Auflagen abhängig machen? 

Die Bundesregierung fördert den Bau und die 
Einrichtung von Studentenwohnheimen durch Bun-
desjugendplanzuschüsse des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit und Darlehen de 
Bundesministeriums für Städtebau und Wohnungs-
wesen. Voraussetzung für jede Bewilligung und 
Auszahlung von Mitteln aus dem Bundesjugendplan 
ist, daß der jeweilige Träger — unabhängig von 
seiner Rechtsform — die Richtlinien des Bundes-
jugendplans und den geltenden Durchführungserlaß 
rechtsverbindlich anerkennt. Nach Nr. 43 Abs. 1 und 
5 des Durchführungserlasses für den 21. Bundes-
jugendplan sind die Träger verpflichtet, zur Stär-
kung des mitbürgerlichen Verantwortungsbewußtv

-

seins den Heimbewohnern Raum zur Mitwirkung in 
den Angelegenheiten des Heims zu gewähren, ihnen 
eine studiengerechte Wohn- und Arbeitsstätte zu 
bieten und die Unterbringungsentgelte so festzuset-
zen, daß sie dem gemeinnützigen Charakter des 
Heims und der sozialen Lage der Studierenden ent-
sprechen. 

Die Darlehensmittel des Bundesministeriums für 
Städtebau und Wohnungswesen werden nach Ab-
stimmung mit dem Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit und im Zusammenhang mit 
den Bewilligungen der Bundesjugendplanmittel ge-
währt. Die Vergabe dieser Darlehen unterliegt daher 
denselben Voraussetzungen wie die der Bundesju-
gendplanzuschüsse.  

Damit ist der Träger bereits nach der bisherigen 
Regelung gehalten, die Mietverträge jeweils demo-
kratisch und sozial auszugestalten und ist die Aus-
zahlung der Bundesmittel schon bisher von der Ein-
haltung der genannten Bedingungen abhängig. Wei-
tere Auflagen zur Erreichung dieser Ziele werden 
von der Bundesregierung nicht für erforderlich ge-
halten. 
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Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen des Abge-
ordneten Meister (Drucksache VI/480 Fragen B 21 
und 22) : 

Trifft es zu, daß im Verkehrswesen Brüsseler Beschlüsse des 
Ministerrates, die nach den Römischen Verträgen verbindlich 
sind, teilweise nicht von den Regierungen der Mitgliedstaaten, 
also auch der Bundesrepublik Deutschland, durchgeführt werden? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, die rückständigen Auf-
lagen bekanntzugeben? 

Die Bundesregierung ist bemüht, die Beschlüsse 
des Rats der Europäischen Gemeinschaften so 
schnell wie möglich durchzuführen und, soweit not-
wendig, durch nationale Rechtsvorschriften zu er-
gänzen. 

So hat die Bundesrepublik im Anschluß an die 
Ratstagungen vom Juli 1968 und März 1969 in kür-
zester Frist und noch vor Inkrafttreten der EWG-
Bestimmungen folgende nationalen Regelungen zur 
Durchführung der beschlossenen EWG-Verordnun-
gen erlassen: 

a) Verordnung zur Durchführung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1018/68 über die Bildung eines Ge-
meinschaftskontingents für den Güterkraftver-
kehr vom 19. 12. 68, Bundesgesetzblatt Teil I 
S. 1366. 

b) Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1174/68 vom 18. 8. 69, Bundesgesetzblatt 
Teil I S. 209. 
(Tarifverordnung für den grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr) 

c) Eine Verordnung zur Durchführung der Verord-
nung (EWG) Nr. 543/69 vom 22. 8. 69, Bundes-
gesetzblatt Teil I S. 1307. 
(sog. Sozialvorschriften im Straßenverkehr) 

Freilich läßt sich bei den oft sehr kurz angesetz-
ten Fristen nicht immer vermeiden, daß die EWG-
Verordnungen bei ihrem Inkrafttreten noch nicht in 
allen Einzelheiten vollzogen werden können. So ha-
ben z. B. die Bundesminister für Verkehr und für 
Arbeit und Sozialordnung im August 1969 mit Zu-
stimmung des Bundesrats die oben unter c) genannte 
Durchführungsverordnung zu den Sozialvorschriften 
für den Straßenverkehr erlassen. Dabei war es je-
doch nicht möglich, in der Verordnung die nationa-
len Strafvorschriften für den Fall von Verstößen 
gegen die EWG-Verordnung festzulegen, weil es 
dazu eines förmlichen Bundesgesetzes bedarf. Mit 
Rücksicht auf die auslaufende Legislaturperiode 
konnte Mitte 1969 aber kein Gesetzentwurf mehr 
eingebracht werden. Vielmehr mußte die entspre-
chende gesetzliche Regelung dem 6. Deutschen Bun-
destag vorbehalten bleiben. 

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 sollten 
die Mitgliedstaaten bis zum 1. 9. 69 Tarife für den 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr festsetzen. 
Von deutscher Seite lagen dafür alle Voraussetzun-
gen vor. Es gelang jedoch nicht, mit allen EWG-
Partnern innerhalb dieser Frist zu einer Einigung 
zu gelangen; zum Teil fehlten auch die Erfahrungen 
zum Abschluß solcher bilateralen Tarifabkommen. 
Die bilateralen Tarife werden daher voraussichtlich 
erst am 1. 9. 70, also ein Jahr später als vorgesehen, 
eingeführt werden können. Jedoch hat die Bundes-
republik — im Gegensatz zu anderen Mitgliedstaa-
ten — alle übrigen Durchführungsbestimmungen zur 
Tarifverordnung einschließlich der zur Überwachung 
erforderlichen Rechtsvorschriften rechtzeitig in Kraft 
gesetzt. 

Im Anschluß an die letzte Ratstagung am 26./ 
27. Januar 1970 sind nationale Regelungen nicht zu 
erlassen. 
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Es steht noch die Durchführung folgender beider 
EWG-Verordnungen teilweise offen 

— der Sozialvorschriften im Straßenverkehr, soweit 
es sich um die Strafvorschriften handelt, 

— der Tarifverordnung, soweit die bilateralen Ta-
riftverhandlungen noch nicht abgeschlossen sind. 

Anlage 48 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Biehle (Drucksache VI/480 Fragen B 23 
und 24) : 

Bis wann ist die Bundesregierung bereit, den Bahnübergang 
Karlstadt-Nord im Zuge der Bundesbahnstrecke Würzburg-
Gemünden, der zu den am stärksten frequentierten im Bundes-
gebiet gehört, zu beseitigen und das dazu notwendige Brücken-
bauwerk einschließlich der Entlastungsstraße entlang der Bahn-
strecke im Stadtbereich Karlstadt zu verwirklichen? 

Wann wird das im neuen Bundeshaushalt mit einem Leertitel 
aufgeführte Projekt der Schrankenbeseitigung und Umgehungs-
straße in Gänheim (B 26) im Zuge der Bahnstrecke Gemünden-
Schweinfurt verwirklicht? 

Die  Planung für die Beseitigung des höhenglei-
chen Bahnüberganges Karlstadt-Nord-Eußenheimer 
Schranke — und für die Entlastungsstraße entlang 
der Bahnstrecke — Verlegung der Bundesstraßen 26 
und 27 im Stadtbereich — ist abgeschlossen. Das 
Das Planfeststellungsverfahren w ird  in Kürze ein-
geleitet. Unter der Voraussetzung, daß sich in den 
weiteren Verhandlungen mit den Beteiligten keine 
besonderen Schwierigkeiten ergeben und die er-
forderlichen Haushaltsmittel — Gesamtkosten rd. 
11,5 Millionen DM  — rechtzeitig bereitgestellt wer-
den können, sollen die  Maßnahmen in der 1. Hälfte 
des 1. Fünfjahresplanes (Laufzeit 1971-1975) ver-
wirklicht werden. Das Brückenbauwerk in Karlstadt-
Nord und ,die Verlegung der B 26/27 im Stadtbereich 
erfordert eine Bauzeit von 2 Jahren. 

Die Umgehungsstraße von Gänheim mit der Be-
seitigung von zwei höhengleichen Bahnübergängen 
im Zuge der Bundesstraße 26 wird in die 1. Dring-
lichkeitsstufe für die Bundesfernstraßen in den Jah-
ren 1971 bis 1985 aufgenommen werden. Der Plan-
feststellungsbeschluß ist in Kürze zu erwarten. Die 
Verhandlungen mit  der  Deutschen Bundesbahn über 
die Höhe ihrer Kostenbeteiligung sind allerdings 
noch nicht abgeschlossen. Mit der Verwirklichung 
der Maßnahme kann voraussichtlich in der ersten 
Hälfte des 1. Fünfjahresplanes (1971-1975) gerech-
net werden. 

Anlage 49 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Dr. Gleissner (Drucksache VI/480 Fragen 
B 25 und 26) : 

Welches sind die Erfahrungen mit der Werbung fur den  Aus

-

länderreiseverkehr nach Deutschland auf der Weltausstellung in 
Montreal gewesen und welche Nutzanwendungen wurden daraus 
für die Fremdenverkehrswerbung bei ähnlichen Anlässen ge-
zogen? 

In welcher Form und in welchem Umfang wird die Werbung 
zugunsten des Ausländerreiseverkehrs nach Deutschland im Rah-
men der deutschen Beteiligung an der Weltausstellung in Japan 
berücksichtigt, und wurden dabei die Erfahrungen von vor drei 
Jahren in Kanada ausreichend verwertet? 

Auf der Weltausstellung in Montreal war die 
Deutsche Zentrale für Fremdenverkehr, die für die 
Werbung für den Ausländerreiseverkehr zuständig 
ist, mit einem Auskunftsstand vertreten, der täglich 
mit 2-3 Informanten besetzt war. Etwa 600 000 Pro-
spekte wurden verteilt und zusätzlich auf Wunsch 
zahlreiche mündliche Auskünfte gegeben. Ferner 
wurden auch schriftliche Auskünfte mit Material an 
solche Besucher später zugestellt, die entsprechende 
Wünsche geäußert hatten. Ein besonderer Frage-
bogen war dafür entwickelt worden, den die in 
Montreal ansässige Vertretung der Deutschen Zen-
trale für Fremdenverkehr weiter bearbeitete. Von 
der Möglichkeit einer schriftlichen Auskunft haben 
sehr viele Besucher Gebrauch gemacht. 

Eine besonders gestaltete Plakatwand neben dem 
Auskunftsstand machte auf die Bundesrepublik 
Deutschland als Reiseland aufmerksam. Außerdem 
wurden in einem besonderen Filmvorführungsraum 
des deutschen Pavillons (Zeltbau) neben allgemeinen 
Filmen auch solche gezeigt, die sich auf den Frem-
denverkehr bezogen. 

Das Interesse der Besucher für den Reiseverkehr 
nach Deutschland war lebhaft, ein Erfolg ist aller-
dings nicht nachweisbar. Über Erfolge in der Frem-
denverkehrsarbeit kann mehr oder weniger ledig-
lich die Statistik Auskunft geben. Diese ließ aber be-
sondere Steigerungsquoten nach der Weltausstellung 
Montreal nicht erkennen. Erfolge sind in der Frem-
denverkehrswerbung im allgemeinen schwer nach-
weisbar. In der modernen Werbung auf diesem Ge-
biete versucht man in letzter Zeit oftmals durch 
Couponeinsendung auf Anzeigen hin gewisse Er-
folgsnachweise zu erreichen. Gerade bei der Betei-
ligung an Ausstellungen ist das Indiz eines Erfolges 
mehr oder weniger durch das Interesse der Besucher 
gegeben, ohne daß ein Reiseentschluß nachweisbar 
wäre. Diese Eigenart der Fremdenverkehrswerbung 
— im Gegensatz zur Markenartikelwerbung — ist 
inte rnational bekannt. Auf Ausstellungen geht es 
daher im wesentlichen um eine würdige Repräsen-
tanz des Fremdenverkehrs. Diese Repräsentanz war 
in Montreal voll gegeben. Stichproben in anderen 
Pavillons ergaben, daß dort oft der Fremdenver-
kehr bei weitem nicht so ausdrücklich vertreten war 
wie im deutschen Pavillon. Werbeschriften waren 
größtenteils nicht zu erhalten. 

Die Erfahrungen von Montreal haben dazu ge-
führt, daß in Osaka ähnlich verfahren wird. Auch 
hier wird der Fremdenverkehr innerhalb des deut-
schen Pavillons einen besonderen Stand haben, der 
täglich mit zwei Informanten besetzt sein wird. Die 
Informanten sind vorher in Deutschland geschult 
worden. Die Deutsche Zentrale für Fremdenverkehr 
hat für Osaka einen besonderen Prospekt vorge-
sehen, der in einer Auflage von rund 1 Million zur 
Verteilung kommt. Darüber hinaus werden beson- 
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dere Prospekte der Deutschen Lufthansa und der 
Deutschen Bundesbahn verteilt (40 000), auch haben 
verschiedene Regionen und Orte der Bundesrepublik 
Deutschland, die an einem Japanreiseverkehr inter-
essiert sind, Schriften ausliegen (30 000). Die Deut-
sche Lufthansa wird außerdem noch einen mit der 
Deutschen Zentrale für Fremdenverkehr abgestimm-
ten besonderen Prospekt in einer Auflage von vor-
aussichtlich über eine Million abgeben, der in der 
Ausstellung gedruckt wird und ab Maschine zur Ver-
teilung kommt. 

Das deutsche Restaurant ist mit Bildern deutscher 
Städte in moderner grafischer Gestaltung ausgestat-
tet, einen besonderen Platz erhält innerhalb des 
Restaurants das Land Berlin, zudem ist das Wein-
lokal in moderner kynetisch-grafischer Gestaltung 
mit Rhein- und Weinlandschaften versehen. Die 
Wände in  der  Nähe des Auskunftstandes erhalten 
ebenso eine auf deutsche Landschaften bezogene 
künstlerische Gestaltung. 

Voraussichtlich werden noch in dem Bayernzelt 
der deutschen Firma Reiß auf dem Vergnügungs-
gelände deutsche Fremdenverkehrsfilme gezeigt 
werden. Die Verhandlungen dafür laufen noch. Der 
Einsatz erscheint allerdings wegen der voraussicht-
lich hohen Kosten noch zweifelhaft. 

In den Ausstellungsräumen selbst wird außerdem 
laufend ein Film von 12 Minuten Dauer als Bestand-
teil des Ausstellungsinhalts gezeigt werden, der 
insbesondere auch deutsche Landschaften zeigen und 
sonstige Reiseanreize enthalten wird. 

Geprüft wird z. Z. noch die Frage, ob und inwie-
weit ein besonderer „Tag des Tourismus" in Osaka 
veranstaltet werden soll. Bei der Fülle von National-
und Spezialtagen von nahezu 100 Nationen muß 
genau überlegt werden, ob die dafür vorgesehenen 
Kosten in einem angemessenen Verhältnis zum Er-
folg stehen. Man denkt jedoch wenigstens an einen 
Empfang von Reisejournalisten und Reisebüroagen-
ten, um dadurch das Angebot deutscher Reisen in 
Japan zu fördern. 

Die Gesamtkosten, in die sich die Deutsche Zen-
trale für Fremdenverkehr, die Deutsche Lufthansa, 
die Deutsche Bundesbahn und die Gesellschaft für 
Nebenbetriebe der Bundesautobahnen teilen wer-
den, werden etwa 200 000 DM betragen. Das ist zwar 
eine erhebliche Summe, doch dürfte ein derartiger 
Mitteleinsatz zu rechtfertigen sein, obwohl die Be-
sucher von Weltausstellungen einem Überangebot 
von Eindrücken gegenüberstehen; der Einsatz dürfte 
andererseits nach den Erfahrungen von Montreal in 
jeder Hinsicht ausreichen. 

Anlage 50 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen des Abge-
ordneten Gerlach (Obernau) (Drucksache VI/480 Fra-
gen B 27 und 28) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die für die Fortsetzung 
der Sauerlandautobahn über Aschaffenburg hinaus vorgesehene 
Linienführung im Odenwaldgebiet zur Zeit geplanten Anschluß-
stellen Höchst im Odenwald und Eulbach sowohl für den etwa 
37 000 Menschen umfassenden Wirtschaftsraum um Miltenberg 
als auch für den etwa 67 000 Einwohner umfassenden Wirtschafts-
raum von Obernburg völlig unzureichend sind und der Verkehrs-
erschließung dieser Räume keinesfalls gerecht werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, für den Raum Miltenberg eine 
Anschlußstelle im Raume Vielbrunn einzuplanen, zumal dann zur 
Einbindung des Landkreises Miltenberg in das überörtliche Ver-
kehrsnetz lediglich der Ausbau von Kreisstraßen notwendig wird, 
und ist die Bundesregierung weiterhin bereit, für den Raum 
Obernburg eine Anschlußstelle bei Fürstengrund einzuplanen, 
um so dem Landkreis Obernburg für den zu erwartenden starken 
Südverkehr eine direkte Verkehrsverbindung über Momlingen-
Neustadt—Rai-Breitenbach ohne Benutzung der Ortsdurchfahrt 
Höchst/Odenwald zu erschließen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die zu-
nächst in Aussicht genommenen Anschlußstellen 
Höchst im Odenwald und Eulbach für die Anbindung 
der Wirtschaftsräume Obernburg und Miltenberg 
an die Odenwaldautobahn allein voraussichtlich 
nicht ausreichend sein werden, um der Verkehrs-
erschließung dieser Räume gerecht zu werden. 

Die Planungen sind noch nicht abgeschlossen und 
verkehrswirtschaftliche Untersuchungen noch nicht 
durchgeführt. Sofern das Verkehrsaufkommen den 
Bau weiterer Anschlußstellen rechtfertigt, ist in 
Übereinstimmung mit dem Land Hessen und dem 
Freistaat Bayern beabsichtigt, Anschlußstellen bei 
Fürstengrund und Vielbrunn vorzusehen. 

Anlage 51 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen des Abge-
ordneten Wüster (Drucksache VI/480 Fragen B 29 
und 30) : 

Stimmt es, daß Pressemeldungen zufolge die Bahnlinie Wup-
pertal-Bayenburg—Radevormwald ab Mitte 1970 stillgelegt wer-
den soll, obwohl der parlamentarische Staatssekretär Holger 
Börner schriftlich zusagte, vor einer Stillegung den Minister für 
Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr von Nordrhein-Westfalen 
sowie den Abgeordneten des Wahlkreises 68 zu konsultieren? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß eine Ersatzver-
legung — der durch den Bau der Wuppertalsperre überfluteten 
Bahnlinie — auf der Strecke Remscheid-Lennep—Radevormwald 
betriebswirts chaftlich  geprüft wird? 

Es trifft zu, daß durch den geplanten Bau der 
Wupper-Talsperre im Raum Krebsöge ein Teil der 
Nebenbahnstrecke Wuppertal—Beyenburg—Rade-
vormwald überflutet werden wird. Die Bundesbahn-
direktion Wuppertal hat aus diesem Grunde am 
29. August 1969 vorsorglich ein Stillegungsverfahren 
eingeleitet, d. h. den Minister für Mittelstand, Wirt-
schaft und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen 
um Stellungnahme gem. § 44 des Bundesbahngeset-
zes gebeten. Diese Stellungnahme steht z. Z. noch 
aus. 

Auch mir hat die oberste Landesverkehrsbehörde 
von Nordrhein-Westfalen, in deren Händen die 
Planung liegt, ihre Vorstellung über ein endgültiges 
Verkehrskonzept für diesen Raum noch nicht mitge-
teilt. Der Bundesregierung ist es deshalb zum augen-
blicklichen Zeitpunkt auch nicht möglich, bestimmte 
Erklärungen abzugeben. 

Im übrigen hat der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär des Bundesministers für Verkehr weder 
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schriftlich noch mündlich zugesagt, den Abgeord-
neten des Wahlkreises 68 bei einer Stillegung der  
Strecke zu konsultieren.  

Anlage 52  

Schriftliche Antwort  

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom  
11. März 1970 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Seefeld (Drucksache VI/480 Frage B 31) :  

Wann ist mit der Entscheidung über die Streckenführung einer  
Entlastungsautobahn Karlsruhe—Stuttgart zu rechnen?  

Nach Abschluß der laufenden Untersuchungen 
kann über die Streckenführung der Entlastungs-
autobahn Karlsruhe—Pforzheim—Stuttgart voraus-
sichtlich noch im Laufe dieses Sommers endgültig 
entschieden werden. Soweit es sich jetzt schon er-
kennen läßt, wird nur eine südlich der bestehenden 
Autobahn verlaufende Trasse in Frage kommen, 
weil nur sie eine Weiterführung über den Rhein in 
Richtung Pirmasens-Landstuhl und die Ausschal-
tung der sehr ungünstigen Steigungsstrecken beim 
Enzübergang östlich Pforzheim ermöglicht. 

Anlage 53  

Schriftliche Antwort  

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Picard (Drucksache VI/480 Fragen B 32 
und 33) : 

Ist inzwischen die Linienführung der Bundesstraße 45 neu zwi-
schen Weißkirchen und Dieburg endgültig festgelegt? 

Wann ist nach einer realistischen Schätzung mit dem Abschluß 
des Planfeststellungsverfahrens, dem Beginn und dem Abschluß 
der Baumaßnahmen B 45 neu zwischen Weißkirchen und Dieburg 
tatsächlich zu rechnen? 

Die Linienführung der neuen B 45 zwischen Weiß-
kirchen und Dieburg ist noch nicht endgültig fest-
gelegt. 

Das Verfahren gemäß § 16 Bundesfernstraßenge-
setz zur Bestimmung der Linienführung wird im 
Laufe dieses Frühjahrs auf Landesebene eingeleitet. 

Es ist beabsichtigt, den Bau der neuen B 45 von 
Norden her in mehreren Abschnitten durchzuführen, 
wobei für den Abschnitt Weißkirchen—Ober-Roden 
voraussichtlich 1971 das Planfeststellungsverfahren 
eingeleitet werden soll. Sofern hierbei sowie beim 
anschließend durchzuführenden Grunderwerb keine 
besonderen Schwierigkeiten auftreten, ist vorge-
sehen, das Planfeststellungsverfahren 1972 zum Ab-
schluß zu bringen und noch im gleichen Jahre mit 
den Bauarbeiten zu beginnen. Die Bauzeit wird etwa 
2 Jahre in Anspruch nehmen. 

Die übrigen Abschnitte sollen unverzüglich hier-
auf folgen, damit so schnell wie möglich weitete 
Verkehrswerte geschaffen werden. 

Anlage 54  

Schriftliche Antwort  

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen des Abge-
ordneten Härzschel (Drucksache VI/480 Fragen 
B 34 und 35) : 

Sind der Bundesregierung die schwierigen Verkehrsverhältnisse 
im Raume Lörrach bekannt, und ist sie bereit, darauf zu drän-
gen, daß neben den Arbeiten an der B 316 auch das Planfest-
stellungsverfahren für die Wiesental-Umgehungsstraße (B 317) 
im Bauabschnitt Tumringen—Steinen schnellstens durchgeführt 
wird? 

Sind für diesen Bauabschnitt Mittel im laufenden Haushalt oder 
für das nächste Jahr vorgesehen, wenn nicht, wird die Bundes-
regierung dann nach Beendigung der Planfeststellung die not-
wendigen Gelder unverzüglich einsetzen, damit der Baubeginn 
nicht verzögert wird? 

Zur Verbesserung der schwierigen Verkehrsver-
hältnisse im Raume Lörrach sind umfangreiche Neu-
baumaßnahmen im Zuge der Bundesstraßen 316 und  
317 vorgesehen. Der Neubau der Bundesstraße 316  
zwischen Eimeldingen und Waidhof ist bereits ange-
laufen; für den  Neubauabschnitt Tumringen—Stei-
nen der Bundesstraße 317 konnte das Planfeststel-
lungsverfahren vor einiger Zeit eingeleitet werden.  
Die für die Durchführung dieses Verfahrens zu-
ständige Straßenbauverwaltung des Landes Baden-
Württemberg wird alles tun, um einen baldigen  
Abschluß zu erreichen. Bei der Verwirklichung der  
Maßnahme wird nach wie vor davon ausgegangen,  
daß der Neubau der Bundesstraße 316 auf jeden  
Fall Vorrang besitzt, da hierdurch bereits eine  
wesentliche Entlastung der Ortsdurchfahrt Lörrach  

erzielt werden kann. 
 

Das Anlaufen der Neubaumaßnahme im Zuge der  
Bundesstraße 317 ist im Haushalt 1970 nicht vorge-
sehen. Die Baudurchführung fällt damit in den Zeit-
raum des Ausbauplanes für die Bundesfernstraßen  
in den Jahren 1971-1985, für den der zeitliche Ab-
lauf einzelner Maßnahmen noch nicht festgelegt ist.  
Nach der bereits anerkannten Dringlichkeit der  
Maßnahme ist jedoch damit zu rechnen, daß für den  
Neubau der Bundesstraße 317 im Wiesental im  
1. Fünfjahresplan des Ausbauplanes Mittel einge-
plant werden können. 

Anlage 55  

Schriftliche Antwort  

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom  

11. März 1970 auf die Schriftliche Frage des Abge

-
ordneten Dichgans (Drucksache VI/480 Frage B 36) :  

Ist die Bundesregierung bereit, den in Deutschland startenden  
Flugzeugen die gleichen Auflagen für die Reinigung ihrer Ab-
gase zu machen, wie sie der Lufthansa in New York auferlegt  
worden sind?  

Die mir bekanntgewordenen Untersuchungen über  
die Luftverschmutzung lassen darauf schließen, daß 
Flugzeugtriebwerke keinen wesentlichen Anteil 
hierzu liefern. Flugzeugabgase waren in der Um-
gebung von Flughäfen mit empfindlichen Meßgerä-
ten nicht mehr nachweisbar. Da jedoch die  bei eini- 
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gen Triebwerken sichtbare Rauchfahne immer wie-
der zu Beschwerden führt, habe ich — gemeinsam 
mit dem Land Nordrhein-Westfalen — einen For-
schungsauftrag erteilt, durch den der Beitrag des 
Luftverkehrs .an der Luftverschmutzung eindeutig 
geklärt werden soll. 

Sollten die oben genannten Messungen erkenn-
bare Luftverschmutzungen ergeben, werden ähn-
liche Maßnahmen wie in den USA getroffen werden. 
Die Deutsche Lufthansa überprüft zur Zeit technische 
Maßnahmen zur Vermeidung von Ruß an dem be-
sonders getroffenen Triebwerk JT-8-D, die  in  ab-
sehbarer Zeit zu einer Umrüstung der Flugzeuge 
Boeing 727 und 737 führen werden. 

Anlage 56 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
11. März 1970 auf die Schriftliche Frage des Abge

-

ordneten Pieroth (Drucksache VI/480 Frage B 37) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die B 48 in der Orts-
durchfahrt Münster-Sarmsheim eine für den Straßenverkehr sehr 
gefährliche und für die Anlieger geschäftsschädigende Engstelle 
aufweist, und was wird die Bundesregierung tun, um diesen 
Gefahrenpunkt zu beseitigen? 

Der Bundesminister für Verkehr hat das zustän-
dige Ministerium ,für Wirtschaft und Verkehr des 
Landes Rheinland-Pfalz erneut gebeten, zu prüfen, 
welche Maßnahmen zur schnellen Verbesserung des 
Straßenzustandes in Münster -Sarmsheim möglich 
sind. Bereits Ende 1968 war festgestellt worden, daß 
eine grundlegende Verbesserung in der Ortsdurch-
fahrt voraussichtlich nur durch den  Abbruch der 
Wohngebäude auf einer Straßenseite über die ge-
samte Länge (der Engstelle zu erreichen sein wird. 

Anlage 57 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
11. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen des Ab-
geordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen (Drucksache 
VI/480 Fragen B 38 und 39) : 

Wann ist mit der Genehmigung der Kreuzungsvereinbarung 
über die örtliche Bahnunterführung Stadtmitte in Gernsheim 
zwischen der Deutschen Bundesbahn und der Stadt Gernsheim zu 
rechnen? 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, um die Unfall-
gefahren zu beseitigen, die auf Grund der durch die Bauarbeiten 
äußerst mangelhaften Beleuchtung an der Autobahnausfahrt 
Frankfurt/Main-West von der Opel-Tankstelle bis zur Nidda

-

Brücke bestehen? 

Das von Ihnen angesprochene Kreuzungsvorha-
ben in Gernsheim ist dem Bundesverkehrsministe-
rium seit längerer Zeit bekannt. Es handelt sich da-
bei um die Beseitigung von zwei Bahnübergängen 
im Zuge der Bleichstraße (Gemeindestraße) und der 
Zwingenberger Straße (L 3112). Der Hessische Mi-
nister für Wirtschaft und Verkehr hatte mir am 

7. Jan. 1969 mitgeteilt, daß der Zeitpunkt der Durch-
führung der geplanten Maßnahmen noch unbekannt 
sei. Es bestünden erhebliche Schwierigkeiten beim 
Grunderwerb, ferner stehe eine Umplanung zur 
Diskussion, da die Stadt eine Unterführung anstelle 
einer Überführung wünsche. Wie mir mitgeteilt 
wurde, ist die Kreuzungsvereinbarung über das 
Bauvorhaben zwischen der Bundesbahndirektion 
Frankfurt/M. und der Stadt Gernsheim am 19./23. 
Juni 1969 abgeschlossen worden. Das Hessische 
Landesamt für Straßenbau, dem die Stadt Gerns

-

heim die Kreuzungsvereinbarung vorgelegt hatte, 
hat im Hinblick auf die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vom 15. Juli 1969 — 2 BvF 
1/64 —, durch die u. a. § 13 Abs. 1 Satz 2 Eisen-
bahnkreuzungsgesetz teilweise für nichtig erklärt 
worden ist, eine Änderung der Kreuzungsverein-
barung dahin verlangt, daß der Bund das letzte 
Drittel der Kosten allein trägt. Die Bundesbahn-
direktion Frankfurt/M. und die Stadt Gernsheim 
haben am 9. Febr. 1970 eine entsprechende Nach-
tragsvereinbarung geschlossen. Die Unterlagen sind 
von der Stadt Gernsheim sodann wieder dem Hes-
sischen Landesamt für Straßenbau zugeleitet wor-
den. 

Ein Antrag auf Genehmigung der Kreuzungsver-
einbarung liegt dem Bundesverkehrsministerium 
noch nicht vor. Sobald dies der Fall sein wird, soll 
das Genehmigungsverfahren so schnell wie möglich 
durchgeführt werden. Wegen der Höhe der Kosten-
teilungsmasse, die sich nunmehr auf ca. 5,8 Mill. 
DM (statt wie ursprünglich vorgesehen 3,5 Mill. 
DM) belaufen soll, kann die Genehmigung nur im 
Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der 
Finanzen erteilt werden. 

Die Bundesregierung wird die hessische Straßen-
bauverwaltung ersuchen, notwendige Maßnahmen 
zur Verbesserung der Baustellenbeleuchtung im Be-
reich zwischen dem Opelkreisel und der Anschluß

-

stelle Frankfurt/M.-West zu ergreifen. 

Die Frage der Anordnung einer stationären Be-
leuchtung im fraglichen Bereich wird mit dem wei-
teren Fortschritt der Bauarbeiten geprüft werden. 

Anlage 58 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
11. März 1970 auf die Schriftliche Frage des Abge

-
ordneten Dr. Haack (Drucksache VI/480 Frage B 40) : 

Wann wird die Autobahnstrecke vom Nürnberger Kreuz bis 
zur Ausfahrt Altdorf dem Verkehr übergeben werden? 

Es wird angestrebt, den Teilabschnitt Nürnberger 
Kreuz—Neumarkt der Autobahnneubaustrecke Nürn-
berg—Regensburg, in dem die  Anschlußstelle Alt-
dorf liegt, bis Ende 1970 dem Verkehr zu überge-
ben. Ob die in diesem Winter ungünstigen Witte-
rungsverhältnisse darauf von Einfluß sein können, 
läßt sich zur Zeit allerdings noch nicht übersehen. 
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Anlage 59 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
11. März 1970 auf die Schriftliche Frage des Abge-
ordneten Niegel (Drucksache VI/480 Frage B 41) : 

Ist der Bundesminister für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen bereit, die Fränkische Schweiz, die als ein 
landschaftlich sehr schönes und bedeutendes Fremdenverkehrs-
gebiet in Nordbayern bekannt ist, für ein eigenes Postwert-
zeichen im Rahmen der Vorstellung von Fremdenverkehrsgebie-
ten auf Postwertzeichen bald zu berücksichtigen? 

Die Deutsche Bundespost ist gern bereit, im Rah-
men ihrer mit „Rothenburg ob der Tauber" begon-
nenen Sonderpostwertzeichen -Serie auch die Frän-
kische Schweiz zuberücksichtigen und stellt bereits 
entsprechende Überlegungen an. Voraussetzung ist 
allerdings, daß es gelingt, einen in die Serie pas-
senden Entwurf zu gestalten. Eine kurzfristige Be-
rücksichtigung ist jedoch wegen der großen Zahl 
der vorliegenden Wünsche und mit Rücksicht darauf, 
daß .die verwendeten Motive regional gestreut sein 

 müssen, leider nicht möglich. Für die Serie sind bis-
her  folgende Ausgaben fest geplant: 

1970 Oberammergau, Cochem, Freiburg im Breis-
gau 
1971 Nürnberg, Goslar 

1972 Heidelberg, Helgoland 
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Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 6. März 1970 auf die Schriftlichen Fragen 
des Abgeordneten Flämig (Drucksache VI/480 Fra-
gen B 42 und 43) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung nach der Übernahme von 
90 % des Anteils an der Gesellschaft für Kernenergieverwertung 
in Schiffbau und Schiffahrt (GKSS) in Geesthacht, für die Ein-
richtung eines Wissenschaftlichen Rates zu sorgen, und werden 
dabei die Vorschläge der Verbandsgruppe Geesthacht im Verband 
der Wissenschaftler an Forschungsinstituten berücksichtigt? 

Wird gewährleistet sein, daß der Wissenschaftliche Rat das für 
den wissenschaftlich-technischen Bereich verantwortliche Organ 
der Gesellschaft ist, durch das die mitverantwortliche Beteiligung 
der in Geesthacht tätigen Wissenschaftler bei der Planung und 
Durchführung der einschlägigen Aufgaben sichergestellt ist? 

Die Bundesregierung wird bei der Neufassung des 
Gesellschaftsvertrages der Gesellschaft für Kern-
energieverwertung in Schiffbau und Schiffahrt mbH 
(GKSS) dafür Sorge tragen, daß ein Wissenschaft-
licher Rat gebildet wird. Dabei werden auch die Vor-
schläge der Verbandsgruppe Geesthacht im Ver-
band der Wissenschaftler an Forschungsinstituten 
(VWF) berücksichtigt werden. 

Unabhängig davon ist durch geschäftsleitende 
Maßnahmen der GKSS bereits jetzt ein vorläufiger 
Wissenschaftlicher Rat berufen worden, dem fünf 
gewählte wissenschaftliche Mitarbeiter der Gesell-
schaft angehören. Diese Entwicklung entspricht den 
Intentionen der Bundesregierung. 

Gemäß der Regierungserklärung hat der Bundes-
minister für Bildung und Wissenschaft die Aufgabe 

angefaßt, in den Großforschungseinrichtungen seines 
Geschäftsbereichs die bestehenden hierarchischen 
Strukturen abzubauen und den wissenschaftlichen 
Mitarbeitern eine ihnen angemessene und zeitge-
rechte Mitwirkung in allen wisenschaftlichen und 
technischen Angelegenheiten zu sichern. Zu diesem 
Zweck hat die Bundesregierung Informationsdiskus-
sionen und Gespräche eingeleitet und auch schon 
geführt, die erstmals allen in den Großforschungs-
einrichtungen tätigen Gruppen Gelegenheit geben, 
ihre Vorstellungen offen zu unterbreiten und zu dis-
kutieren und so in demokratischer Weise an der 
Fortentwicklung der inneren Strukturen in den 
Großforschungseinrichtungen mitzuwirken. 

So führte ich am 26. 1. 1970 ein erstes Gespräch 
mit den wissenschaftlichen Mitarbeitern des Hahn-
Meitner-Instituts in Berlin. Herr Bundesminister 
Professor Dr. Leussink hörte am 27. 2. 1970 im Kern-
forschungszentrum Karlsruhe die in den Wissen-
schaftlichen Rat gewählten Vertreter der wissen-
schaftlichen Mitarbeiter der Gesellschaft für Kern-
forschung mbH. Außerdem empfing er gewählte Ver-
treter des Hahn-Meitner-Instituts Berlin (13. 2. 1970), 
der GKSS (3. 3. 1970) und der Deutschen Versuchs-
und Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V. 
(DVFLR) (3. 3. 1970) in Bonn. Schließlich fand am 
5. 3. 1970 im Kernforschungszentrum Karlsruhe eine 
ausführliche Informationsdiskussion in größerem 
Kreise statt (Wissenschaftlicher Rat, Geschäftsfüh-
rung, gewählte wissenschaftliche Mitarbeiter, Be-
triebsrat, OTV- und DAG-Vertreter sowie Leiter der 
zuständigen Institute und Abteilungen und die Fach-
referenten des BMBW). Die Serie der Gespräche und 
Anhörungen wird sich in den kommenden Wochen 
fortsetzen; erst nach ihrem Abschluß sollen die Ge-
sellschaftsverträge bzw. Satzungen unter Berück-
sichtigung der gewonnenen Erkenntnisse neu ent-
worfen werden. 

Es wird gewährleistet sein, daß der Wissenschaft-
liche Rat bei allen Fragen von wissenschaftlicher 
oder grundsätzlicher technischer Bedeutung mit-
wirkt. Es wird sichergestellt sein, daß die in den 
Wissenschaftlichen Rat gewählten wissenschaftlichen 
Mitarbeiter dabei mitverantwortlich tätig sein kön-
nen. 
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Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von 
Dohnanyi vom 12. März 1970 auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Zebisch (Drucksache VI/480 
Frage B 44) : 

Wird die Bundesregierung die Einrichtung von Stellen für 
Psychologen und Psychotherapeuten an den deutschen Universi-
täten zur Betreuung der Studenten anstreben und fördern, wie 
es in Holland schon seit langem der Fall ist und wie es auch 
bei uns die Studentenpfarrer zur Unterstützung ihrer Arbeit im-
mer wieder fordern? 

Ich teile Ihre Auffassung, daß die Einrichtung von 
Stellen für Psychologen und Psychotherapeuten an 
unseren Hochschulen von großer Bedeutung ist. 
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Allerdings hat die Bundesregierung hier im Augen-
blick keine unmittelbaren Einwirkungsmöglichkei-
ten. Die Einrichtung und Unterhaltung solcher Bera-
tungsstellen ist Sache der Länder und natürlich der 
Hochschulen selbst. An den meisten Hochschulen 
sind bereits psychotherapeutische Beratungsstellen 
eingerichtet worden. Sie sind sicherlich noch ausbau-
bedürftig. Im Rahmen der Reformen wird diesem 
Aspekt sicherlich mehr Aufmerksamkeit zu widmen 
sein. 
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Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Doh-
nanyi vom 10. März 1970 auf die Schriftlichen Fra-
gen ,des Abgeordneten Biechele (Drucksache VI/48O 
Fragen B 45 und 46) : 

Sind Presseinformationen über ein Referat des Exekutiv-
sekretärs der American Nuclear Society, Octave du Temple, vor 
Wissenschaftlern des Kernforschungszentrums Karlsruhe zutref-
fend, daß rasche Verbesserungen der Reaktortechnologie inner-
halb der nächsten zehn Jahre erwarten lassen, daß Kernenergie-
anlagen „kühler" werden und weniger Wärme an das vor-
wiegend Flüssen und Seen entnommene Kühlwasser abgeben? 

Würden solche Verbesserungen der Reaktortechnologie Ver-
anlassung geben, Planungen für den Reaktorhau in der Bundes-
republik Deutschland zu überprüfen? 

Mr. Du Temple, Exekutivsekretär der American 
Nuclear Society, sprach am 23. Februar 1970 im 
Kernforschungszentrum Karlsruhe über „die Bedeu

-

tung der Kernenergie für die Verbesserung der Um-
weltbedingungen". Laut Pressemitteilung des Kern-
forschungszentrums hat Mr. Du Temple hierbei u. a. 
die Auffassung vertreten, daß „rasche Verbesserun-
gen der Reaktortechnologie innerhalb der nächsten 
zehn Jahre eine Verringerung der von Kernenergie-
anlagen abzuführenden Wärme erwarten" ließen. 

Nähere Erläuterungen hierzu wurden von Mr. Du 
Temple nicht gegeben. 

Eine Verringerung der von Kernenergieanlagen 
abzugebenden Wärme ist, zumindest bei Einzweck

-

anlagen, gleichbedeutend mit einer Erhöhung des 
Wirkungsgrades. Die Beantwortung der Frage, ob 
bzw. inwieweit rasche Verbesserungen der Reaktor-
technologie eine Erhöhung des  Wirkungsgrades er-
warten lassen, ist für den jeweils unterstellten Reak-
tortyp spezifisch. 

Bei der Leichtwasserreaktor-Baulinie (Druckwas-
serreaktor und Siedewasserreaktor), die den über-
wiegenden Teil der in den USA und der Bundes-
repblik Deutschland bisher gebauten und bestellten 
Kernkraftwerke ausmacht, sind wesentliche Erhö-
hungen des Wirkungsgrades, der bei den letzten in 
Deutschland bestellten Anlagen bei ca. 33 % liegt, 
nicht zu erwarten. 

Beim Hochtemperaturreaktor und beim Schnellen 
Brutreaktor dürften nach heutigen Schätzungen Wir-
kungsgrade von zunächst etwa 40% und später bis 
zu 50%  erreichbar sein. Mit dem kommerziellen 
Einsatz von Hochtemperaturreaktoren bzw. von 
Schnellen Brutreaktoren wird in der Bundesrepublik 
für Ende der 70er bzw. Anfang der 80er Jahre 
gerechnet. Insoweit trifft die Aussage zu, daß die 
Entwicklung der Reaktortechnologie in den nächsten 
10 Jahren eine Verringerung der von Kernenergie-
anlagen abzugebenden Wärme erwarten läßt. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden die 
Schwerpunkte der Förderung von Reaktorbaulinien 
auch weiterhin beim Hochtemperaturreaktor und 
beim Schnellen Brutreaktor liegen. Zu einer Über-
prüfung der in der Bundesrepublik aufgestellten 
Planungen für den Reaktorbau wäre daher unter 
dem Gesichtspunkt einer Verringerung der von 
Kernenergieanlagen abzugebenden Wärme keine 
Veranlassung gegeben. 
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